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Mitteilung der 
Geschäftsführung 

Liebe Leserinnen und Leser! 
Wir freuen uns, Euch mitteilen zu kön­
nen, daß wir die spw-Redaktion um zwei 
Mitarbeiter erweitern konnten: Heiner 
Kockerbeck (Köln) und Ralf Krämer 
(Dortmund) sind neu in die Redaktion ge­
kommen und haben beide vor, an der 
Qualitätsverbesserung der Zeitschrift mit­
zuarbeiten. 
Auch im Büro der spw hat sich eine Ver­
änderung ergeben. Thomas Rausch, der 
uns erst als Praktikant, später als freier 
Mitarbeiter, rei dem Aufbau eines Werbe­
konzeptes erfolgreich geholfen hat, ver­
läßt nach jahrelanger Mitarbeit das Büro. 
Als Autor und Aktiver in den ProMS­
Projektgruppen wird er weiterhin unser 
Projekt unterstützen. Neue Mitarbeiterin 
im Büro ist Kerstin Trostmann. Noch 
nicht lange in Köln, hat sie gleich den 
Weg zu spw gefunden. An ihrem ehema­
ligen Studienort war sie unter anderem 
für den vag-Verlag (Marburg) tätig. Sie 
wird im Bereich Werbung und Verlag­
stechnik Schwerpunkte setzen und betreut 
zur Zeit die aktuellen Buchprojekte. 
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Eine wichtige Veränderung in diesem 
Heft ist sicher jedem aufgefallen. Wir 
verwenden eine neue Papierqualität. Es 
handelt sich um die Marke "Alsaprint", 
die seit 2 Jahren vom Greenpeace Maga­
zin eingesetzt wird. Es ist umwelt­
verträglicher als andere Papiersorten, er­
möglicht eine gute Druck- und Kontrast­
qualität und bedeutet für spw gleichzeitig 
eine Gewichtseinsparung. Gleichzeitig 
verzichten wir ab dieser Ausgabe auf die 
Belichtung vor dem Druck. Dies wurde 
durch die neuen Laserdrucker möglich, 
die seit einigen Monaten zu erschwingli­
chen Preisen auf dem Markt sind. Damit 
können wir nicht nur einige hundert Mark 
pro Ausgabe sparen, wir können gleich­
zeitig verunglückte Schrifttypen, mit de­
nen wir in der Vergangenheit immer zu 
kämpfen hatten, vermeiden. 
Die allgemeine Kostenschraube setzt 
auch uns zu. Postgebühren, Mietkosten 
und Büromaterial sind zur Zeit die we­
sentlichen Probleme. Wir bitten unsere 
Leserinnen und Leser daher um Ver­
ständnis für eine nicht zu umgehende Ent­
scheidung: Ab 1994 wird das spw Abo 
um 7,- DM im Jahr angehoben. Das Nor­
malabo kostet dann DM 58,- und das Abo 
für Erwerbs- und Vermögenslose DM 
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49, -. Dies ist die erste Preiserhöhung, seit 
spw von Berlin nach Köln umgezogen ist 
(1989). Damals hatten wir zudem das er­
mäßigte Abo neu eingeführt. Auch mit 
diesen zusätzlichen Einnahmen können 
wir die Zeitschrift nicht kostendeckend 
produzieren. Dazu sind erfolgreiche 
Buchproduktionen notwendig sowie 
Spenden. 
Zwei Buchproduktionen stehen dieses 
Jahr auf unserer Liste. "BeraJUng in kom­
munalen Gleichstellungsteilen", erschie­
nen im Mai, ist bereits ein Erfolg und 
kann mit dem beiliegenden Verlags­
programm bestellt werden. "Zieht die 
Linke in den Krieg" soll im August er­
scheinen. Dieses Buch, das sich mit dem 
aktuellen Thema der Bundeswehrkarnpf­
einsätze beschäftigt, kann sofort mit der 
beiliegenden Werbekarte bestellt werden. 
Bitte nutzt diese Möglichkeit und gebt die 
Werbekarte auch an andere weiter. Für 
dieses Buch kann auch eine gezielte Spen­
de getätigt werden. Näheres in dem abge­
druckten Spendenaufruf. 

Die spw-Geschiiftsführung 
Andreas Bach Ulla Saß 
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11Zieht die Linke in den Krieg?'' 
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Spendenaufruf 

Erstmals seit Ende des 2. Weltkrieges 
beteiligen sich bundesdeutsche Soldaten 
wieder an militärischen Einsätzen außer­
halb der BRD. Bisher geschieht dies nur 
unter dem Deckmantel der UN. Aber die 
Pläne der Bundesregierung und der Bun­
deswehr sehen längst auch Einsätze im 
Rahmen der NATO und der WEU vor, 
unabhängig von einem Votum der Völ­
kergemeinschaft. 
Gesichert werden sollen deutsche Interes­
sen in aller Welt. Und die Linke? Ist sie 
bereit, sich diesen Kriegsambitionen ent­
schieden zu widersetzen? Wie soll ihrer 
Meinung nach die neue Weltordnung ge­
staltet werden? 
Herausgeber/in: Katrin Fuchs, Peter 
von Oertzen, Ludger Volmer 

Autor/innen: Egon Bohr, Wolfgang Bier­
mann, Katrin Fuchs, Konrad Gilges, 
Horst Groben, Peter Glotz, Anhur Hein­
rich, Jochen Hippler, Helmut Lippelt, 
Dieter Lu!z, Wolf Dieter Narr, Alben 
Sta!'l., Uwe Stehr, Joachim Schuster, Bar­
bara Simones, Ludger Volmer, Andreas 
Wehr, Frieder 0. Wolf 
Das Buch soll Anfang August im spw­
Verlag erscheinen. Für die ökonomische 
Absicherung bitten wir um Spenden. Eine 
steuerabsetzbare Spendenquittung wird 
unaufgefordert ab DM 100,- zugeschickt. 
Die Überweisung der Spende soll auf das 
Konto Stadtsparkasse Bielefeld, BLZ 480 
50161, Konto Nr. 62011002, Verein zur 
Förderung von Demokratie und Völker­
verständigung e. V., erfolgen. 

Vielen Dank für die Unterstützung. 
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UweKremer 
Hans-Ulrich Klose - oberster parlamenta­
rischer Konkursverwalter der Sozialde­
mokratie - erklärte trotzig, daß die SPD 
nunmehr - nach der Vorlage der Koaliti­
onsstreichliste - keine Sparvorschläge 
mehr machen werde, da sie ansonsten ih­
rer Identität verlustig gehen würde. Tat­
sache ist aber, daß derartige Vorschläge 
auch nicht mehr erforderlich sind, weil 
die SPD mit ihrer Zustimmung zum "So­
zialpakt" ja die ganze Chose mit auf den 
Weg gebracht hat. Das "Föderale Kon­
solidierungsprogramm" bedurfte bekannt­
lich der Zustimmung des Bundesrat und 
damit der SPD-regierten Länder, welche 
bereitwillig gegeben wurde, nachdem die 
größten sozialen Schweinereien ausge­
klammert worden waren - doch nicht etwa· 
um sie zu verhindern, wie uns unsereObe­
ren Glauben machen wollten. Der Trick: 
Diese Schweinereien - wie sie jetzt erneut 
präsentiert werden - können nunmehr in 
getrennten Gesetzen, die nicht mehr der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfen, 
durchgezogen werden, während die SPD 
auf der anderen Seite nunmehr gefahrlos 
ihre Zustimmung verweigern und heftigst 
dagegen protestieren kann. Ein Schelm, 
wer dabei Böses denkt ... 
Zum selben Zeitpunkt erklärte selbiger 
Klose, die SPD habe nichts gegen "robu­
ste Blauheimeinsätze" und er sei für eine 
entsprechende Erweiterung der SPD-Be­
schlußlage. Die Erfahrungen härten ge­
zeigt, daß die Trennung zwischen klassi­
schen Blauhelm-Einsätzen und Kampf­
einsätzen nicht mehr möglich sei. Der 
Witz an der Sache: Mit dieser Aussage 
hat er zweifellos recht - und es war ja die 
Linke, die dies in der Vergangenheit 
anführte, als sie sich noch gegenüber 
jeglichen Blauhelm-Einsätzen reserviert 
verhielt, um sich dann doch Stück für 
Stück darauf einzulassen. Heute aber ent­
decken diejenigen, die damals noch 
behaupteten, man könne "friedenserhal­
tende" und "friedensschaffende" Maß­
nahmen voneinander trennen, um die 
Linke zu einem ersten Schritt auf das Ter­
rain auswärtiger Militäreinsätze zu bewe­
gen, daß dem nicht s<i und daher ein 
zweiter Schritt erforderlich sei. Nicht 
schlecht inszeniert ... 
In der spd-linken Öffentlichkeit wenig be­
merkt, stimmte die SPD-Bundestagsfrak-
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tion bei wenigen Gegenstimmen und Ent­
halrungen - also wohl auch unter überwie­
gender Beteiligung der "parlamentari­
schen Linken" - den mit der Koalition 
ausgehandelten Eckwerten zur sog. 
Postreform zu. Hiermit ist der Weg frei 
für die Zerlegung der Post in drei Aktien­
gesellschaften, deren Mehrheitsanteile ei­
ner öffentlich-rechtlichen Holding zuge­
schlagen werden sollen. Vor allem aber 
ist damit der Weg für die entsprechende 
Verfassungsänderung frei, für die ja die 
Stimmen der SPD erforderlich sind. Da­
nach kann der strittige und ausgeklam­
merte Rest durch den Bundestag per ein­
facher Mehrheit entschieden werden -
v.a. auch der spätere Verkauf der Mehr­
heitsanteile ( dies natürlich wieder unter 
Protest der SPD) - denn "selbst sozialde­
mokratische Postexperten räumen ein, 
daß die Holding nur eine Übergangslö­
sung auf dem Weg zu privaten Aktienge­
sellschaften sein kann" und so "sollte die 
zwischenzeitliche Holding langfristig 
kein Hindernis zur endgültigen Privati­
sierung sein." (Kommentar im Handels­
blatt vom 30.6.) 
Die drei Beispiele zeigen erstens, daß die 
Mitarbeit der SPD an Kompromissen mit 
der Koalition und die Mitarbeit der SPD­
Linken an Kompromissen innerhalb der 
SPD, aus denen dann wieder die erstge­
nannten Kompromisse geschmiedet wer­
den, nicht zur Verhinderung oder auch 
nur zu einer substantiellen Abschwä­
chung grundlegender politischer Ver­
schiebungen in Richrung Sozialabbau, 
Kampfeinsätze und Privatisierung beitra­
gen, sondern daß es sich um eine Beteili­
gung daran handelt - insbesondere durch 
die Preisgabe von Sperren wie der 2/3-
Mittel-Mehrheit bei Verfassungsände­
rungen oder der Zustimmungsbedürftig­
keit bei bestimmten Gesetzen seitens des 
Bundesrates. 
Und sie offenbaren zweitens, daß die 
Mehrheit der sozialdemokratischen Poli­
tiker dabei wohl aus einer Mischung von 
Dummheit, Ignoranz und Verzweiflung 
stillhält oder sogar mitmacht, daß es aber 
auch einige gibt, die dieses Spiel bewußt 
betreiben - nämlich den Rechten bei der 
Einleirung ihrer Vorhaben zu helfen, weil 
man sie im Grunde genommen ja selber 
für notwendig hält, um dann aber den­
noch gegen ihre konsequente Durchfüh­
rung schadlos protestieren zu können. 
(P.S.: Wer noch ein weiteres Beispiel ha­
ben will, sei im übrigen auf Gustav Sau­
ers Artikel zur sozialdemokratischen 
Energiepolitik in der letzten spw verwie­
sen!) 

Kurzwn und drittens: Beim sozialdemo­
kratischen Manöver in Sachen Asylrecht 
handelte es sich nicht um einen eimnali­
gen Ausrutscher, sondern um eine Me­
thode, die mittlerweile vielfache An­
wendung findet. Im übrigen verweise ich 
auf Tucholskys Seifenlied ... 
Im letzten kurzum erfolgte ein kurzer 
Parforceritt durch die westeuropäische 
Parteienlandschaft bzw. deren linke Sek­
toren. In diesem Heft finden wir einige 
wichtige Beiträge zur "Euro-Linken" -
darunter die auf dem ProMS-Kongreß ge­
haltenen Referate Luciana Castellinas und 
Hermann Scheers und einen Artikel von 
Malte Martin, der in eindrucksvoller 
Weise die Entwicklungen in der französi­
schen Linken aufzeichnet und interpre­
tiert. Dabei sind zu meinen letzten Be­
merkungen einige weitere hinzuzufügen: 
+ Mit Blick auf Italien war das "kurz­
um" schon überholt, als daß Heft er­
schien.· Der PSI-"Erneuerungs"-Vorsit­
zende Giorgio Benvenuto harte nämlich 
schon nach kurzer Amtszeit resigniert das 
Handtuch geworfen. Die Kommunal­
wahlen zeigten im übrigen, daß der PSI 
definitiv am Ende ist. Im Schatten der 
Wahlsiege der Lega Nord haben sich die 
divergierenden Tendenzen auf der Linken 
bei eben diesen Wahlen weiter verstärkt. 
Symbol dafür ist das Ergebnis in Turin: 
auf der einen Seite der (siegreiche) Kan­
didat eines sich abzeichnenden Blockes 
aus PDS (Partei der demokratischen Lin­
ken - entstanden aus dem PCI) und der 
aus dem christdemokratischen Lager 
stammenden Erneuerungsbewegung um 
Mario Segni - unterstützt von den laizi­
stisch-liberalen Fraktionen der herrschen­
den Klasse, auf der anderen Seite der ( mit 
gutem Ergebnis unterlegene) Kandidat ei­
nes Spektrums von der Rifondazione 
Comunista bis hin zur radikaldemokrati­
schen Erneuerungsbewegung La Rete. 
Aufgrund der Wendung des PDS verließ 
übrigens schon vor einigen Wochen Piet­
ro Ingrao, die historische Führungsper­
sönlichkeit der PCI-Linken, den PDS ... 
+ Verlassen wir Europa: In Japan spielt 
sich ein in manchen Aspekten vergleich­
bares Szenario ab, insoweit die jahrzehn- · 
telang alleine dominierende LDP zumin­
dest an ihren Rändern auseinanderbricht. 
Vor allem mit der Abspalrung der "Er­
neuerungspartei" um Hata und Ozawa 
kündigt sich möglicherweise ein neuer 
Block zusammen mit der buddhistischen 
Komeito und Teilen der Sozialdemokrati­
schen Partei an, der die Unterstützung 
großer Teile der herrschenden Klasse 
genießen dürfte, zumal Hata und Ozawa 
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selbst fest in der japanischen Führungska­
ste verwurzelt sind. Wie im Falle von 
Mario Segni in Italien handelt es sich 
auch hier anscheinend um den Versuch 
einer "passiven Revolution" (um mit An­
tonio Grarnsci zu sprechen) - also um 
eine Aufrechterhalrung des Herrschafts­
systems durch eine "Revolution" , an de­
ren Spitze sich die "Reformkräfte" der 
herrschenden· Klasse setzen. Die Sozial­
demokratische Partei Japans steht damit 
vor einer Zerreißprobe. 
+ Im Verhältnis zu ihrer französischen 
Schwesterpartei scheint sich die PSOE in 
Spanien ganz gut aus der Affäre gewgen 
zu haben - vor allem durch die Mobilisie­
rung von Wählern in ihren traditionellen 
Hochburgen an der Peripherie (wie in 
Andalusien, Asturien, der Extremadura 
usw.) und anscheinend weniger in den 
Zentren des neuen "sozialistischen" Bür­
gertums (siehe die Einbrüche in Madrid). 
Dies hat anscheinend die "Guerristas", 
also die offizielle Parteilinke um den 
PSOE-Vize Guerra, ermuntert, gestützt 
v.a. von der gewerkschaftlichen Basis in 
die Offensive zu gehen. Allerdings reich­
te dies nicht aus, um die Wahl von Carlos 
Solchaga, bislang neoliberal geprägter 
Wirtschaftsminister, zum. Fraktionsvor­
sitzenden · zu verhindern. Es sieht nach 
den Wahlen so aus, daß sich die Ausein­
andersetzungen innerhalb der spanischen 
Linken v .a. als Auseinandersetzungen in­
nerhalb der PSOE darstellen werden. 
+ Aus den spanischen Wahlen kann ja 
vielleicht unsere Schwesterpartei in den 
Mederlanden - die PvdA - Hoffnung 
schöpfen. Sie dürfte jedenfalls den Um­
fragen zufolge eine Halbierung ihrer 
Stimmen und Sitze erleiden, wenn heute 
Wahlen wären. Zum Hintergrund: Die 
PvdA regiert zusammen mit den Christ­
demokraten und exekutiert dort in ihren 
Ressorts einen sozialen Rückschritt ohne­
gleichen - u.a. die Streichung der Sozial­
hilfe, der Arbeitslosenunterstützung und 
von Studienbeihilfen für Jugendliche. Ju­
gendproteste gegen diese Politik wurden 
mit Wasserkanonen und Schlagstöcken 
beantwortet. Wie man hört, sollen sich 
die Jusos vor diesem Hintergrund als 
Verband von der PvdA getrennt und dem 
Bündnis "Grün-Links" angeschlossen ha­
ben. Mittlerweile regt sich aber anschei­
nend auch in der Parlamentsfraktion Wi­
derstand gegen den selbstmörderischen 
Kurs von Wim Kok & Co. 
Kurzwn: Die Umbrüche im Parteiensy­
stem schreiten voran - und es ist zwar 
noch schwierig, neue Konturen zu erken­
nen. Aber eines scheint doch deutlich zu 
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werden: Schien es noch vor einigen Jah­
ren so zu sein, als würde sich die rot-grü-

, ne und postkommunistische Linke mehr 
oder weniger um eine sich erneuernde 
Sozialdemokratie gruppieren (Konver­
genz), so ist nunmehr die Divergenz als 
Grundströmung vorherrschend. 
Zurück zu uns in Deutschland. Nach den 
innerparteilichen Vorgängen der letzten 
Wochen, die in diesem Heft an anderer 
Stelle ausreichend gewürdigt werden, 
scheint es mir dringend notwendig zu 
sein, ~ich endlich mit der Frage zu be­
schäftigen, was wir im Wahljahr 1994 ei­
gentlich. vorhaben. Eine politische Inter­
vention von links, von radikaldemo­
kratisclier und sozialistischer Seite, kann 
sich ja wohl kaum auf die W altlkämpfe 
der SPD (oder der anderen Parteien) be­
schränken. Wichtig wäre es, im außer­
parlamentarischen Bereich eine oder 
mehrere Initiativen für eine "andere 
Republik" zu entwickeln, die dabei auch 
das "rot-grüne Projekt" wieder für sich 
erschließen könnte, nachdem es zwischen 
sozialliberaler Enkelei und lindgrünem 
Realo-Gebahren immer mehr an Kontur 
und Qualität verloren hat. 
Hiervon könnte dann auch eine Unterstüt­
zung für alle jene Kandidatinnen und 
Kandidaten unserer Partei ausgehen, die 
sich den Anliegen der außerparlamen­
tarischen Initiativen und Bewegungen 
verpflichtet fühlen. Dies auch· mit Blick 
auf den neuen Bundestag. Denn im alten 
waren die Belange der Bewegungen und 
Initiativen völlig unterrepräsentiert - und 
auch die parlamentarische Linke der SPD 
hat sich dafür in der Regel nicht angebo­
ten. Die vielbeschworene Öffnung der 
Partei - notfalls auch im parlamentari­
schen Abstimmungsverhalten - hat gerade 
hier anzusetzen. 
Kurzwn: Das Wahljahr bietet den Ein­
stiegspunkt für ein anderes Selbstver­
ständnis der "parlamentarischen Linken" 
- weg von der Rolle als lahmer linker Flü­
gel des herrschenden Blocks und hin zu 
einem selbstbewußten Sprachrohr der­
jenigen Interesse und Belange, die im po­
litischen Raum ansonsten zu kurz kom­
men. Die Linke muß jenseits der allge­
meinen und wohlfeilen Labereien über 
Parteienverdrossenheit, Glaubwürdig­
keit, Bodenhaftung usw. usf. begreifen, 
daß es bei der notwendigen Veränderung 
vop Politik darum geht, Loyalitäten zu 
gesellschaftlichen Initiativen und Kräften 
aufzubauen, wodurch die bisher fast aus­
schließlich dominierende Loyalität zur 
Partei (und zum Staat) dadurch zwangs­
läufig relativiert wird. 
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Amerikanisierung 
oder Demokratisierung der SPD ? 

von Ralf Krämer, Sve,ya Schulze, 
Thomas Westplud* 

Mit der Mitgliederbefragung am 
13.06.93 wurde zum ersten Mal in der 
Geschichte der SPD die "Basis" der Par­
tei direkt an der Auswahl des oder der 
Parteivorsitzenden beteiligt. Die Beteili­
gung von 56,7% der Mitglieder lag deut­
lich höher als die zuvor geäußerten Schät­
zungen. Die Befragungsaktion fand ein 
breites und weitgehend positives Medie­
necho. Dabei gelang es, die vielfältigen 
Aktivitäten von Ortsvereinen und die 
erfolgreiche Mobilisierung als Beleg da­
für darzustellen, daß die SPD ihre Kri­
senphase überwunden und einen neuen 
Schub bekonunen habe. Eine .ernsthafte 
Bewertung und Diskussion über 
Konsequenzen für die Linke wird aller­
dings von einer wesentlich differenzierte­
ren und kritischeren Einschätzung der 
Mitgliederbefragung am 13. Juni auszu­
gehen haben. Die Basisbeteiligung hat 
weit über die deutsche Sozialdemokratie 
hinaus Reaktionen erzeugt und Spuren 
hinterlassen. Nicht nur die deutschen 
Konservativen denken an eine Kopie sozi­
aldemokratischer Basismobilisierung, 
auch die französischen Sozialisten versu­
chen ihre tiefe politische Krise mit Basis­
mobilisierung, Parteiberatungen und 
möglichen Urwahlen zu überwinden. Im­
mer stärker wird deutlich: die aus der Not 
geborene Mitgliederbefragung der SPD 
hat eine erste ernstzunehmende Reaktion 
des trudelnden Parteieiensystems auf sei­
ne eigene Umwälzung angestoßen. 
Aber, wie immer verläuft dieser Anstoß 
nicht widerspruchsfrei oder gar um­
standslos fortschrittlich. Die stärkere Be­
teiligung der Basis durch plebezitäre Ele­
mente steht genau auf dem Scheidepunkt 
zwischen einer möglichen Verfestigung 
der Parteikrise und einem möglichen 
Ausbruch aus dem zunehmenden Bedeu­
tungsverlust in der Bevölkerung. 
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Ralf Krämer, SPO-Landes\lorstand NRW und 
Mitglied der spw-Redaktion, Dortmund; Svenja 
Schulze, Juso-Landesvorsitzende NRW, Hat­
tingen, Thomas Westphal, Juso-Bundesvorsit­
zender, Lübeck 

Geringer politischer 
Gehalt der 
Mitgliederbefragung 
Die Bedeutung der 56,7% wird erheblich 
relativiert durch das reale Verfahren, bei 
dem der entsprechende Beschluß des 
Parteivorstands in breitem Umfang miß­
achtet worden ist, um eine hohe Beteili­
gung zu erzielen. Politische Diskussionen 
in Ortsvereinsversammlungen vor der 
Stimmabgabe waren die Ausnahme, statt­
dessen gab es ausufernde Briefwahl oder 
Abstimmung an zur Wohnung der Mit­
glieder getragenen Urnen. Der politische 
Gehalt der Abstimmung war dem 
entsprechend gering. In den meisten 
Fällen fand eine Auseinandersetzung mit 
den unterschiedlichen inhaltlichen Posi­
tionen der Kandidatinnen nicht statt, diese 
wurden in der weitgehend personali­
sierten Auseinandersetzung auch kaum 
deutlich. Im Vordergrund standen 
persönliche Eigenschaften, die aufgrund 
des über die Massenmedien vermittelten 
Eindrucks den Kandidatinnen zugeschrie­
ben wurden. Gewonnen hat der Kandidat, 
der sich als "vertrauenserweckenster" 
darstellen konnte und sich in den umstrit­
tenen politischen Fragen am wenigsten 
exponiert hatte. Grundsätzlich haben bei 
einem solchen Verfahren Kandidatinnen 
mit Regierungsämtern und entspre­
chender Medienpräsenz bessere Chan­
cen, erst recht, wenn sie auch politisch 
den eher konservativ oder liberal ausge­
richteten Medien näher stehen als etwaige 
linkere Gegenkandidatinnen. Dieses 
Verfahren war ein "gelungener" Schritt 
der Unterwerftmg der innerparteilichen 
Willensbildung unter die Gesetz­
mäßigkeiten der Mediengesellschaft. 
Das Abstimmungsergebnis ist daher 
weder ein Beleg für die Stärke oder 
Schwäche der Linken noch dafür, ruiß 
Scharpings parteirechte Positionen auf 
mehrheitliche Zustimmung der Mit­
glieder gestützt sind. Die grundlegenden 
Kontroversen über den Kurs der SPD in 
zentralen Feldern der politischen Aus­
einandersetzung bestehen nach wie vor. 

Die Mitgliederbefragung hat keinen 
Beitrag geleistet, diese Kontroversen aus­
zutragen oder gar die Krise der Partei zu 
überwinden. Eine solche Erwartung wäre 
auch von vornherein absurd gewesen. 
Um so lächerlicher ist das Bemühen, dies 
als Ergebnis der Veranstaltung herbei­
zureden. Es handelte sich um den Ver­
such, mangelnde politisch begründete 
Binde- und Mobilisierungskraft durch 
eine verfahrensmäßige Einbindung der 
Mitglieder zu kompensieren. Nach wie 
vor ist nicht klar, für was die SPD in 
zentralen Fragen steht und um was sie 
kämpft, außer um Wählerstimmen. 

Kein Beitrag zur 
Demokratisierung 
Für diejenigen, die sich jahrelang nicht an 
der Arbeit und den Diskussionen in der 
Partei beteiligt hatten, war die Stimm­
abgabe bei der Mitgliederbefragung 
sicherlich eine Steigerung ihrer Einfluß­
möglichkeit. Aber auch viele Aktive 
sahen zum ersten Mal die Möglichkeit, 
ihre Stimme gegenüber der Parteiführung 
zur Geltung zu bringen. Dies spiegelt die 
weitverbreitete Erfahrung der Mitglieder 
wieder, daß ihre Auffassungen und die 
Diskussionen in den Untergliederungen 
bei "denen da oben" an der Parteispitze 
sowieso nicht gefragt sind. Dennoch wäre 
es verfehlt, die Befragung am 13.06.93 
als Beitrag zur Demokratisierung der 
SPD zu betrachten. Sie war nicht Er­
gebnis und Abschluß eines demokrati­
schen politischen Willensbildungs­
prozesses und hatte nicht den Zweck, die 
Anbindung der Parteiführung an die Basis 
zu verstärken, sondern diente eher dazu, 
eine politische Aufarbeitung und Diskus­
sion von Konsequenzen aus der krisen­
haften Entwicklung der SPD in den 
vorausgegangenen Monaten zu ver­
meiden und von den realen Problemen 
abzulenken. Es handelte sich (unabhängig 
von den möglicjlerweise ernst gemeinten 
demokratischen Ansprüchen einiger ihrer 
Protagonistinnen) um. eine von den Be­
dürfnissen der Parteiführung ausgehende 
von oben initiierte und von unten 
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aufgegriffene, also gelungene populisti­
sche Inszenierung. 

A 

Es ist besteht die Gefahr, daß di!:s: Form 
der Mitgliederbeteiligung demokratische 
innerparteiliche Kontrolle der Partei­
führungen, Abgeordneten und Re­
gierungsmitglieder der SPD noch weiter 
erschweren wird. Durch solche inner-

. parteilichen Personalplebiszite nominierte 
Vorsitzende, Kandidatinnen und Man­
datsträgerlnnen könnten sich dadurch 
höher legitimiert und noch weniger als 
bisher an Parteibeschlüsse gebunden 
fühlen. Dies ist auch vor dem Hinter­
grund der Erfahrungen mit den Auseinan­
dersetzungen um die "Petersberger 
Besch)üsse" zu sehen. Damals war den 
unteren und mittleren Funktionärlnnen 
und Parteitagsdelegierten, die den breiten 
innerparteilichen Widerstand gegen diese 
Rechtswende der SPD wesentlich ge­
tragen haben, mehrfach vorgeworfen 
worden, daß sie nicht repräsentativ für 
die Parteibasis wären. Maßgebliche 
Führungspersonen der SPD verfolgen 
schon länger das Ziel, genau jene zwi­
schen Basis und Parteiführung vermit­
telnden Parteistrukturen und die darin 
Aktiven, die als einzige zumindest ein 
bißchen reale Kontrolle ausüben und die 
Beachrung von Parteibeschlüssen einfor­
dern konnten, möglichst dauerhaft zu 
schwächen. 
Sollte diese Tendenz sich durchsetzen, 
würde die SPD letztlich zu einem 
Wahlverein vom Zuschnitt der amerika­
nischen Democratic Party. Unter dem 
Mäntelchen angeblicher stärkerer Mit­
gliederbeteiligung würde in Wirklichkeit 
die Spaltung der Partei in die politischen 
Entscheidungsträgerinnen in Regierungen 
und Parlamentsfraktionen bzw. Frak­
tionsführungen einerseits und eine 
einflußlose und möglichst reibungslos als 
Wahlhelferlnnentruppe funktionierende 
Basis andererseits vollzogen. Diese 
könnte dann lediglich noch alle paar Jahre 
mal eine von zwei oder drei Nasen 
auswählen, aber zwischendurch keinen 
politischen Einfluß mehr ausüben. Das 
würde letztlich auf eine weitgehende 
"Amerikanisierung" der gesamten Politik 
hinauslaufen und . auch die Bindung der 
Parlamentsabgeordneten in relativ festen 
Fraktionen an ihre Parteien und deren 
Programmatik zunehmend auflösen.· Es 
ist zu bezweifeln, ob für politische Ver­
hältnisse, die sich so entwickeln könnten, 
in denen Parlamentsabgeordnete wie in 
den USA mehr von der Wahlkampf­
unterstützung durch große Konzerne und 
Lobbyorganisationen als von demo-
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kratisch strukturierten Parteiorgani­
sationen abhängig sind, die Bezeichnung 
"Demokratie" noch angemessen ist. 

VerstE!tigung von 
Partizipationsmög­
lichkeiten nötig 
Es wäre allerdings sowohl unrealistisch 
als auch verfehlt, ein Zurück zu den bis- -
herigen Formen anzustreben. Das am 13. 
Juni deutlich gewordene Bedürfnis vieler 
Mitglieder an stärkerer Mitbestimmung 
an zentralen inhaltlichen und personellen 
Entscheidungen kann und muß positiv 
aufgegriffen werden. Schließlich haben 
gerade Linke und insbesondere die Jusos · 
die bisherigen Strukturen und Arbeitswei­
sen der SPD intensiv kritisiert und 
weitreichende Reformvorstellungen ent­
wickelt, die allerdings in eine andere 
Richtung gingen (vgl. etwa den Beitrag 
von Krämer/Möbbeck/Rudolph/Zoerner 
in SPW 52). Jetzt muß die Linke ausge­
hend von der Kritik ~ Befragung er­
neut und neue Forderungen für eine wirk­
liche Demokratisierung und größere 
Beteiligung möglichst yieler Mitglieder 
an der Willensbildung der Partei entwik­
keln und in die Diskussion einbringen. 
Formen der unmittelbaren Mitglieder­
beteiligung können dabei eine positive 
Rolle spielen, wenn sie entsprechenden 
Kriterien und klaren Regelungen genü­
gen. 
Eine Chance besteht darin, daß das 
Instrument der Mitgliederbefragung quer 
zu den alten Strukturen der SPD liegt. In 
der Diskussion um die Parteireform ha­
ben wir gefordert, durch zielgruppen-, 
themen- und projektorientierte Arbeitszu­
sammenhänge auch unabhängig von den 
Ortsvereinen mehr Menschen einzubin­
den und auch eine zeitlich begrenzte 
Mitarbeit zu ermöglichen und dies mit 
gleichberechtigten Mitbestimmungs­
möglichkeiten im Rahmen einer demo­
kratischen innerparteilichen Willensbil­
dung zu verbinden. Es muß insgesamt um 
eine Verstetigung der Partizipations­
möglichkeiten gehen, die nicht durch eine 
isolierte punktuelle Abfrage zu erreichen 
ist. Es darf zu keiner Verkürzung und 
Begrenzung ·der Parteireformdiskussion 
auf Fragen der unmittelbaren Mitglieder­
beteiligung kommen. Eine Partei, die 
diese Bezeichnung im positiven Sinne 
verdient, lebt vonden Aktiven und den in 
erster Linie ehrenamtlichen Funktio­
närlnnen. Parteireform muß - jedenfalls 
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wenn sie der Stärkung der Partei als einer 
eigenständigen sozialen Kraft dienen soll 
,. in erster Linie das Ziel verfolgen, aktive 
Kommunikations- und Arbeitszusammen­
hänge zu _stärken und neu aufzubauen. 
Nur so läßt sich politische Integration und 
Formierung von Interessen organisieren 
und mit demokratischer Kontrolle von 
Parlamentsfraktionen und Parteiführung 
verbinden. 

Anforderungen an 
Mitgliederabstim­
mungen 
Mitgliederabstimmungen sind dann sinn­
voll, wenn sie eingebettet sind in einen 
umfassenderen Prozeß der Willensbil­
dung, also in längerfristig angelegte Dis­
kussionen, in denen Positionen und Be­
dürfnisse eingebracht, Probleme und Be­
dingungen gemeinsam reflektiert, Argu­
mente ausgetauscht, Interessen artikuliert 
und Meinung ~ wird, statt sie ein­
fach nur abzufragen. Nur in einem sol­
chen Prozeß kann die Partei ihren A,pfpr­
derungen ~erecht werden: Auf der __ lJ_ i-,_,:,_:,_·:_ 

Seite sensibel zu sem, was m det . -
kerung passiert, auf der anderen Y ' ··· · 
(und das wird häufig vergessen) ··r 
auch gesellschaftliche Meinungsbildung 
zu betreiben und offensiv Standpuhkte zu 
beziehen. 
Wenn das Instrument der Mitgliederab­
stimmung zu einer Demokratisierung der 
Partei beitragen soll, ergeben sich aus un­
serer Sicht zumindest folgende Anforde­
rungen, die im Organisationsstatut ver­
bindlich festgeschrieben werden sollten: 
• Es ist eine hinreichend lang~ Vorlauf­

bzw. Diskussionsphase vor der Ab­
stimmung nötig. 

• Abstimmungen müssen nicht nur über 
Personen, sondern auch über inhaltli­
che Fragestellungen möglich sein. Die 
Basis soll nicht nur über "Nasen" dis­
kutieren und entscheiden dürfen, son­
dern über politische Positionen und 
Forderungen. 

* Es müssen Regelungen getroffen wer­
den, die eine Einbeziehung der Mit­
glieder in innerparteiliche Diskussion 
als Bedingung der Beteiligung an der 
Abstimmung gew~leisten und etwa 
briefliclie Abstimmung nur als Aus­
nahme zulassen. 

* Dabei muß die unmittelbare Befra­
gung der Mitglieder in erster Linie ein 
Instrument sein, ·um ""von unten" · 
durch Mitgliederinitiative und Mit-
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gliederentscheid Positionsbestimmun­
gen in Gang zu setzen, nicht ein In­
strument der Führung, um sich Akkla­
mation zu organisieren. Es müssen 
entsprechend realistische Quoren fesF 
gelegt werden, um ersteres zu ermög­
lichen (z.B. Unterstül2lllng durch 2 % 
der Mitglieder für eine Abstimmungs­
initiative auf Bundesebene, für Kandi­
daturen muß das Quorum noch deut­
lich niedriger liegen) und letzteres zu 
verhindern (z.B. Mitgliederabstim­
mung auf Beschluß des PV nur dann, 
wenn mindestens eine 3/4-Mehrheit 
im Parteivorstand erzielt wird). 

• Bei der Abstimmung über Personen 
muß ein zweiter Wahlgang mit Sti­
chentscheid durchgeführt werden, 
wenn keinE Kandidatin die absolute 
Mehrheit erreicht hat. 

* Führungsgremien der Partei sind die 
Vorstände als Kollektivorgane, nicht 
ggf. aus Mitgliederabstimmungen her­
vorgegangene Vorsitzende. Es muß 
klar sein, daß auch solche Vorsitzen­
den oder Spitzenkandidatlnnen und 
auch die Parlamentsfraktionen sich an 
den inhaltlichen Beschlüssen der Par­
tei zu orientieren haben. 

• Zur Politisierung von Personalent­
scheidungen sollte verlangt werden, 
daß alle Kandidatinnen inhaltliche 
Plattformen vorlegen, in denen sie ihre 
Position zu den zentralen politischen 
und innerparteilichen Auseinanderset­
zungen darlegen. Gliederungen, Ar­
beitsgemeinschaften lllld innerparteili­
che Strömungen der SPD sollten ihre 
Kriterien für die personelle Entschei­
dung und ihre Abstimmungsempfeh­
lung diskutieren und publik machen. 

• Es sind klare Regelungen notwendig, 
wie in Vorbereitung einer Abstim­
mung die unterschiedlichen Positionen 
oder die verschiedenen Kandidatinnen 
allen Mitgliedern dargestellt werden, 
um eine faire Diskussion und ein Min­
desttnaß an Chancengleichheit zu ge­
währleisten. 

Um Mitgliederabstimmungen nicht nur 
konsultativ durchführen zu können, müß­
te außer dem Parteistatut auch das Partei­
engesetz geändert werden. 

Und die Linke ? 
Entscheidend für die die Stärkung linker 
Positionen in der Partei und in der Gesell­
schaft ist aber, daß die Linke in der SPD 
in stärkerem Maße als bisher innerpartei­
lich und öffentlich politisches Profil ge­
winnt und sich als handlungsfähige Strö-
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mung formiert. Dazu muß die Linke ihre 
Strukturen und Medien und ihre Veranke­
rung in der Parteibasis stärken, sich von 
ihrer bisherigen staatstragenden Bieder­
keit und innerparteilichen Harmoniesucht 
verabschieden und ihre Verbindungen zu 
sozialen und demokratischen Bewegun­
gen und zu anderen linken Gruppierungen 
außerhalb der SPD ausbauen. Unser Zu­
gang zur Profilbildung im Medienzeital­
ter muß die Verbindung von Programma­
tik, Symbolik und Personen sein. Die 
Linke muß daher zugleich ihr 
gesellschaftspolitisches Projekt des sozia­
len und ökologischen Umbaus und ihre 
programmatischen Positionen zu den zen­
tralen politischen Auseinandersetzungen 
weiterentwickeln und klarer formulieren 
und in die innerparteilichen Kontroversen 
offensiv einbringen. Auch wenn diese 
Formierung zu einer eingriffsstarken 
Strömung sicherlich ein längerer Prozeß 
ist, ist der nächste Bundesparteitag im 
November dafür ein entscheidendes Da­
tum. Dabei muß auch verstärkt eine Ver­
bindung dieser Positionen mit bestimmten 
Personen deutlich gemacht und sich mit 
innerparteilichen Kontrahentinnen klarer 
als bisher auseinandergesetzt werden. 
Nur im Zusammenhang solcher Prozesse 
wird es auch möglich sein, zukünftige 
Mitgliederabstimmungen zu einer Politi­
sierung von links zu nutzen. 
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Medien 
Event 

Politik? 
Anmerkungen zur 

Mitgliederbefragung 

von Fiete Saß• 
Die Mitgliederbefragung - das war der 
sozialdemokratische Medien Event zwi­
schen Engholrns Rücktritt und der Wahl 
Scharpings. Zur inhaltlichen Positions­
bestimnumg der Partei haben alle drei Er­
eignisse nichts beigetragen, womit über 

. die Mitgliederbefragung eigentlich alles 
gesagt ist, oder? 
Überraschend freilich die große "Wahl" -
beteiligung. Das war schon ein Erfolg. 
Was haben sich diese vielen Leute dabei 
gedacht, da sie zur Stimmabgabe eingela­
den wurden? Glauben die, sie haben jetzt 
etwas mitzubestimmen? Und haben sie 
das nicht getan? Oder haben sie nur das 
längst verkündete Votum der Medien 
vollstreckt? 
Die Mitgliederbefragung war eine Ver­
legenheitslösung und hat dem konturlose­
sten Kandidaten zum Sieg verholfen. Und 
doch: Sie war eine praktische Negation 
jener Parteitagsdemokratie, die die sozi­
aldemokratischen und andere Parteien 
deformiert. 
Was würde denn passieren, wenn das 
jetzt immer so ginge, daß Personalfragen 
auch im Ortsverein oder für die Land­
tagskandidatur in Ur- oder Vorwahl 
geregelt werden? Nur wer in Person das 
Vertrauen vieler gewinnt, hätte eine 
Chance. Nur wer inhaltlich für etwa 
steht, könnte sich unterscheiden. Mei­
nungsstreit wäre automatisch Teil der Or­
ganisationskultur. Eine gewisse Koa­
litionsfreiheit in inhaltlichen Fragen 
könnte daraus auch über Gruppen- und 
Parteigrenzen hinweg entstehen. Das 
wäre schon eine andere Partei oder ein 

Fiete Saß, Informatik•, Redakt811 dar spw, 
Köln 

anderes politisches System, 
wovon die Mitgliederbefra­
gung allenfalls eine Kost­
probe war. 
Nun malen manche schon 
die Entmachtung des Funk­
tionärsklüngels an die 
Wand. Die Parteitagsde­
mokratie und damit die De­
mokratie überhaupt sei in 
Frage gestellt. In einer ei­
genartigen Nostalgie wer­

den die Mühlen der sozialdemokratischen 
Kornpromißmaschine als Inbegriff der 
Demokratie ausgegeben. Wieviele intelli­
gente Menschen haben auf sozialdemo­
kratischen Parteitagen um des Kompro­
misses willen schwachsinnigen Resolutio­
nen zugestimmt? Wieviele Menschen mit 
besten Absichten haben durch Orientie­
rung /IJll "kleineren Übel" ihre eigentli­
chen Ziele und ideale aus den Augen ver­
loren? Wieviel Selbstverleugnung und 
Zynismus verlangt diese Art von Demo­
kratie von ihren Repräsentanten? 
Es wird gesagt, die Parteitagsdemokratie 
biete immerhin einige Durchsetzung­
schancen für die Parteibasis. Dieses Ar­
gument hat selten, zuletzt 1983, ge­
stimmt. 1993 sollte die Asylrechtsbe­
schriinkung hier alle Illusionen beseiti­
gen: Die Profis halten sich nicht· an Be­
schlüsse. Sie sind längst den Medien 
mehr verantwortlich als den Parteigremi­
en. Man mag sie schellten, doch man 
wird sie nicht hindern, denn sie folgen 
politischen Kraftlinien, in deren Zentrum 
die Parteigremien längst nicht mehr ste­
hen. 
"Kongresse, Plattformen, Anträge, Ver­
abschiedungen: diese ganze archaische 
Logik des politischen Lebens ist ein Re­
likt des 19. Jahrhunderts. Sie hat mit den 
heutigen Verhältnissen, iilsbesondere 
dem heutigen Bildungsstand nichts zu 
tun. Es gilt, sie zu kritisieren und solche 
Selbstparodien wie den jüngsten Kongreß 
der "Sozialistischen Partei• unmöglich zu 
machen. Derartige Veranstaltungen ha­
ben um so verheerendere Konsequenzen, 
als sie direkt vom Fernsehen übertragen 
werden und das Volk sich darüber klar 
wird, was da geschieht, und ihn einfach 
nicht mehr hinnimmt, diesen politischen 
Diskurs über das Volk ohne das Volk." 
(Pierre Bourdieu, NG/FH 9' 92) 
Die Krise der politischen Repräsentaticm, 
in Deutschland als Politikverdrossenheit 
noch im latenten Stadium, hat in Italien 
und Frankreich definitiv zugeschlagen. 
Die Ursachen sind vielffiltig und unter­
schiedlich und die mögliche~ Lösungen 

sind es auch. Aber es gibt auch gemeinsa­
mes. Ein Gemeinsames ist: Demokratie 
funktioniert heute nur noch als Mediende­
mokratie. Das Verhältnis von Repräsen­
tanten und Repräsentierten ist eine me­
dienverrnittelte Realität, und jeder Ver­
such, die Dinge unter Ausschluß der Me­
dien zu regeln, bleibt hinter den demokra­
tischen Möglichkei~n zurück. 
Deshalb stellen sich ja so drängend die 
Fragen nach der demokratischen V erfas­
sung und Verantwortung der Medien, 
nach der Konzentration des Medienkapi­
tals und dem moralischen Zustand der 
Zunft. Die gängige Medienscheite für die 
"politische Klasse" blendet solche Fragen 
selbstgefällig aus, doch die Medien, in ih­
rer heutigen Verfassung, sind Teil des 
Problems. 
Demokratie müssen wir wieder als 
gesellschaftliche, nicht nur partiinterne 
Angelegenheit deklinieren. 
Für die Parteireform selber kommt es 
darauf an, die Logik der Mitgliederbefra­
gung auszureizen und mit anderen. Ele­
menten zu verknüpfen: 
+ Öffnung von Vorwahlen für ein Be0 

wegungsurnfeld der Partei: Gruppen 
und Organisationen sollten einge~i 
werden, sich an innersozial~J~ · 
kratischen Vorwahlen zu beteiligen(Il· 

+ konsequente Organisation und Me! • 
dienarbeit der Parteilinken als "Pariei · 
in der Partei": In einem Umfeld, in 
dem jeder unter die Räder kommt, der 
nicht inhaltlich Position bezieht, hat 
die Parteilinke eine neue Chance: In­
halte vor Integration zu diskutieren, 
dem Geschlossenheitsfimmel Grenzen 
zu setzen und selbst eine primäre poli­
tische Identität innerhalb der Partei zu 
begründen. 

+ Politisierung zukünftiger Ur- und 
Vorwahlen durch inhaltlich konturier­
te Kampagnen: Auf zukünftige Ur­
wahlen sollte die Parteilinke sich bes­
ser vorbereiten. Man muß schon eige­
ne Positionen haben, eine eigene, un­
abhängige Organisation für die Kam­
pagne tmd dann auch noch charismati­
sche Kandidatinnen. Da sollte man 
bald mit den Vorbereitungen anfan­
gen. 

Dafür müssen wir allerdings die grassie­
rende Trauer über den bevorstehenden 
Verlust unserer innerparteilichen Spiel­
wiesen überwinden und uns mal wieder 
der penetranten 68er-Frage nach der 
gesellschaftlichen Relevanz der Dinge 
stellen. 
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S mmertagung des 
Frankfurter Kreises 

von Silke Seemann• 
Der außerordentliche Bundesparteitag be­
stimmte auch die Diskussion des Frank­
furter Kreises am 26. Juni in 1993 Kas­
sel. An die Bewertung der abgelaufenen 
Mitgliederbefragung schloß sich in­
haltlich die Diskussion um die Parteire­
form an. 
Die Arbeitsgruppe unter Horst Peter hatte 
eine Reihe von Vorschlägen erarbeitet, so 
soll z.B. das Präsidium vom Parteitag ge­
wählt werden, der Parteivorstand verklei­
nert und die Rechte der Antragskommis­
sion beschnitten werden. 
Bei der Diskussion um die Mitgliederbe­
fragung stand nicht mehr das ob, sondern 
das wie im Vordergrund. So wurden vor 
allem die notwendigen Kriterien, 
Schwachpunkte und Mindestanforde­
rungen diskutiert. Die nicht vorhandene 
inhaltliche Auseinandersetzung um die 
drei Kandidateo wurde als das größte De­
fizit dieser Mitgliederbefragung gesehen. 
Hinzu kommt, daß in einer solchen 
wichtigen Personalentscheidung eine 
Stichwahl unumgänglich ist. 
Wesentlich für eine stärkere Beteiligung, 
so die allgemeine Einschätzung, sind al­
lerdings nicht vom Parteivorstand initiier­
te Mitgliederbefragungen, sondern die 
Möglichkeit von Mitgliederbegehreo und 
-entscheiden. Mitgliederpartei bedeutet in 
diesem Sinne eine stärkere Partizipation 
im Parteialltag und darf nicht zu einer 
neuen Form der Medienpolitik des Partei­
vorstandes werden. Betont wurde in die­
sem Zusammenhang nochmals die Not­
weodigkeit, Satzungsänderung und Par­
teireform mit der dringend gebotenen 
Öffnung der Partei zu verbinden. 
Entsprechend den öffeotlicheo Diskussio­
nen und der Situation in der Bundesrepu­
blik, naltm die wirtschaftspolitische De­
batte in Kassel eineo breiten Raum ein. 
Angesichts der deprirnierendeo Daten der 
wirtschaftlicheo Entwicklung, stellte Otto 
Kreye vom Starnberger Institut noch ein­
mal das Scheitern des konservativen 
Deregulierungsmodells fest und forderte 
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die Entwicklung einer demokratischen 
Regulation der Marktwirtschaft. 
Bei Arbeitslosenzahlen von sechs bis sie­
beo Millionen bis Ende 1993 ginge es nun 
darum, eine Zielorieotierung für staatli­
ches Handeln zu entwickeln. Kreye refe­
rierte, wie dieses in Form eines öffentli­
chen Beschäftigungsprogrammes mit ei­
nem Volumen von 150 Mrd. DM, ein­
schließlich entsprechender Finanzie­
rungsmöglichkeiteo, aussehen könnte. 
Zur Finanzierung sollen u.a. dienen Ein­
sparungen bei der Arbeitslosen- und Sozi­
alltilfe, die durch die zusätzliche Beschäf­
tigung entlastet wird; eine stärkere steuer­
liche Gewinnabschöpfung von Unterneh­
men; Einsparungen bei der staatlichen 
Kreditaufnalune und drastisch sinkende 
Rüstungsausgabeo sowie Umwidmungen 
in den Einzeletats des Bundes. 
In der sich anschließenden kontroversen 
Diskussion ging es u.a. darum, diese 
Vorstellungen, die z. T. bekannte Forde­
rungen eothielteo, entsprechend deo ge­
änderten Rahmenbedingungen zu bewer­
teo und eine Verknüpfung mit wirt­
schaftspolitischen Instrumenten herzustel­
leo. 
Die Diskussion in diesem Bereich war in 
weiten Teilen von Hilflosigkeit geprägt, 
es fällt offensichtlich auch der SPD-Lin­
ken schwer, sich mit Gesamtkonzepten 
auseinanderzusetzen; die darin zum Aus­
druck kommende Orientierungslosigkeit 
ist ein Spiegelbild der Situation in der 
Gesamtpartei. Es gab aber einige Ansatz­
punkte in dieser Diskussion, die präzisiert 
und weiterentwickelt werden müssen. So 
wird in dem von der Arbeitsgruppe Wirt­
schaft und Soziales vorgelegtem Entwurf 
für die "Eckpunkte eines wirtschafts- und 
sozialpolitischen Reformprogramms" die 
Debatte um die Umstrukturierung der 
Wirtschaft wieder vom Kopf auf die Füße 
gestellt: der Umbau der Industriege­
sellschaft nach ökologischen und sozialen 
Notwendigkeiten steht auf der Tagesord­
nung. Dem allgemeinen, auch in der SPD 
weit verbreiteten Ruf nach weiterer De­
montage des Sozialstaates, wird der qua­
litative Um- und Ausbau, wie er im Berli­
ner Programm formuliert ist, gegeo­
übergestellt. Dieser Entwurf, der auch 

Finanzierungsvorschläge entwickelt, bil­
det die Grundlage für eineo Antrag des 
Frankfurter Kreises auf dem ordentlichen 
Parteitag im November '93. 
Auf wenig Resonanz stießen Diskussions­
beiträge, die schon im Vorfeld Konsens­
möglichkeiten mit der von Oskar Lafon­
taine geleiteten Arbeitsgruppe ausloten 
wollen. 
Angesichts der Beliebigkeit sozialdemo­
kratischer Positionen und einer weitver­
breiteten Euphorie für eine angebotsori­
entierte Wirtschaftspolitik, auch in der 
Linken, wäre der Verzicht auf die Vorla­
ge eigenständiger alternativer Vorstellun­
gen fatal. 
Inhaltlich anschließend an die wirtschafts­
politische Diskussion, naltm Klaus Trau­
be eine kritische Bewertung der soge­
nannten "Konsensgespräche" zwischen 
Gerd Schröder, der Regierungskoalition 
und den Energieversorgungsunternehmen 
vor. Er legte insbesondere die Motive der 
EVU's dar, die den Betrieb der vorhan­
deneo KKW sichern wollen. Denn der 
Pferdefuß der Atomenergie, die nicht ge­
sicherte Entsorgung, bieten zunehmend 
günstigere juristische Möglichkeiteo für 
eine vorzeitige Stillegung. Dem versu­
chen die EVU' s und die Bundesregierung 
vorzubeugen, indem sie den Konsens mit 
der SPD suchen. Traube thematisierte die 
Achillesferse in der Energiepolitik der 
SPD: die Subventionierung der deutschen 
Steinkohle. Von ihr sind vor allem in 
Nordrhein-Westfalen und dem Saarland 
eine erhebliche Anzahl Arbeitsplätze ab­
hängig. 
Zusammenfassend läßt sich feststellen, 
daß der Frankfurter Kreis auf diesem 
Treffen den Versuch unternommen hat, 
bei wesentlichen Fragestellungen, wie 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik, der 
Energiepolitik und der Parteireform, in 
die aktuelle Debatte einzugreifen. Die 
Zeit bis zum Herbst soll genutzt werdeo, 
diese Diskussionsansätze weiterzuent­
wickeln, um auf dem ordentlicheo Partei­
tag eine Auseinandersetzung über Alter­
nativeo herbeizuführen. Einig war man 
sich in der Einschätzung: ein Jubelpartei­
tag im Jahr, der ausschließlich der öffent­
lichen Darstellung dient, ist schon zuviel! 
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Gaisbacher!Kaser!Promitzer!Saxl 
Schögler (Hg.): Krieg in Europa -
Analysen aus dem ehemaligen Jugo­
slawien. Sonde"eihe "Ost-West­
Gegeninformationen ", Frankfurt IM. 
1992. 

Was kommt 
nach dem Krieg? 
Holm Sundhaussen meldet sich wieder zu 
Wort. Sein 1982 erschienenes Buch "Ge­
schichte Jugoslawiens 1918-1988" gilt bis 
heute als historisch und ökonomisch 
nüchtern argumentierende Gesamtdar­
stellung, als eines der Standardwerke in 
deutscher Sprache. Sundhaussen schreibt 
nicht bei rororo- oder piper-aktuell oder 
etwa für Luchterhands Flugschriften über 
Jugoslawien. Er leitet hingegen das erste 
Kapitel in einem Taschenbuch ein, das 
der kleine Frankfurter dipa-Verlag in Zu­
sammenarbeit mit der österreichischeo 
Gruppe "Ost-West-Gegeninformationen" 
herausgegebeo hat. 
Welche Gegeninformation gibt der eta­
blierte Berliner Historiker Sundhaussen 
in dem Buch "Krieg in Europa"? Das 
Buch ist aufklärerisch im besten Sinne. 
Der Geist von Lessings · "Nathan dem 
Weisen" oder Martin Luther Kings "I 
have a dream" ist Grundkonsens. Nie­
mand schreibt solchen Unsinn, wie Karl' 
Heinz Schlarp im rororo-Bändchen von 
1991 über den tiefen Riß zwischen "Ok­
zideot und Orient, Katholizismus und Or­
thodoxie, Christentum und Islam". Sund­
haussen erinnert an den Leitspruch des 
nach 1945 neu gegründeten Jugoslawien 
"Brüderlichkeit und Einheit" als an etwas 
Wertvolles im Vergleich zu rassistischen 
Indeotiftkationsinustern heute. "Nation ist 
ein Konstrukt", "die Beschreibung Jugo­
slawiens als Völkergefängnis eine Legen­
de", schreibt er unverdrossen, wo man­
che seiner linksliberalen Weggefährten 
jetzt beklagen, daß sie dem Nationalismus 
zu wenig Augenmerk geschenkt habeo. 
Ist der deutsche Historiker zu unbeteiligt 
lll!d nicht gewillt, "den Aggressor" aus­
findig zu machen? Das Sammelbändchen 
bietet im weiteren Verlauf fast nur noch 
Intellektuellen, die in den einstigen jugo­
slawischen Zentren Ljubljana, Zagreb, 
Belgrad arbeiten oder arbeiteten, ein For­
um. So erklärt sich auch der Untertitel: 
• Analysen aus dem ehemaligeo Jugosla­
wien". Alle sind sie antinationalistisch. 
Der Aggressor ist für Ferid Muhic derje­
nige, der die nationalistische Lawine ins 
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Rollen brachte, und das war die serbische 
Politik. Doch die Argumeote der serbi­
schen Nationalisten werden ad absurdum 
geführt. Sonst spielen einfache Schuldzu­
weisungen keine Rolle. 
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Die verschiedenen Erklärungsmuster da­
für, daß der Übergang _vom Real-Sozia­
lismus zum Kapitalismus in Jugoslawien 
zum Krieg führte, reichen vom Versagen 
der Sozialdemokratie (Mocnik) über post­
moderne Sinnkrisen (Sundhaussen), Ab­
lenkung von wirtschaftspolitischem Desa­
ster (Lazic), Wirkung der Massenmedien 
(Kesic) bis hin zum "europäischen Aus­
grenzungsgestus" (lvekovic). 
Das Buch "entdeckt" im Vergleich zu an­
deren derzeit aus dem Boden sprießenden 
Tascheobüchern nicht langatmig die jugo­
slawische Geschichte, sondern ist gegen­
warts- und zukunftsbezogen. Themen wie 
"Entmilitarisierung" oder "Ökologie" in 
Jugoslawien verweisen auf eine Zeit nach 
dem Krieg. Das :.. und letzte Kapitel gibt 
Hinweise auf eine Überwindung der 
"Sinnkrise":Denn: Was bleibt nach dem 
Traum vom supranationalen brüderlichen 
Jugoslawien? Was bleibt, wenn die na­
tionalistischeo Machthaber und die mit 
ilmen verbündeteo Kriegsgewinnler abge­
dankt haben? 
Zum supranationalen Zusammenleben 
gehört eine ebensolche "zivile Gesell­
schaft". Die gab es in ganz Jugoslawien, 
das nicht einmal einen einheitlichen Fern­
sehsender hatte, nicht. So wird der Stand 
der "Zivilgesellschaften" der drei Repu­
bliken Slowenien, Kroatien und Serbien 
im Aufsatz Nenad Zakoseks von der Uni­
versität Zagreb einzeln aufgeschlüsselt. 
"Zivilgesellschaft" heißt für ihn immer 
auch friedliche Konfliktlösungskompe­
tenz. Wie sehr die zivile Gesellschaft, als 
Ort der Anti-Kriegs-Opposition, gefürch­
tet wird, zeigte zuletzt das Verbot von 
"Slobodna Dalmacija", der einzigen un­
abhängigeo Zeitung Kroatiens, im März 
diesen Jaltres. In Kroatien werden die 
Telefone abgehört, den politischen lnitia­
tiveo, die sich z.B. in der Flüchtlingshilfe 
engagiereo, wird das Lebeo schwer ge­
macht. 
Dennoch läßt Nenad Zakoseks Schilde­
rung eines neuen politischen Minima!-
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konsenses in Kroatien hoffen. Ein Bünd­
nis zwischen der Kroatischen Soziallibe­
raleo Partei und der reformierten Linken 
kämpft um die Mehrheit gegen die Tudj­
man-Partei HDZ. Zakosek formuliert 
auch für Serbien einen solchen politi­
schen Minimalkonsens, wobei dort tra­
gende gesellschaftliche Kräfte noch weni­
ger zur Entfaltung kommen als in Kroati­
en. 
Im Anschluß an die Analyse der drei 
Zivilgesellschaften, wobei die Beurtei­
lung Serbiens am pessimistischsten aus­
fällt, kommt die Vorsitzende der Refor­
mistischen Partei Serbiens Vesna Pesic 
zu Wort, die die verfaltrene Situation im 
Belgrader Herrschaftsbereich nochmals 
eingehender schildert. An dieser Stelle 
des Buches ist es wirklich gelungen, ei­
nen Draht zwischen Belgrad und Zagreb 
herzustellen. Oftmals stehen die verschie­
denen Aufsätze allerdings unkoordiniert 
nebeneinander. Demokratietheorie (Jalu­
sic) nebeo Demokratie als Allheilmittel 
(Pesic), marxscher Topos der histori­
scheo Wiederholung (Mocnik) neben ei­
ner Beschreibung des "Dominoeffektes", 
den der Tod Titos auslöste (Muhic), ~­
Es ist eine Stärke des Sammelbandes,J!liill · 
Jugoslawien nicht als bloß me~~ 
achtender Staat der Unterdrückung .. 'iif­
gestellt wird, dem ohne Diktator Tito not­
wendigerweise die Barbarei der Unmün­
digen folgen mußte. Paul Parin schreibt 
in der Einleitung zum ganzen Buch: "Der 
Titostaat war politisch, kulturell und ide­
ell von dem durchsetzt, was Mitteleuropa 
ausmacht: Das Erbe der Aufklärung, ins­
besondere der Anspruch auf individuelle 
Rechte (heute Menschenrechte genannt), 
das Recht der Völker auf Selbstbestim­
mung, der Anspruch auf soziale und ge­
sundheitliche Sicherheit." 
Einerseits wird in Europa das ideolo­
giefreie Zeitalter ausgerufen, andererseits 
feiert die Jdologie des Nationalismus 
grausame Urstände. In solchen Zeiten 
sind es schon linke Gegen-Informationen, 
wenn an Menschenrechte erinnert wird, 
an zivile Auseinandersetzungsformen, 
wenn interkulturelles Lernen gefordert 
wird, das das Forschen nach Ungleichhei­
ten, Verletzungen,, Diskriminierungen 
verlangt ( vgl. hierzu den Aufsatz von 
Gstettner/Wakounig). Bei 11ller Vereinze­
lung der Orientierungsbojen , das Buch 
sollte Schule machen, auch bei uns in 
Deutschland. 

Judith Marschall, 
Germanistin, Hamburg 
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§ 218 -Urteil: ein Schock! 
von Claudia Walther 

Die CDU/ CSU jubele Acht Personen in 
Karlsruhe haben, fast ein Jahr nach dem 
Beschluß des neuen § 218 im Bundestag, 
am 28. 5. als Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG) über Recht und Unrecht der 
Abtreibung und damit über viele Frauen 
entschieden. Acht Personen, überwie­
gend katholisch, älter, männlich, also in 
jeder Hinsicht vom realen Problem unge­
wollter Schwangerschaften meilenweit 
entfernt. Bekanntlich sind zwei der Rich­
ter engagierte sogenannte ~ Lebensschüt­
zer": Klaus Winter und Ernst-Wolfgang 
Böckenförde (SPD!). Letzterer ist erst 
vor kurzem aus der "Juristen-Vereini­
gung Lebensrecht" (JVL) ausgetreten, 
um nicht als befangen zu gelten. 
Die Entscheidung ist in ihrer Härte ein 
Schock! Ein "vorbereiteter Schock", wie 
Regine Hildebrandt meint, aber eben 
doch um vieles schlimmer als erwartet. 
Sie ist ein gesellschaftspolitisch schwer' 
wiegender Rückschritt und ein Schlag ins 
Gesicht der Frauen - und auch der Lin­
ken, der öffentlichen Diskussion, jeden 
Anspruchs auf Demokratie. 

Wie ist das Urteil zu bewerten? 
Schon mit dem neuen Bundestags-Gesetz 
waren wir unzufrieden, da es, ntit Fristen 
und vor allem mit Zwangsberatung keine 
wirkliche Selbstbestimmung ermöglicht 
hätte. 
* Das Urteil geht nicht nur hinter das 

"Kompromiß"-Gesetz zurück, son­
dern auch hinter den Status-Quo! Das 
gilt sowohl für die Verschärfung der 
Beratungsvorgaben als auch für die 
Abtrennung der Sozialen Indikation 
aus der Krankenkassenfinanzierung. 

* Es bedeutet ganz klar ein "Zwei-Klas­
sen" -Strafrecht: während diejenigen, 
die in sozial abgesicherten Beschäfti­
gungsverhältnissen arbeiten, zumin­
dest berechtigten Anspruch auf Lohn­
fortzahlung haben, müssen ausgerech­
net diejenigen, die aus fmanziellen 
Gründen am stärksten auf die soziale 
Indikation angewiesen sind, den Ab­
bruch aus eigener Tasche bezahlen! 
Das bedeutet rund 1.000 DM - ohne 
Krankenkassenzuschuß. Das bedeutet 
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auch, daß viele auf Methoden zurück­
greifen werden die schon fast in Ver­
gessenheit geraten sind: auf lebensge­
fährliche Selbsteingriffe, von Seife bis 
Stricknadel, oder auf kriminelle An­
gebote bei 'Engelmacherinnen'. 

* Es ftndet eine weitere Kriminalisie­
rung sta,tl. Zwar entfällt die Drohung 

Ende des 20. Jahrhunderts ernstge­
nommen. Aber die Tatsache, daß der 
Abbruch in jedem Fall als verfas­
sungswidrig gilt, wird durch die Be­
strafung mit Nichterstattung der Ko­
sten unterstrichen. 

* Möglich, daß nach der "Übergangs­
frist", die am 16. Juni begann, eine 

Was bedeutet nun das B VerfC-llrteil? 
Schwangerschaftsabbrüche werden als rechtswidrig 
definiert. 
Eine Fristenregelung gilt in jedem Fall als verfas­
sungsw1dr1g. 
Es gelten die Indikationsbestimmungen 
Abbrüche 1Nerden bei vorheriger Beratung u11d Zu-
stimmung der Frau nicht bestraft. 
Die Krankenkasse zahlt nicht mehr bei sozialer Indika­
tion 11}. sondern nur noch bei medizinischer (Gefahr 
für Leib und Leben), bei kriminologischer {Vergewalti­
gung) und "embryopal1scher" (bei schwerwiegender 
Beschädigung des Ungeborenen - vgl. alte eugeni­
sche} Indikation, 
Für eine "Übergangszeit" werden Frauen, die nach so­
zialer Indikation abbrechen, auf Sozialhilfe verwiesen. 

~ Nur Frauen 1n festen Beschäftigungsverhältnissen 
können mit Lohnfortzahlung 1n der Ausfallzeit 
rechnen. 
Die Zvvangsberatung wird erheblich verschärft. Nun 
müssen Frauen auch noch ihre persönliche Situation 
darlegen. Ehemann, Freund und Eltern können zur Be­
ratung hinzugezogen werden. Das Beratungsziel wird 
noch schärfer gefaßt, nämlich gegen einen Abbruch 
einzuwirken. Es findet eine statistische Erfassung 
(ohne Namen) s!att. Beratungsste!len werden einer 
scharfen Kontrolle ausgesetzt. 
Das "Recht auf Leben" \Nird als bereits vor 11) der 
Empfängnis geltend definiert. 
"Beratung" und Abtreibung dürfen nicht mehr in der­
selben E1r1r1chtung statf1nden. Fam1l1enplanungs­
zentren. die alles unter einem Dach anbieten. sind 
also nicht mehr möglich. 

mit Strafe bzw. gar Gefängnisstrafe -
aber das hat ja ohnehin niemand mehr 

Teilrückzahlung bei verschärfter 
Pflicht einer Darlegung der sozialen 
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Gründe ermöglicht wird. Dantit kön­
nen wir dann wieder auf Gerichtsver­
handlungen a Ja Memmingen gespannt 
sein: Frauen müssen ihr Privat- und 
Intimleben in entwürdigender Weise 
auf den Tisch legen. 

• Die Verschärfung der Zwangsbera­
tung legitintiert nicht nur bayrische 
Verhältnisse, sondern sie verbietet so­
gar alle liberalen Ansätze, die sich in 
nördlicheren Ländern oder in der ein 
oder anderen moderneren Beratungs­
stelle entwickelt haben. Das dantit 
transportierte Frauenbild erinnert tat­
sächlich an das Mittelalter, da es von 
einer entscheidungsunfähigen, unver­
antwortlichen, unmündigen Frau aus­
geht. 

* Die Ärztinnen werden verunsichert 
und, falls sie weiter Abbrüche vorneh­
men, zu -selbst bei sozialer Indikation­
als nicht rechtmäßig definierten Hand­
lungen gezwungen. 

• Für die Frauen in den Neuen Bundes­
ländern ist die Entscheidung eine "Ka­
tastrophe" (Hildebrandt) und ein über­
dimensionaler Rückschritt i. V. zur al­
ten DDR-Fristenregelung. Und das, 
obwohl wir uns genau an all die CDU­
Frauen Ost erinnern, die während der 
Vereinigung sich der Fristenregelung 
verpflichtet haben und später immer 
mehr unter Schäubles Druck geraten 
sind ... 

• Die versprochenen sozialen "Hilfen" 
sind ein Hohn. Gleichzeitig zur Mas­
senarbeitslosigkeit in den neuen Bun­
desländern, zur dortigen überpropor­
tionalen Frauenarbeitslosigkeit, zu So­
zialabbau, zu Frauenarmut, zur ver­
tagten Kindergartengewährleistung, 
zu der bevorstehenden Kürzung des 
Kindergeldes, sollen die Beratungs­
stellen den Frauen alles Erdenkliche 
an Lebens- und Zukunftsperspektive 
herbeizaubern. Die Verfassungsrich­
ter scheinen also nicht nur in bezog 
auf das Phänomen von Schwanger­
schaften hinter dem Mond zu leben ... 

• Für Beratungsstellen wie Profantilia 
sind die zusätzlichen Beratungsaufla­
gen unerträglich und existenzbedro­
hend. 

Straffrei aber verfassungswidrig. Dieses 
(un)moralische Angebot paßt doch in die 
Zeit des gerade erschienenen neuen "Ka­
techismus" der katholischen Kirche. 
Was nach all diesen Unzumutbarkeiten 
die sehr auseinandergehende Einschät­
zung von SPD-Frauen zu bedeuten hat, 
ist schleierhaft. Während die meisten Ge­
nossinnen Politikerinnen und Frauen-
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ntinisterinnen zu ähnlichen Einschätzun­
gen kommen, gibt es auch ein paar Frau­
en, wie die NRW-Gleichstellungsntiniste­
rin llse Ridder -Melchers oder die Vorsit­
zende der Querschnittsgruppe Gleichstel­
lung der Bundestagsfraktion, Ulla 
Schmidt, die unisono ntit Uta Würfel ver­
suchen, die fatale Entscheidung zu be­
schönigen: Memmingen sei nun nicht 
mehr möglich und dergleichen mehr. 
Da sind doch all die Ankündigungen von 
anhaltender Diskussion bis massenhaftem 
Protest wesentlich angebrachter! Der sich 
abzeichnende Aufruf zu einem Frauen­
streik im Frühjar 1994 ntit dem Tenor: 
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"uns reicht' s" beim Abbau von Frau­
enrechten könnte eine Perspektive für 
eine mögliche frauenpolitische Offensive 
sein. Wenn ein solcher Aufruf zum Frau­
enstreik breit genug getragen würde, 
dann, und nur dann, könnte er zu einem 
tatsächlichen Autbruch, auch für eine 
neue Offensive gegen den bevormunden­
den und verschärften § 218, werden. 

Aus selbstverschuldeter Unmündigkeit ... 
... herausfuhren sa111e, nach der Erwanung mma­
nuol Kanls, die ~. das l<erraOck des 

J'rnjeldsder --W:lrml Kat zu seiner Zeil setzle - Ratio, OHen-
lichl(e;t, Foos:hrill -. das scheirt 200 Jahre 

~ weniger -- Clbwol1I die Aul!eren 
lbausselzungen heue IIIM!lgieichlich besser er-
!ICheinen als zu l.ebreilen des 10nigsbeiget /'d­
ldArers. als es in Deu:scNant noch Leibeigen-

-- massenhallen Analphal)elisrr Hooger und nacides Elend gab - llld von allgei11eie11 
v.hlrectt, von Meinmgs-, Presse- und 'kr.anm­
tll'lg9freiheit leine Rede sein kerne. 
Hai, was dennoch klit&Jweilelldet AuklArung Ln 

wrzicl1bar -· zugleich Aneil an neuer Un­
mOndigleit? Und der - der SelbslYe!schul­
~ Wiegl er nichl a, ,gesicl,S der lJlbeosum. 
Sllnde in den reichen Metropolen, in ~ 
tei4iels reise, heue lftlldich schwerer? 

Die .Bliiller" laden 1993 e,in zu Beitra­
gen, de Antwor18n 9UChen auf die ,eft­
gemäB abgewandelte Frage der .Berlin~ 
sehen Monalsschrift" """ 1783: 
was ist UnmOndigkeil heute? Selbsl-ver­
achuldele Unmündigkeit - oder """ der 
.ClaBe der \mrmünder" zu wrantworten­
de, wie seiner211i Hamann Kant entg&­
genhielt? Und wie finden wir den Aus­
gang deraus? 
Es gibt Dimensionen neuer UnmOndig­
lceil, die niemandem ~n. der Fra­
ge der Selbsl- und MilwrschiJdung 
auszuweichen: 

• Was ist zu Ilm, dam~ sog. Medien der 
Massenkommunikalion. die eher belliuben 
und abstumpfen als informieren, Alftdarung 
leisten, hMdungsbefähigendes Orientie­
rungswissen wrmitb*l? 
• Wie linden wir den Ausgang aus dem 
sel>sl2erntörerhen _,hstums,,elTI un­
serer Zivilisation? 
• Wie gewinnen M den humaien Kern -iL'.i' 
c...--a..~nL- wd(/ •·,,•,:;,i'~,:,,.j rlAltK,l•·~·-•S zuru . :;':~''."~ ,,r· 
• Wie $Clm8en wir die unerträgliche KMI . 
zwischen dem miltlerM!ile unbestreilban!n, 
aber allgemein ,erdränglen wissen. des wi; 
des privilegierte Fünlti,I der Menschheil in 
den Metropolen. die l.f!benschancen de!: 
.restlichen" vier fünftel buchstäblich koosu­
mieren. autbrauchen, ,ernchleudern? Und 
dabei auch schon die Zukunft unserer eige­
nen Kinder? 

Die beslen Arbeilen - rril dem Damomlie­
prais der Binar 1ür deulsche und inlemationale 
Politik AIF+.,e-eid1.et. 

Die Ji.ry bilden - Jens, Ingeborg Maus und 
Jens G. Reich. Prlkniert - analytische l.00 
essafi'slische Beiträge im UrT'Eng eines ZeilsciYif­
lenarliles, die sich der - Fragestellung 
wünen, aooh zugespitzt ml Schlfrrof rekle. 

Der Preis ist mit insgesamt 10nm DM dotiert inj 

wild im Herbst 1993 vetgebert. (Zuletzt gnQer an die 

-- - --- 11187, und an de Oemokratiebewegng der DDR. 19911) 

Enl Insel der 'aoonl: in einem Ma,i.- 'WDfl Unaim namm Kmt Bö die 
.BMor" in den 50er Jlnerl Fli den.~ WIHl1 sie in den 
60er Jahra1 Zertralorgan der -*"pa&l1eilais.:lu1 Opposilicn 
H81.Ao and cie .Bllaar" ei-1 Forun i1B1d1-.le Gege,tAltilllliclila. 
die 11 • 1.ietlti poi:iad:aiawa.halfiche Mo, ·1 hil in 

.. ,.,. ,._,._.,. ,,,·--·. ',',"'''-0";3: 
. -:-:;i 

--12BSeilm. -.. -Pollache~ Ku111e•e s.etKulut 
~.Chronik, ~zumäiiQaLJWIIGL 
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Frauen in Europa -
Europa der Frauen ? 

von Regina Hunke* 
Was bedeutet der europäische Einigungs­
prozeß für die Frauen? Was wissen wir 
überhaupt voneinander, wie werden 
Frauen in Straßburg und Brüssel defi­
niert und welchen Einfluß können Fran­
en a~f die Entwicklung der europi(ischen 
Gemeinschaft nehmen? 
Der 'von oben' gelenkte Einigungsprozeß 
ist durch seine einseitige Marktausrich­
tung gekennzeichnet; als ob der Waren­
verkehr allein das Miteinander der euro­
päischen Bürger und Bürgerinnen im Sin­
ne einer Volksdiplomatie bestimmen 
könnte. Die Komplexität des Projektes 
"Europäisches Haus" gerät dabei zuneh­
mend aus dem Blick. 

Frauen nur als 
"Human Resources"? 
Der Dominanz der Ökonomie entspre­
chend, werden Frauen in den Förderpro­
grammen der EG als 'Human Resources' 
gehandelt: das heißt, als nicht ausge­
schöpfte menschliche Reserven, die dem 
Markt zugänglich gemacht werden sol­
len um im internationalen Wettbewerb 
bestehen zu können. Bei dem europawei­
ten Tribunal "Frauen und Armut", das 
vom 10.-12.November 1988 in Brüssel 
stattfand und vom 'European Network of 
Women' (ENOW) veranstaltet wurde, 
zeigten die Beiträge aus den verschiede­
nen Ländern, daß die Ursache von mneh­
mender Armut von Frauen der systema­
tische Ausschluß der Hälfte der Mensch­
heit von der Erwerbstätigkeit ist.' 1n die­
sem Beitrag soll nicht die zentrale Bedeu­
tung, die die Beteiligung am Markt durch 
eine gut bezahlte Erwerbstätigkeit auf die 
Lebensqualität hat, geleugnet werden, 
aber die Einseitigkeit dieser Definition 
von Lebensqualität soll zur Diskussion 
gestellt werden. 

Regina Hunke ist Historikerin und Bildungsrefe­
rentin beim Internationalen Bildungs- und Be­
gegnungswerk in Dortmund 

Männer der 90er Jahr sehen in Frauen 
nicht mehr Mangelwesen - wie noch zu 
Anfang diesen Jahrhunderts -,sondern zu 
verwertenden Rohstoff, der der Wirt­
schaft zur Ausbeutung zugeführt werden 
soll. Nicht in die Wirtschaft integrierbare 
bzw. zur Zeit nicht brauchbare lndividu­
en fallen bei dieser Weitsicht durch die 
Maschen der sozialen Marktwirtschaft 
und haben sich außerhalb der Gesellschaft 
stehend im Kampf um ihr tägliches Über­
leben zu bewähren. Dieser Zweidrittel­
gesellschaft gilt es entgegenmtreten. 
Aber nicht dadurch, daß unreflektiert An­
passungsleistungen von denjenigen einge­
fordert werden, um in das - durch männ­
liche Normen geprägte - Erwerbsleben 
eintreten zu dürfen: Die Programme der 
EG stellen finanzielle Mittel zur Verfü­
gung, um die bislang weitgehend vom 
Markt Ausgeschlossenen - wie Frauen 
und Behinderte - zu fördern. 2 Da der 
Reichtum einer Gesellschaft sich aber 
nicht allein durch das erwirtschaftete 
Bruttosozialprodukt, sondern auch durch 
außerhalb der Marktmechanismen ste­
hende Kriterien bestimmt, müssen das 
dominierende, von Männern gesetzte 
Wertesystem der Effizienz, des Pragma­
tismus und der Rationalität zur Diskussi­
on gestellt und Handlungsperspektiven 
für gesellschaftliche V eränderungspro­
zesse in Gang gesetzt werden. 
Ein Europa der Bürgerinnen - in das alle 
in der EG lebenden Menschen einbew­
gen werden sollen - nicht allein jene mit 
einem europäischen Paß - kann sich nur 
unter der Voraussetzung entwickeln, daß 
der Menschlichkeit ein Platz zugestanden 
wird. Ein solidarisches Miteinander, das 
sich durch die Übernahme von Verant­
wortung ausdrückt, sollte ebenso fester 
Bestandteil des neu zu installierenden 
europäischen Leitbildes werden wie das 
Akzeptieren von Differenz als Gleich­
wertigkeit. 
Da von den Herrschaftsträgern keine In­
itiative zu erwarten ist, die zentrale Be­
deutung der Reproduktionsarbeit in den 
Vordergrund zu stellen und an der Aufhe-
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bung der geschlechtspezifischen Arbeits­
teilung mitzuwirken, plädiere ich für den 
Ausbau grenzübergreifender Frauennetz­
werke, die einen Beitrag zu diesem Um­
wandlungsprozeß leisten können. 

Internationale 
Frauennetzwerke 
aufbauen 
Internationale Frauennetzwerke, deren 
Funktion in der gegenseitigen Unterstüt­
zung bestehen kann, wären ein wichtiger 
Beitrag, den lnternationalismus-Gedan­
ken neu zu verankern und dem zuneh­
menden Nationalismus und der 
Fremdenfeindlichkeit entgegenzutreten. 
Darüber hinaus würde der Aktionsradius 
national oder regional agierender Frauen­
organisationen nicht nur erweitert, son­
dern durch die Solidarität der Frauen aus 
anderen Ländern könnten Aktionen auch 
erfolgreicher werden: Zum Beispiel hätte 
die Schließung der Kinderhorte in den · 
neuen Bundesländern Deutschlands, die 
trotz ihrer Reformbedürftigkeit verteidi­
gungswürdig waren, vielleicht durch eu­
ropaweite Frauenaktionen behindert wer­
den können. Frauen in ganz Europa hät­
ten ihren Einfluß auf die Europaabgeord­
neten der jeweiligen Länder geltend ma­
chen können. Telefon- und Faxaktionen 
beim EG-Ministerrat, Mobilisierung des 
internationalen Gewerkschaftsbundes in 
Brüssel u.v.a.m. hätten vielleicht den 
sang- und klanglosen Abbau dieser sozial­
staatlichen Einrichtungen ·zumindest er­
schwert. 
Im Rahmen des EG-Förderprogrammes · 
für Frauen 'New Opportunities for Wo­
men' (NOW) werden nur den Projekten 
finanzielle Förderung zur Verfügung ge­
stellt, die 1. in einem europäischen Kon­
text arbeiten und 2. den Frauen, die aus­
gebildet werden und denen die Möglich­
keit geboten wird, im Rahmen des Pro­
jekts ihre Kinder betreuen zu lassen. 
Frauen aus den Neuen Bundesländern, 
die in Brüssel die europäische Politik er­
kunden, muß es vor diesem Hintergrund 
absurd erscheinen, daß sie im europäi­
schen Kontext keine Unterstützung erfah­
ren haben, die Kinderversorgungsein­
richtungen in der Ex-DDR zu erhalten 
und ihnen jetzt - im Rahmen der Förder­
bedingungen für Frauenprojekte - diese 
Auflagen gemacht werden. 
Wie kann mit dem Ausbau eines Frauen­
netzwerkes begonnen werden? Zentrale 
Gründe für die mangelhaft entwickelten 
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europäischen Frauenstrukturen liegen 
zum einen im Nichtwissen voneinander 
und zum anderen in der mangelhaften na­
tionalen Vernetzung der Zusammen­
schlüsse. Die ausgeprägte Verbands- und 
Parteienpolitik - mit ihren Abgrenzungen 
gegenüber anderen - verhindert die gegen­
seitige Unterstützung. Frauen in den Par­
teien, Gewerkschaften, Organisationen 
und der Frauenbewegung müssen sich 
nicht nur im nationalen Zusammenhang 
aufeinander zubewegen - wie dies bei­
spielsweise in der BRD in den 70er Jah­
ren im Rahmen der Aktionen gegen den § 
218 gelungen ist - , sondern sich darüber 
hinaus Wissen über europäische Struktu­
ren aneignen, die ihren Lebens- und Ar­
beitszusammenhang in den nächsten Jahr­
zehnten entscheidend beeinflussen wer­
den. Dieser Aneignungsprozeß kann dazu 
beitragen, die Beschränktheit der regio­
nalen bzw. nationalen Handlungsstrategie 
vor der fortschreitenden europäischen Ei­
nigung zu erkennen und dazu beitragen, 
ein Europa der Regionen aufzubauen, 
dessen Lebensqualität nicht nur durch die 
Ökonomie bestimmt wird. 

Annäherung jetzt 
Die Voraussetzung, um einen Annähe­
rungsprozeß von Frauen im internationa­
len Kontext zur Entwicklung gemeiIJsa­
mer Handlungsstrategien voranzutreiben, 
ist das gegenseitige Kennenlernen 'vor 
Ort' durch Erkunden der Lebens- und 
Arbeitszusammenhänge, Konflikte, Stra­
tegien der Frauenzusammenschlüsse in 
den anderen Ländern. Frauen können 
trotz aller national und regional bedingten 
Unterschiede voneinander lernen und ihre 
'Human Resources' im Sinne einer Soli­
dargemeinschaft nutzen, statt sich selbst 
mit ihren Interessen und Bedürfnissen in 
den. Hintergrund zu stellen und ihre Fä­
higkeiten allein der Ökonomie unterzu­
ordnen. So wissen beispielsweise Frauen 
in der Bundesrepublik, Frankreich und 
den anderen Ländern in Europa über den 
italienischen Zusammenschluß "Frauen 
gegen die Mafia" in der Regel noch nicht 
einmal, daß er existiert - geschweige 
denn, daß eine europaweite Frauenorga­
nisation im Aufbau begriffen wäre, die 
dazu beitragen könnte, der Ausbreitung 
mafiöser Strukturen in Europa entgegen­
zutreten. 
Die bereits bestehenden europäischen 
Frauennetzwerke können für die Kon-

- taktaufnahrne zu den Frauenzusammen­
schlüssen in anderen Ländern genutzt 
werden. Die bereits bestehenden Zusam-
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menschlüsse von Frauen sind ein Anfang 
für ein Europa der Bürgerinnen und kön­
nen von den Frauen der Institutionen, 
Parteien, Gewerkschaften, Kirchen und 
Gruppen angeschrieben werden, um 
internationale Kontakte zu knüpfen, da­
mit Frauen einander in ihren unterschied­
lichen Lebenswelten kennenlernen, um 
Möglichkeiten einer grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit entwickeln zu können. 
Eine andere Möglichkeit zur Kontaktauf­
nahme wären Studienseminare, die die 
Erkundung der Lebensrealität der Frauen 
in anderen Ländern zum Thema haben. 
Diese können sowohl Impulse für die Ar­
beit vor Ort geben, als auch der erste 
Schritt in Richtung interilationaler Zu­
sammenschlüsse sein. Frauenzusammen­
schlüsse können sich an nationale oder re­
gionale Organisationen wenden, die Er­
fahrungen und das Know-How im 
internationalen Austausch haben wie Dol­
metschern, Zuschußaquisition, qualifi­
zierte Programmorganisation, Kinderbe-
treuung. · 
Das Ziel solcher Studienseminare wäre 
die Begegnung und der Austausch mit 
Frauenorganisationen und -gruppen in an­
deren Ländern der EG. Das Erkennen 
von Parallelen und Unterschieden der 
Problemlagen, Strukturen und Bedingun­
gen läßt sich besser vor Ort und durch 
sinnliches Erfahren erkunden als durch 
die Lektüre von Büchern. Das ge­
genseitige Kennenlernen in einem solchen 
Serninarzusammenhang ersetzt keine 
Adressenliste und kann der erste Schritt 
zur Vernetzung sein. 
Die strukturelle Schwierigkeiten, -in de­
nen sich insbesondere die Frauen mit Fa­
milie befinden, können überwunden wer­
den. Viele Träger der Weiterbildung bie­
ten bereits Kinderbetreuung an oder tun 
dies auf Aufforderung. Auch die einge­
schränkten fmanziellen Möglichkeiten 
vieler Frauen müssen kein unüberwind­
bares Hindernis darstellen. Hier sind die 
Institutionen, Parteien, Kirchen und Ge­
werkschaften gefordert, Finanzmittel zur 
Verfügung zu stellen. Dadurch würden 
sie beweisen, daß sie sich die Frauenför­
derung nicht nur auf die Fahnen schrei­
ben, sondern in die Tat umsetzen. 

1 S.: Europäisches Netzwerk von Frauen, Frauen 
und Armut in der Europäischen Gemeinschaft, 
Brüssel 1989. Der Schlußbericht ist in deut· 
scher Übersetzung zu beziehen' bei: LAG Sozia· 
le Brennpunkte, Frauenreferat, Moselstr. 25, 
6000 Frankfurt/Main 1. 

2 Das EG-Programm 'Horizon' steift finanzielle 
Hilfen für die berufliche Förderung von Behin· 
derten und das Programm New Opportunities 
for Women hat die berufliche ffauenförderung 
zur Aufgabe. 
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Gentechnikkritik 
oder 

11 Hilfloser Antikapitalismus1'? 

von Marianna Schauzu* 
(Replik auf den Artikel "Gentechnik ohne 
Ende"von Dr. Marliese Dobberthien, 
MdB, in spw 2/93) 
Marliese Dobberthien kritisiert nicht nur 
das Gentechnikgesetz (wobei man über . 
die der Kritik zugrundeliegende Interpre­
tation an vielen Stellen streiten kann1

) 

sondern formuliert auch erhebliche 
grundsätzliche Vorbehalte gegen die An­
wendung dieser Technik. Ilrre Argumen­
tation stützt sich dabei weniger auf eine 
sachliche Auseinandersetzung mit dem 
Stand von Wissenschaft und Technik son­
dern kolportiert vor allem die seitens vie­
ler Gentechnikgegoer eher emotional ins 
Felde geführten Vorbehalte. 

Der Nutzen der Gen­
technik 
Ilrre Fragen "nach Zweck, Ziel und Nut­
zen der Gentechnik und Fragen nach 
Gefährdungspotentialen und Risikobe­
wertung, aber auch Fragen nach der ethi­
schen Bewertung menschlichen For­
schungsdranges" erscheinen mir daher 
weniger geeigoet, dem Laien ein objekti­
ves Urteil zu ermöglichen als vielmehr 
vorhandene Unsicherheiten und Ängste 
zu bestätigen. Ein Beispiel: Der fiktive 
Verbraucher würde vielleicht die von ihr 
aufgeworfene Frage nach dem Nutzen ei­
ner Tomate, die "zwar frisch aussieht, je­
doch bereits uralt ist", anders beantwor­
ten, wenn er gleichzeitig Informationen 
über das Prinzip des genetischen Eingtiffs 
in den Reifungsprozeß der Tomate erhiel­
te. Er würde dann erfahren, daß Reife 
weniger mit dem "Alter" der Tomate 
sondern vielmehr mit Enzymfunktionen 
zusammenhängt, die normalerweise 
durch Umweltfaktoren beinflußt werden. 
Mit Hilfe der Gentechnik kann die Ver-

Dr. Marianna Schauzu, Biologin, Berlin 
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rottung der Frucht durch die zeitweilige 
Abschaltung des dafür verantwortlichen 
Enzyms verzögert werden, ohne dabei 
die Aromaentwicklung zu beeinträchtigen 
(wer holländische Tomaten kennt, wird 
das zu schätzen wissen). Der Frische­
grad, der sich dadurch auszeichnet, daß 
der Verrottungsprozeß noch nicht einge­
setzt hat, wird dadurch nicht beeinflußt. 
Übrigens: Die Verbesserung des Nähr­
wertes, des Geschmacks und der Haltbar­
keit von Lebensmitteln, wie auch die An-. 
passung von domestizierten Tieren nach 
Kriterien der Nützlichkeit und des Schön­
heitsempfmdens (man vergegenwärtige 
sich nur die Vielfalt "modischer" Hun' 
derassen), wurde vom Me[)SChen seit 
Jahrhunderten angestrebt und hat auch 
mit konventionellen Züchtungsmethciden 
bereits zu Neuschöpfungen über Arten­
grenzen hinweg, wie z.B. der Nektarine 
aus Pfirsich und Aprikose cider dem 
Maulesel aus pferd und Esel, geführt. 
Die Gentechnik ist nicht mehr als eine Er­
weiterung des Methodenspektrums der 
Züchtung auf molekularer Ebene, mit 
dem Vorzug der sehr gezielt~n Eingriffs­
möglichkeit. 
Eine objektive Meinung kann sich nur der 
bilden, der ausreichenden Zugang zu 
sachlichen Informationen hat. Da diese 
V 9raussetzung im Wissenschafts- und 
Technikbereich nur sehr schwer rea­
lisierbar ist, besteht die Gefahr der Redu­
zierung auf eine Glaubens- und Vertrau­
ensfrage. Die Forderung nach Mitbestim­
mung wird dann zu einem demokrati­
schen Symbolakt. Umso notwendiger ist 
es, wenigstens den V ersuch einer Abwä­
gung von Risiken und Chancen, von an­
gestrebten Zielen und realen Interessen 
zu unternehmen. Für wenig hilfreich hal­
te ich es, wenn die Argumentation der 
"Linken" auf ein dem Zeitgeist angepaß­
tes Amalgam konservativ-christlicher 
Werte und vordergründige Kapitalis­
muskritik reduziert wird. 
Die so von Marliese Dobberthien gegen 

die Anwendung der Gentechnik formu­
lierte Kritik läßt das Bedürfnis nach einer 
möglichst unberührten Umwelt, aber 
auch tiefes Mißtrauen gegenüber For­
schung und Industrie erkennen. Die For­
derung nach "naturbelassenen Lebens­
mitteln" und nach "Anpasssung der Pro­
duktion an die jeweils inländischen Be­
dürfnisse" ist zwar emotional nachvoll­
ziehbar vor dem Hintergrund der Über­
produktion in den Industriestaaten und 
dem Hunger in der dritten Welt. Sie läßt 
aber völlig unberücksichtigt, daß eine ge­
rechte Verteilung erst dann mit Aussicht 
auf dauerhaften Erfolg gefordert werden 
kann, wenn auch eine Entw_icklung der 
Produktivkräfte stattfmdet. Der Zusam­
menbruch der "realsozialistischen" Sy­
steme in unserer Nachbarschaft hat uns 
gerade erst wieder daran erinnert, daß der 
Aufbau gerechterer Gesellschaftssysteme 
nicht funktioniert, wenn statt Reichtum 
nur Mangel zu verteilen ist. 

Radikale Kritik ? 
Die Kritik muß, will sie radikal und kon­
struktiv sein und auf Veränderung zielen, 
die Produktionsverhältnisse zum zentra­
len Angriffspunkt machen. Sie muß einer 
Entwicklung, nicht einer Behinderung der 
Produktivkräfte das Wort reden und dies 
verbinden mit der Forderung nach 
gesellschaftlicher Mitbestimmung bei der 
Entscheidung darüber, was und wie pro­
duziert wird. So wäre es dringend not­
wendig, beispielsweise Pharmafirmen 
dazu zu bringen, statt ein weiteres neues 
Kopfschmerzmittel zu entwickeln - für 
das es offensichtlich einen lukrativen 
Markt gibt - mehr Forschungsgelder für 
AJDS-Therapeutika oder andere Medika­
mente gegen in Ländern der Dritten Welt 
verbreitete Krankheiten, für die es keinen 
finanzkräftigen Markt gibt, auszugeben. 
Wichtiger als der Erdbeeranbau mit Hilfe 
von Eis-minus-~rien im Winter wäre 
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in der Tat die Entwicklung ertragreiche­
rer und widerstandsfähiger Reis- cider 
Hirsesorten für die Hungergebiete dieser 
Welt. 

... und die Moral 

A 

Die von Marliese Dobberthin aus morali­
schen Gründen kritisierte Patentierung 
von Erfindungen ist ein wesentliches 
Prinzip der kapitalistischen Marktwirt­
schaft. Die Kritik sollte auch hier nicht 
auf die Gentechnik beschränkt werden 
sondern grundlegender ansetzen. Kritik­
würdig ist z.B. der Umstand, daß Wis­
senschaftler, die auf Kosten der Gesell­
schaft ausgebildet wurden und mit 
öffentlichen Mitteln Forschung betreiben 
und damit in die Lage versetzt werden, 
Erfindungen machen zu können, persön­
lich davon profitieren, wenn sie diese pa­
tentieren lassen. Die Gesellschaft sollte 
das Recht auf die uneingeschränkte Be­
reitstellung des erworbenen Wissens 
durch den Wissenschaftler einfordern. 
Unter den gegebenen Bedingungen der 
Weltordnung wird allerdings den Staaten 
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der dritten Welt der Zugang zu gentech­
nisch veränderten Nutzpflanzen mit höhe­
ren Erträgen, zusätzlichen Nährwertkom­
pontenten und Resistenzen gegen Schäd­
lingsbefall genauso versperrt bleiben wie 
zu den wirksamen, aber eben teuren Arz­
neimitteln und Impfstoffen, die mit her­
kömmlichen Methoden produziert wer­
den. Umgekehrt wäre es ebenso eine Illu­
sion, die Probleme dieser Welt allein mit 
Hilfe der Gentechnik lösen zu wollen, so­
lange die Verteilungsmechanismen nicht 
verändert sind. Aber einige Vorausset­
zungen für ein angenehmeres Leben 
könnte die Gentechnik als Weiterent­
wicklung traditioneller Züchtungsmeiho­
den durchaus bieten. 
Eine Diskussion. über neue Wirtschafts­
konzepte, die die Probleme der dritten 
Welt lösen helfen, ist überfällig. Morali" 
sehe Appelle, basierend auf dem Respekt 
vor göttlicher Schöpfung und der Angst 
vor unverstandenen Phänomenen, mögen 
zwar Fans im Lager grün-christlicher 
Ethiker ansprechen, reichen aber erfah­
rungsgemäß nicht aus, um Veränderun­
gen der Produktionsverbältnisse her­
beizuführen. Gefordert sind vielmehr 
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Sachverstand und konstruktive Lösungs­
vorschläge. 

Anmerkung 
Marliese Oobberthien sieht beispielsweise Si­
cherheitsdefizite darin, daß '"Arbeiten und 
Anlagen zu Forschungszwecken ... auf niedri­
ger Sicherheitsstufe nur angemeldet• (und 
nicht genehmigt) werden mQssen und "öffent­
liche Anhörungen ... nicht vorgesehen· sind. 
·Lediglich" die ZKBS sei anzuhören, '"beteiligte 
Kreise· sowie die "(Fach-)Öffentlichkeit" seien 
bei der Risikobewertung gentechnischer Arbei­
ten -ausgeschlossen, kritisiert sie. Nach der 
Lektüre des GenTG und der zugehörigen Ver­
ordnungen stellt sich das anders dar: Danach 
hat der Gesetzgeber neben den Sach­
verständigen verschiedenster Fachdisziplinen, 
die Besetzung der Kommission durchaus mit 
fachkundigen · Personen ·beteiligter Kreise„ 
vorgesehen, um auch den dort vorhandenen 
Sachverstand in die Beratungen der Kommissi­
on einfließen zu lassen (vgl. die Amtl. Begrün­
dung zum GenTG in: Gentechnikrecht, Mate­
rialiensammlung, Hrsg. Horst Hasskart, 19911. 
So sind neben einem Vertreter der Wirtschaft 
sowie der forschungsfördernden Organisa­
tionen denn auch Delegierte aus den Bereichen 
Gewerkschaften und Arbeitsschutz (für die 
Beschäftigten), aus den Umweltschutzorgani­
sationen !für die gesamte Öffentlichkeit) in der 
ZKBS vertreten 

Elmar Altvafer / Birgit Mahnkopf 

~rkschaften vor der 
europäischen Herausforderung. 
TarifP,Olitik nach _Mauer und Maastricht 

Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft 

1993 • ca. 250 S. - ca. DM 34,00 - ISBN 3-924S50-79-4 .. 
Wahre Wunder soH die Herstellung des G80'l8insamen Marktes bringen: 
mehr Wachstum, ~,:iiger Inflation, mehr Beschäftigung, mehr Wettbewerb, 
~~re V~rsorgung, mehr Wohlstand. Die Idee Europa ist faszinierend ... 
Furd10 Gewe~en ergibt sich daraus eine historische Herausforderung. 

Boy Lüthje / Christoph Scherrer (Hrsg.) 

Jenseits des Sozialpakts 
Neue Unternehmensstrategien, Gewerkschaften 
und Arbeitskämpfe in den USA 
1992- 205 S. -DM 29,80- ISBN 3-924550-69-7 -· 

Wenig bekannt ist über die Konflikte und Kämpfe, die in vielen Bereichen der 
US-Wi~ in den letzten Jahren um die Einführung neuer Technologien 
und Japani$Che Modelle der Arbeitsorganisation geführt wurden. Uber 
Erfahrungen in diesen "tJSeinanctersetzungen berichten kritische US­
Kolleglnnen aus Automobilindllstrie, Bergbau, Häfen Luftverkehr 
Telekommunikations- und Computerind~rie. ' ' 

Holm-Detlev Köhler 

Spaniens Gew!rkschaftsbewegung. 
Demokratischer Ubergang -. Regionalismus . 
ökonomische Modernisierung 
1993 • 350 S. · DM:39,80-_ISBN.3-924550-7&-:1· 

Der vorliegende Band isi · nicht nur :eine detaillierte, materialfeiche: 
Entwicklungsgeschichte. der spani$Chen Gewerkschaftsbew'ung vom 
Kampf gegen die Franco-Diklatur bis zum Beginn der 908r Jahre. Er liefert 
darüber hinaus eine theoretisch fundierte. Anatyse des-. ökonomischen 
sozialen und polltisct:'-~ ModemlSierungsprozeises der spanr: 
sehen Gesellschaft, m den die Arbeitnehmerinnen e,ingeordnet werden. 

· Abo-Biiste1ttormü1är,fäiid:Gesam1ver:ieil:linisiie beim Ver1äg: 

Die PROKLA ist eine ~r wichtig-
sten theoretischen · Zeitschriften 

der parteiunabhängig80 Lin~en, 
· deren Beiträge noch nach_ Jahr'en 

lesenswert sind. Keine Tageskom­
mentare, k8in Organ einer Partei, 
kein journalistisches ·Feuilleton: 
(:lher f!ine Anregung ziJm gründ­

lichen Nachdenken über den eige­
rien Tellel'T8nd hinaus. 

Die PROKLA erscheint viennal 
im Jahr und k\)Stet im Abo jährlich 
58,· DM (plus Porto). 
Das Einzelheft kostet 18,- DM. 
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Regionalisierung der Weltgesellschaft 
Mit BetträQen von'' 
John Holloway: Reform des Staats: 

Globales Kapital un_d nationaler Staat 
Sol Picdollo: Die Krise des nationalen Staats 
Uli Jähner: Migration - Asyl - Ausländerfeindlichkeit '. 
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Blick 
• 1n 

die 
Welt 

von Heinz-Gerd Hofsehen 
Am Tag nach der faktischen Abschaffung 
des Asylrechts durch den Bundestag 
schrieb die "FAZ" in ihrem Leitkom­
mentar: "Insgesamt haben es die Bürger 
aber mit erstaunlichem Langmut ertra­
gen, daß die Politiker über Jahre hin nicht 
in der Lage oder willens waren, ange­
sichts einer mehr und mehr außer Kon­
trolle geratenen Zuwanderung zu han­
deln. Viel Verbitterung ist entstanden 
über die Arroganz jenes Teils der politi­
schen Klasse, d~r nicht verstehen will, 
daß nicht jeder nur darauf wartet, mit den 
Errungenschaften des Multikulturalismus 
beglückt zu werden. .. . Sie verbitten sich 
mit Recht politische Belehrungen und sie 
dürfen sagen: Jetzt ist es genug". Einen 
Tag später verbrannten Bürger, die nicht 
mit den Errungenschaften des Multikultu­
ralismus beglückt werden wollen, und die 
nach erstaunlichem Langmut reigien, daß 
es jetzt genug sei, fünf türkische Frauen 
und Kinder in Solingen bei lebendigem 
Leibe. Als es nach diesen Morden zu 
Ausschreitungen kam, bemerkte Fried­
rich Karl Fromme an gleicher Stelle: 
"Nicht zu übersehen ist, daß es radikale 
Türken-Organisationen gibt, die gern mit 
'Gegengewalt' antworten: Für Gäste in 
einem fremden Land ist das ein heikles 
Unterfangen." Wie heikel es für "Gäste" 
bei uns ist, erfährt man seitdem aus dem 
täglichen Brandanschlagsbericht. Nur für 
die Schreibtischtäter der "Frankfurter 
Allgemeinen" ist ihre wohlforrnulierte 
Hetze offensichtlich ganz unheikel. 

Lettland, befreit vom bolschewistischen 
Joch, kehrt in die mitteleuropäische Kul­
tur zurück: Die von den Sowjets verur­
teilten Judenmörder der lettischen SS­
Einheiten werden rehabilitiert und einige 
haben auch bereits in der Bundesrepublik 
Rente für ihre Dienstzeit bei der Waffen­
SS beantragt, die sie auch erhalten wer­
den. Da kann es nicht verwundern, daß 
ein Bremer Rechtsradikaler, der ehemali­
ge "Bildreitungs" -Reporter Werner Joa-
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chim Siegerist, der besonders durch eine 
Rufmordkampagne gegen Willy Brandt 
und durch sein Eintreten für Rudolf Heß 
bekannt geworden ist, auf der Liste der 
"Lettischen Bewegung der Nationalen 
Unabhängigkeit (LNNK)" am 6. Juni für 
das Lettische Parlament kandidierte. In 
seinem Wahlbezirk liefr Siegerist Tausen­
de von Bananen verteilen und die LNNK 
erzielte dort ein zweistelliges Ergebnis. 
In der in Riga erscheinenden Wochenrei­
tung .• Jumala" verteidigte der bekannte 
lettische Politikwissenschaftler Vilnis Za­
rins diese Aufbauhilfe Ost mit dem Argu­
ment, daß der Feind der Feinde des letti­
schen Volkes ein Freilnd Lettlands sei. 

In den USA, in Großbritannien und 
Frankreich ist der Unmut groß über die 
deutsche Politik gegenüber Jugoslawien, 
die durch die Anerkennung Sloweniens 
und Kroatiens den dortigen Bürgerkrieg 
befördert habe. Der Herausgeber der 
"Foreign Policy", Charles W. Maynes, 
meinte Ende Mai in der "New York Ti­
mes", • Deutschlands voreiliges Bestehen 
auf der Anerkennung Kroatiens ohne 
gleichreitige Garantien für Minderheiten 
war ein Desaster", und auch der amerika­
nische Außenmirnister äußerte sich kürz­
lich in ähnlicher Weise. Sie haben wohl 
recht, denn als sich Kroatien in seiner 
Verfassung zum Staat des kroatischen 
Volkes deklarierte und die Serben nur zur 
geduldeten Minderheit, hätten sich die 
Serben - immerhin 14 Prorent der Bevöl­
kerung Kroatiens - berechtigterweise be­
droht gefühlt. Ein Gefühl, das durch die 
Erhebung des . faschistischen Ustascha­
Emblems zur Nationalflagge und durch 
die summarische Entlassung der serbi­
schen Richter und Polizisten in Kroatien 
noch verstärkt wurde, wie die "New 
York Review of Books" schreibt. Interes­
sant ist die Erklärung der "FAZ" auf sol­
che - wie sie meint - "angelsächsische 
Vorliebe für die Serben": "Besonders ge­
schickt waren die Serben darin, die jüdi­
schen Intellektuellen für ihre Sicht zu ge­
winnen". Und weiter: "Ende 1991 hatte 
zwar Genscher die längst fällige Aner­
kennung der neugeschaffenen Realitäten 

. in Jugoslawien zum Durchbruch ge­
bracht. Es war das erste Mal, daß sich 
Frankreich und England nach dem Krieg 
in einer europäischen Angelegenheit nach 
den deutschen Vorstellungen zu richten 
hatten - ein Umstand, der noch heute in 
gewissen Kreisen Englands und Frank­
reichs wie ein Trauma zu wirken und völ­
lig irrationale politische Thesen zu produ­
zieren scheint." So rerstreut das Zentra-

lorgan des deutschen Besitzbürgertums 
auf das Schönste die irrationalen auslän­
dischen Traumata, sich künftig nach den 
Vorstellungen eines imperialistischen, 
antisemitischen und gewalttätigen 
Deutschlands richten zu müssen. 

Neues von der siegreichen Gesellschafts­
ordnung des Marktes: Das brasilianische 
Parlament hat in einem Bericht über den 
Hunger festgestellt, daß 80 der 150 Mil­
lionen Brasilianer ihren täglichen Bedarf 
von 2400 Kalorien nicht decken können. 
Täglich verhungern 1000 Kinder im Alter 
bis zu einem Jahr. Fünf Millionen Kinder 
im Alter bis zu sieben Jahren leiden an 
Unterernährung. Die Großgrundbesitzer 
- zwei Prorent der brasilianischen Land­
wirte - besitzen über 50 Prozent des ge­
samten Ackerlandes. In den USA steht es 
besser. Dort hungern nur 30 Millionen 
Menschen, wie eine Studie im Auftrag 
des Kongresses jetzt festgestellt hat. Al­
lerdings hat sich die Zahl der Hungernden 
seit Mitte der 80er Jahre verdoppelt. In 
der Bundesrepublik Deutschland wurden 
1991 für die 4,7 Mio Hunde, 5,2 Mio 
Katzen und 60 Mio Hausvögel insgesamt 
2,6 Mrd. DM für Fertignahrung ausgege­
ben, wie die Tierfutterfirma Effem be­
kannt gab. Die 5,7 Mio Einwohner des 
Tschads haben hingegen nur ein Bruttoso­
zialprodukt von 2 Mrd. DM. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ent­
schieden, daß die rund 650.000 Haus­
und Wohnungsbesitzer in den neuen Bun­
desländern für ihre zu DDR-Zeiten auf­
genommenen Kredite rückwirkend seit 
dem Tag der Vereinigung am 3. Oktober 
1990 die im Westen marktüblichen Zin­
sen bezahlen müssen. Für ihre teils zins­
losen, teils billigen Kredite (bis maximal 
4,5 Prorent) bei den staatlichen Banken 
der DDR müssen die Ostdeutschen nun 
8,5 Prorent und mehr an diejenigen west­
lichen Kreditinstitute bezahlen, die die 
DDR-Banken zum Teil zum Nulltarif 
übernommen haben. So wächst zusam­
men, was zusammen gehört. Nur einige 
wenige in Kohls "blühenden Landschaf­
ten" in Ostelbien scheinen nicht recht 
froh zu sein, daß wir nun wieder ein einig 
Volk von Brüdern und Schwestern ge­
worden sind, wie ein Grafitti auf dem 
Leuchtturm von Warnemünde zeigt: 
"Macht keine Tierversuche - nehmt Wes­
sis". 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLIT1K UND WIRTSCHAFT, HEFT 72, 1993 
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Historische 
Überlegungen zum 
Versanden der 
Umweltbewegung in 
den Verhältnissen 

von Christoph Spehr* 
Sind es Erfolge? Sind es keine Erfolge? Al­
lein die Tatsache, daß für beide Ant­
wortmöglichkeiten eine gleich lange Kette 
plausibler Argumente.schnell bei der Hand 
ist, sollte zum Mißtrauen gegenüber der 
Frage Anlaß geben, "ob die Umweltbewe­
gung Erfolg hatte". Wer Lust am Absurden 
hat, kann noch weitere Antwortvarianlen 
sanuneln: gerade der Erfolg der Umweltbe­
wegungsei ihr eigentlicher Mißerfolg; oder, 
im vordergründigen Mißerfolg liege gerade 
ihre heimlich Stärke; oder, gelernt zu haben 
sich mit halben Erfolgen zufriedenzugeben, 
sei der neue Durchbruch, usw ... 

Wirklich unbestreitbar jedoch an · der 
derzeitigen ökologischen Bewegung ist ihre 
fundamentale Langeweile. Was die "Pro­
fessionellen" von den frustrierten Renega­
ten unterscheidet, ist ihre Bereitschaft, trotz 
dieser Langeweile weiterzwnachen. Aber 
niemand wird ernsthaft behaupten, die Um­
weltbewegung sei aktuell besonders aufre­
gend. Langeweile ist das vorherrschende 
Gefühl bei den Aktiven. Langeweile 
herrscht als Abwesenheit neuer Ideen, 
Konzepte und Aktionen. Die Fragen nach 
Befreiung, Sinn und Solidarität sind weitge­
hend ausgetrieben. Jemand muß es halt ma­
chen, aber Spaß macht es nicht. 

Meine These ist, daß das Gefühl der 
Laßgeweile eine jener spontanen Intentio­
nen auf das Richtige ist, die uns auf den 
Kern der Sache führen können, während 
der Diskurs um den Erfolg oder Nichterfolg 
sie nicht zu packen bekommt. Der Mensch 
langweilt sich ja nicht einfach, weil er 
nichts zu tun hat; sondern weil er nicht er­
kemen kann, daß sein Handeln oder Nicht­
handeln irgendetwas zu einer Veränderung 
seiner Lage beitragen könnte, unter der er 
leidet. Die Langeweile der Umweltbewe­
gung ist die unbewußte Wahmahme dessen, 
daß die ökologische Bewegung in der Regel 
als Weichspüler eines Übergangs im gesell­
schaftlichen Naturverhältnis wirkt, den das 
gesellschaftliche System wahrscheinlich oh­
nehin irgendwann vollzogen hätte. Und sie 
ist die ilnbewußte W ahmahme dessen, daß 
die ökologische Bewegung wieder einmal 
ihr soziales Argument verloren hat: daß sie 
aktuell nicht in der Lage ist, irgendjemand 

• Christoph Spehr, Historiker, Bremen 

g 
ein Versprechen auf Befreiung, und nicht 
nur auf die raffinierte Verlängerung· unseres 
langweiligen gesellschaftlichen Zustands, 

·zu geben. 
Durch den Rückblick auf die Geschichte 
der ökologischen Bewegung könnten eine 
Begrifflichkeit und ein historisches Bewußt­
sein erarbeitet werden, die uns das Aufge­
ben der Verdrängung erleichtern. Die vor­
liegenden Ausführungen verstehen sich als 
Anregung dazu und skizzieren, 
* wie die ökologische Bewegung immer 

wieder Auswege aus einer Krise des ge­
sellschaftlichen Naturverhältnisses mit 
vorbereitet hat, die ökologischen Wider­
sprüche damit aber eher verschärft wur­
den; 

* daß sie die Integration in die gesell­
schaft.spraktische Umsetzung des verän­
derten Naturverhältnisses immer wieder 
mit der Abspaltung ihres .sozialen Argu­
ments erkauft; und 

* daß sie ab diesem Zeitpunkt nurmehr 
nützliches vollziehen, aber nichts mehr 
gestalten kann. 

Industrialisierung 
und künstliche 
Umwelt 
Bekanntlich wurden, entgei;en der 
herrschenden Geschichtsklitterung. die 
Menschen nicht von den Folgen der Indus­
trialisierung überrascht. Schließlich mar­
kierte die Industrialisierung weder den Be­
gim der anthropogenen Umweltzerstörung, 
noch den Anfang der ökologischen Bewe­
gung. Sowohl die ökologischen, als auch 
die sozialen und die internationalistischen 
Folgen wurden gesehen. 
Die Industrialisierung des 19.Jahrhundert 
etablierte ein gesellschaftliches Naturver­
hältnis, das sich als "künstliche Umwelt" 
umschreiben läßt: durch Faktoreneinsatz, 
also Maschinen und Chemie und damit 
letztlich fossile Brennstoffe und Rohstoffe, 
konnten nationale Staatswesen sich von den 
Grenzen einer regenerativen Landwirtschaft 
befreien, was der Kolonialismus allein nicht 
vermocht hatte. Äußere Macht und innerer 
ökologischer Umbau zur Gesamtfabrik lie­
ßen sich wechselseitig ineinander umsetzen 
und hochschaukeln. Auf lange Sicht waren 
männliche qualifizierte Lohnarbeiter und 
Unternehmer die gewinnenden Schichten. 
Ihre soziale Stellung wurde gestärkt, und 
ihre Existenz hing von der nationalistischen 
Machtentfallllllg ebenso ab, wie sie davon 
profitierten. 

Die wichtigsten Versuche, ökologische Kri­
tik und soziale Befreiung zu verbinden, fan­
den sich an anderer Stelle - zum Beispiel in 
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den sozial-ökologischen Experimenten der 
amerikanischen Landkommunen im Fou­
rierschen Geist. Ausgebend von einer Kri­
tik der ökologischen, hierarchischen und 
patriarchalischen Implikationen der Indus­
trialisierung, wurde hier Selbstversorgung, 
Egalität und Aufhebung der Geschlechter­
rollen geprobt. Wie die meisten derartigen 
Ansätze, auch in anderen Ländern, gingen 
diese Versuche an ihrer sozialen Isolierung 
oder ihrer politischen Unterdrückung ein. 

Zum Mainstream ökologischer Bewegung 
entwickelten sich dagegen in der zweiten 
Hälfte des 19 .Jahrhunderts technischer 
Arbeitsschutz, Stadtplanung und verblüf­
fenderweise Tierschutz, der sowohl in 
Deutschland, als auch in Großbritannien 
und in den USA eine jähe Blüte erlebte. 
Hier wurde eine verborgene soziale Basis 
aufgespürt: die emotionale und ästhetische 
Verarmung in einer industrialisierten Ge­
sellschaft. Hier wurde offen mit dem sozia­
len Dünkel gewuchert: die Damen mit ihren 
Federhüten seien schuld am Vogelmord, 
die Hahnen- und Hundekämpfe der Unter­
schicht eine primitive Grausamkeit. Und 
hier stellten sich bald alle Symptome des 
Erfolges ein: Vereine mit steigender Mit­
gliederzahl, öffentliche Resonanz, Auf~k 
fen von .Vorschlägen durch die sta~ 
Bürokrane und Gesetzgebung. · '"""'i' 
Emotionalisierung · .·· · 
der Natur 
im Imperialismus 
Das gesellschaftliche Naturverhältnis des 
reinen, unreflektierten Raubbaus und der 
künstlichen Umwelt ohne Pufferzonen war 
an seine Grenzen gestoßen, wo es die phy­
sische und psychische Reproduktion der 
Menschen im eigenen Nationalstaat nicht 

. mehr aufrechterhalten komte. Die ökologi­
sche Bewegung leistete Formulierungshilfe 
und Aufkläruog für den Übergang zu einem 
veränderen Konrept gesellschafilichenNa­
turverhältnisses dem der Emotionalisierung 
von N anrr als fiktiver Gegenwelt zur Indus­
trialisierung und Entfremdung, vor dem 
Hintergrund einer tatsächlichen erweiterten 
Intemationalierung des Raubbaus. 

Der Durchbruch dazu vollzog sich um die 
Jahrhundertwende in größeren nationalen 
Debatten, in denen die Endlichkeit der na­
tionalen Ressourcen und die daraus folgen­
den Konsequenzen diskutiert wurden. In 
diese Debatten schalteten sich Vertreter und 
Vertreterinnen der ökologischen Bewegung 
prononciert mit ein; aber der Kern der Aus­
einandersetzung wurde von ihnen mißver­
standen. In der amerikanischen Diskussion 
am Beginn der Progressive Era, in der auch 
der Begriff conservation erstmals Karriere 
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machte, standen letztendlich die Ängste vor 
der totalen Weltmarktabhängigkeit gegen 
die politische Notwendigkeit, nur durch 
eine derartige ökonomische Beschleuni­
gung den stabilisierenden Klassenkompro­
miß aufrechterhalten zu können. Im Deut­
schen Reich war es ähnlich. Die umwelt­
politischen Ergebnisse waren entsprechend 
mager; die beschleunigte Expansionspolitik 
hinein in den Ersten Weltkrieg war die 

. wichtigere Konsequenz. 

Erst in den 20er Jahren erreichte die 
ökologische Bewegung wieder einen Boom 
wie in der zweiten Hälfte des 19.Jahrhun­
derts, und es war wieder eine gespaltene 
Karriere. Nach dem Ersten Weltkrieg ent­
standen z.B. im Deutschen Reich eine gan­
ze Reihe yon- grünen Landkonununen, eini­
ge davon auf explizit ökosozialistischer 
Grundlage wie die von Paul Robin, die auf 
die Unterstützung der linken Bewegung für 
ihre Experimente hofften. Diese blieb je­
doch aus. Die Opposition dieser frühen 
Alternativbewegung gegen Industrialisie­
rung, Zentralisierung, Hierarchisierung 
und Entfremdung, die sie der kapitalisti­
schen Entwicklung ebenso vorwaif wie der 
kommunistischen Autbaupülitik in der SU, 
war für die politische und ge­
werkschaftliche Linksbewegung nicht zu 
verdauen. Auf der anderen Seite etablierte 
sich zwischen 1920 und 1940 eine zweite 
Generation von Lobby-Organisationen, die 
neben die erste Generation vom Ende des 
19.Jahrhunderts trat: in den USA waren 
dies Gruppen wie die lzaak W alton League 
und die Wilderness Society, im Deutschen 
Reich der Bund Heimatschutz. 

Ökotaylorismus im 
Großraum 
Alle diese Organisationen waren ausdrück­
lich wirtschaftsfriedlich, und während es 
mit der ländlichen Alternativbewegung zu­
ende ging, hatten sie Erfulg. Sie gewannen 
an Mitgliedern, setzten verschiedene Lob­
by-Ziele in der Gesetzgebung durch, und 
viele aus diesen Organisationen stiegen in 
den 30er und 40er Jahren in neugeschaffene 
staatliche Funktionen im UrilweltberCich 
auf. Das galt für Leopold in den USA eben­
so wie für Schoenichen und Lindner im na­
zistischen Deutschland. 

Die Vorstellungen und Leistungen dieser 
Umweltbewegung paßten in die Transfor­
mation des gesellschaftlichen Narurverhält­
nisses, ohne daß sie sich dessen im klaren 
gewesen wäre. Das betraf einmal die Wen­
de zur fordistischen Freizeitgesellschaft, 
die ein tayloristisches Nebeneinander von 
intensivierter Massenproduktion und natur-
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nahen Erholungsräumen für die breite Mas­
se einer nationalisierten Arbeiterschaft in­
stallierte. Das betraf ferner die Lösung der 
Rohstoffversorgung und der nationalen so­
zialen Frage in einer politischen Ökologie 
des Großraums. 
Die hochindustrialisiertenZentren Deutsch­
land, die USA, Großbritannien, Japan vor 
allem - gingen in den 30er und 40er Jahren 
an die Umsetzung von politisch-ökologi­
schen Strategien, nach denen die soziale 
Herrschaft im Industriezentrum nur auf­
rechtzuerhalten war, wenn es in einen von 
ihm direkt zu kontrollierenden Großwirt­
schaftsraum eingebettet war, aus dem es 
sich bedienen und in den es alle negativen 
Seiten des Produktionssystems exportieren 
konnte. Das berührte sich eng mit dem Kri­
senszenario, das von ökologischer Seite für 
die eigene Nation gemaJt wurde: 
Rohstoffverknappung, Zerstörung der na­
türlichen Ressourcen (z.B. Bodenerosion), 
physische und psychische Verelendung in 
einer monotonen Produktionsweise, Rui­
nierung der direkten Umwelt durch lnwert­
setzung. 

Im Zugriff auf die "Syntropieinseln" (Öl 
und strategische Rohstoffe), auf externe 
Fremdarbeit, aber auch auf Landschaft 
(Tourismus) und blanke Fläche (erzwunge­
ner Übergang zu Monokultur-Produktion, 
z.B. im deutsch besetzten Südosteuropa) 
wurde die eigene Nation - genaugenommen 
ihre Dominanzetlmie - an die Spitze einer 
Pyramide von Produktionsweisen und Le­
bensverhältnissen gesetzt, die auch ökologi­
sche Lebensqualität berücksichtigte. Ganz 
im Sinne von Hitlers Diktum: die "Haupt­
sache ist, daß der letzte deutsche Pfer­
debursche höber stehen muß als einer der 
Eingeborenen außerhalb dieser Zentren." 
Das NS-Deutschland ging dabei in der Be­
stialität der Mittel am weitesten, indem es 
die durch diese Transformation entstehen­
den überflüssigen Esser direkt vernichtete. 
Nicht in den Mitteln, wohl aber in den Zie­
len ähnelten sich die politisch--0kologischen 
Großraumkonzepte des Staatskapitalismus 
sowohl untereinander, aJs auch der unter 
amerikanischer Ägide durchgesetzten 
Nachkriegs-Weltordnung. 

Dieses gesellschaftliche Naturverhältnis des 
ökologischen Großraumtaylorismus wurde 
ernsthaft erst wieder in den späten 60er Jah­
ren herausgefordert. Die Protestbewegung 
der späten 60er hatte einen _eminenten Ge­
halt an polit--0kologischer Kritik: griff sie 
doch den bürgerlichen Lebensstil mit seiner 
Einheit aus Konsumismus und globalem 
Militarismus an und begriff die Einheit von 
techookratiscber Machtentfaltung und so­
zialer Unterdrückung. Dies wurde dort be­
sonders deutlich, wo sie sieb als radikalfe-
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minstische Bewegung, als militante schwar­
re Bewegung und als marginalisierte Aus­
steigerbewegung zunächst keine Integration 
ins System erhoffen konnte. 

Denaturalisierte 
Rekonstruktion 
Mit dem Club-of-Rome-Bericht 1972 und 
der Ölkrise 1973 wurde überdeutlich, daß 
wiederum ein Ausweg aus einer Krise des 
gesellschaftlichen Naturverhältnisses ge­
funden werden mußte. Die raum-tayloristi­
sche Beiseitestellung von Natur-Versatz­
stücken funktionierte 1nicht mehr, sie brach 
unter den lminissionen des Produktionssek­
tors zusanunen. Trotz der Globalisierung 
wurden Grenzen des puren Ver­
schwendungssystems sichtbar, die Endlich­
keit der Rohstoffe· wurde wieder zum The­
ma wie zuletzt um die Jahrhundertwende. 

Das neue Konzept der denaturalisierten Re­
konstruktion, für das viele Detail­
beobachtungen der ökologischen Bewegung 
aufgegriffen wurden, kam am sichtbarsten 
in der Gründung von Umweltministerien 
zum Ausdruck. Es bestand vor allem in in­
tensiverem technischen Umweltschutz, der 
über die sekundäre Intervention hinausging; 
rationalerer, effektiverer Rohstoffverwer­
tung; und EDV-gestützter, verwissen­
schaftlichter Rekonstruktion von Ein­
relaspekten von Natur. An die Stelle der 
beiseite gesetzten Natur trat die künstlich 
gelenkte Natur. Man könnte auch von der 
Idee eines Umweltschutzes durch Reichtum 
sprechen: gerade von den neuen technologi­
schen Möglichkeiten, ob nun Atomenergie, 
Gentechnik, lnforntationssystemen oder 
Saatgutmarripulation, erwartete man Lösun­
gen für die ökologische Problematik. · 

Daß die Widersprüche der ~litischen Öko­
logie damit letztendlich vertieft und ver­
schärft wurden, wissen wir und bedarf hier 
keiner Erläuterung. Ebenso wissen wir aus 
eigener zeitgenössischer Anschauung, daß 
die Kräfte der ökologischen Bewegung, die 
in den· 80er Jahren in vielfältiger Weise eta­
bliert und integriert wurden, über die Ver­
wirklichung des oben skizzierten Pro­
grarurns hinaus nur sehr geringe Modifika­
tionen anbringen konnten. 
In den späten 80er Jahren erleben wir dann 
wieder einen neuen Boom der ökologischen 
Bewegung; wiederum einen gespaltenen. 
Eine Vielzahl neuer Gruppierungen bildet 
sich, angefangen mit Earth First! u.a. in 
den USA, wo die Frage der ökologisch mo­
tivierten Sabotage ("ecotage") breit disku­
tiert und praktiziert wurde, ähnlich wie 
hierzulande die Frage der direkten Militanz 
in der Anti-Atomkraft-Bewegung und im 
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Widerstand gegen neue Großtechoologie­
Projekte. Mit. den theoretischen Ansätzen 
der feministischen Ökologie, der sozialen 
Ökologie und der Wahrnahme der grassroot 
movements in der Dritten Welt wurde ersts­
mals ein tatsächlicher ökologischer 
Internationalismus zumindest vorstellbar. 

Ökologisch 
Wirtschaften und 
selektives Überleben 
Es ist ein offenes Geheimnis, daß das Kon­
zept der denaturalierten Rekonstruktion be­
reits wieder aufgegeben ist, und daß die 
Kritik der ökologischen Bewegung dies 
forciert und erleichtert hat. Aber der Kaiser 
ist nicht nackt. Alles deutet darauf hin, daß 
wir uns bereits im Übergang zu einer neuen 
Phase des gesellschaftlichen Naturverhält­
nisses befinden; und der beunruhigende Er­
folg der ökologischen Bewegung heute, ge­
messen an ihrer Integration in die politische 
Administration und ihrer partiellen Reso­
nanz bei den Entscheidungsträgern, gebt 
damit einher. 

_Der Anspruch auf perfekte globale Rekon­
struktion der Naturzusammenhänge ist 
aufgegeben. Die soziale Basis ökologischer 
Forderungen umfaßt Mehrheiten in den 
Inch.istriezentren, soweit die eigene, natio­
nale Überlebensperspektive betroffen ist. 
An diesem Punkt werden auch reale Grenz­
ziehungen für die globale Industrieprodukti­
on durchsetzbar; die Clinton-Administrati­
on wird diese Entwicklung nachvollziehen, 
indem sie die totale amerikanische Blocka­
depolitik bei den entsprechenden Abkom­
men (Globale Erwärmung, Artenschutz, 
Tiefsee) aufweichen wird. Vor allem aber 
wird sie die USA an die Öko-High-Tech 
heranführen, bei der die BRD und Japan 
vom sind. Ökologisch Wirtschaften heißt 
heute zunächst, daß Ökologie big business 
ist, mit den am stärksten expandierenden 
Zukunftsmärkten, wo an der Naturzerstö­
rung doppelt verdient werden kann. Und 
diese Öko-High-Tech kann in der Tat er­
staunliches. 

Zur. unrühmlichen vollen Wahrheit gehört 
aber, daß wir uns auf ein gesellschaftliches 
Naturverhältnis des selektiven Überlebens 
zubewegen. Unterhalb des ökologischen 
Super-GAUs wird die ökologische Rech­
nung des globalen Produktionssystems 
nicht von jedem in gleichen Anteilen be­
zahlt. Der Häufung von Flutwellen­
katastrophen im Indischen Ozean, die ver­
mutlich mit treibhausbedingten Klimaver­
änderungen zusammenhängt, fielen bereits 
eine halbe Million Menschen in Bangladesh 
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zum Opfer - einem Land, das zu arm ist, 
sich durch Öko-High-Tech davor zu schüt­
zen. Auch in den Industriezentren selbst 
kommt es zu einer ökologischen Stratifika­
tion. Allgemeine Gesundheitsgefährdungen 
durch Umweltzerstörung wirken sozial se­
lektiv, entweder weil sie überdeterminiert 
auftreten mit Faktoren wie psychischem 
Streß und sozialer Marginalisierung (Im­
munerkrankungen), oder weil die Ab­
schwächung der Gefährdung abhängig ist 
von individuellen finanziellen Möglichkei­
ten (Ernährung, Einrichtung) oder der 
Durchsetzungsmöglichkeit von Gruppen 
(Arbeitsplatz, Wohnumfeld). 

Gezielte Beeinflussung von ökologischen 
Zusammenhängen wird zu einem festen 
Bestandteil von Politik und zu einer zentra­
len Kategorie der Auseinandersetzung zwi­
schen Staaten, · Regionen und sozialen 
Gruppen. Ökologischer Verteilungskampf 
wurde bereits beim UNCED-Prozeß deut­
lich. Gestiegenes Umweltbewußtsein in den 
Industrieländern geht Hand in Hand mit 
ökologischem Kolonialismus, von dem der 
Giftmüllexport nur ein besonders plasti­
scher Ausdruck ist. Die Selektion wird von 
den Privilegierten billigend in Kaufgenom­
men oder sogar gezielt angegangen: als glo­
bale Bevölkerungspolitik oder stillschwei­
gend bei Aids. 

••• 
Wir können davon ausgehen, daß es hier 
viel zu tun gibt . und die aktuelle 
Professionalisierung der Umweltbewegung 
noch einiges an Integration und Erfolgen 
aus dem Umbruch ziehen kann - daß sie auf 
dieser Grundlage das Konzept des gesell­
schaftlichen Naturverhältnisses aber nicht 
herausfordern kann. Man muß das nicht in 
moralischen Kategorien diskutieren. Die 
Abspaltung des sozialen Arguments von der 
ökologischen Bewegung war jeweils eine 
Reaktion auf die sozialen Kräfteverhältnis­
se. Keine soziale Bewegung kann wirklich 
verhindern, daß sich das herrschende Sy­
stem aus dem Vorrat seiner Einz.elideen 
und Personen bedient. Alle Versuche der 
Grünen, ihre Professionellen zu kontrollie­
ren, sind gescheitert; die Wahl bestand im­
mer nur zwischen Tolerierung und Spal­
tung. Irgendjemand wird es tatsächlich im­
mer machen, auch wenn unter subjektivem 
Bedauern über den Verlust des sozialrevo­
lutionären Glamours. Hier schließt sich der 
Kreis zum eingangs beschriebenen Gefühl 
der Langeweile und des Weitermachens. 

Der wesentliche Proreß spielt sich woan­
ders ab: entlang der strategischen Frage, 
welche sozialen Kräfte mit einem sozialen 
Argument der ökologischen Bewegung ge­
bündelt werden können. Dies maximal aus-· 
zuschöpfen, ist der kritische Punkt; auch 
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wenn niemand sagen kann, warm damit 
vielleicht eine substantielle Veränderung 
der herrschenden Weltordnung erkämpft 
werden kann. Eine solche Bündelung kann 
nur durch ein radikales soziales Argument 
zusammengehalten werden. Ökologie als 
Inhalt verhindert nicht, daß der Parameter 
der Verteilungskämpfe und Stratifikation 
durchschlägt. 

Das soziale Argument der Ökologiebewe­
gung hat nichts an Aktualität verloren: daß 
Rassismus, Sexismus, Kolonfä.lismus, 
Marginalisierung, Entfremdung und Hier­
archie in der politischen Ökologie des Pro­
duktionssystems verwurzelt sind und es 
deshalb geändert werden muß, wenn Über­
leben auch Befreiung beinhalten soll. Das 
soziale Argument kann nicht an idealisti­
sche Landkommunen delegiert werden, 
sondern muß in bestimmte 
Mittelfristperspektiven von Ausstieg und 
Abwicklung überführt werden: etwa wo es 
um alternative Regionalentwicklung geht, 
oder bei internationalistischen Partnerschaf­
ten von Städten oder Regionen. Bedingung 
ist immer, daß bei allen Umbaukonzepten 
das tatsächliche Ausmaß an globaler Exter­
nalisierung offengelegt ist - bekanntlich tun 
genau dies Ökobilanzen und· Umweltengel 
nicht. 

Vor allem aber führt kein Weg 
bei, zwischen den verschiedenen 
Widerstandsbewegungen die Auseiriar&r­
setzung um das soziale Argument der 'tJm­
weltbewegung offensiv zu führen. Daß dies 
kaum geschieht, ist der eigentliche Skandal 
der ökologischen Bewegung. Wer die femi­
nistische Kategorie der Okologie ebenso 
ignoriert wie die klassischen kollektiven 
Subsistenzutopien der schwarzen Commu­
nities, wer die heute ökologisch Selektier­
ten nur als Objekt für verbesserte Planung 
begreift und die eskalierenden Mili­
tärinterventionen als Element einer sich ab­
reichnenden Öko-Diktatur akzeptiert, der 
muß sich nicht wundern, wenn er am Ende 
allein dem Establishment gegenübersteht, 
das ihm seine große Hand reicht. 

Wir brauchen tatsächlich Anstrengungen 
auf eine wirkliche Kritik der politischen 
Ökologie, · die in der Lage ist, für ein so 
weites Feld von Kräften und Aspekten ein 
verbindendes soziales Argument herauszu­
arbeiten. Davon sollten wir uns nicht durch 
Lamentieren über den ideologischen Abfall 
der Professionalisierung abhalten lassen. 
Das ist langweilig. 
Der Artikel 11rschien zuerst in der Zeitschrlh "Politi­
sche Ökologie"', MaVJuni 1993 
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Die sozialräumliche Ausdifferenzierung 
"metropolitaner" Stadtregionen 

von Renate Borst 
und Stefan Krätke* 

Seit den 80er Jahren ist in allen großen 
Städten der hochindustrialisierten Länder 
eine verstärkte ökonomische, soziale und 
räumliche Polarisierung zu beobachten, 
die soziale Konflikte verschärft und kultu­
relle Differenzen wieder stärker hervor­
treten läßt. Auch in den bundes deutschen 
Großstädten haben die Umbau- und Spal­
tungsprozesse eine Dynamik erhalten, die 

i bestimmte Bevölkerungsgruppen - unter 
~ ihnen Immigranten und viele Frauen - zu­
! nehmend an den Rand der Gesellschaft 

drängten. Die in den großen Städten er­
fahrbare Ausdifferenzierung und Polari­
sierung lokaler Lebensverhältnisse ist Be­
standteil weitreichender ökonomisch-so­
zialer Umbauprozesse in kapitalistischen 
Gesellschaften. Diese Umbauprozesse 

Ranate Borst. S1ad1soriologin, Berlin; 
Dr. Stefan Krilke, Professor fiir Plammgsiikonomie, Hamburg 
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umfassen 
1. die zunehmende Internationalisierung 

von Produktion und Kapitalverwer­
tung, 

2. die Flexibil isierung von Produktion 
und Arbeitsmarkt, 

3. die Veränderung politisch-institutio­
neller Regulationsfonnen, 

4. die Polarisierung des Arbeitsmarktes, 
der Beschäftigten- und Sozialstruktu­
ren und nicht zuletzt 

S. die Entwicklung neuer Haushalts­
strukturen, neuer "Lebensstile" und 
Konsummuster in Richtung auf eine 
verstärkte Individualisierung der Le­
bensführung. 

Auf der städtischen und regionalen Ebene 
ist der gesellschaftliche Fonnationswan­
del in all diesen Dimensionen mit neuen 
Mustern der räumlichen Entwicklung 
verknüpft: So kommt es zu einer "Re­
hierarchisierung" des Städtesystems. 
Ehemals bedeutende Zentren industrieller 
Produktion stagnieren oder erleiden einen 

Niedergang, während sich andere Städte 
und Regionen zu neuen Wachstumszen­
tren entwickeln. Die. zunehmende Inter­
nationalisierung und\Flexibilisierung von 
Produktion und Kapitalverwertung führt 
zu einer gesteigerten Mobilität des Kapi­
tals. Im Rahmen der neuen internationa­
len Arbeitsteilung produzieren transnatio­
nale Unternehmen an weltweit verstreu­
ten Standorten für den Export auf welt­
weit verteilten Märkten, während bedeu­
tende überregionale Kommando- und 
Kontrollfunktionen der kapitalistischen 
Weltwirtschaft in bestimmten Großstäd­
ten - den sog. global cities oder Merropo­
len - selektiv konzentriert werden. 
Diese Städte werden zu "geographischen 
Knotenpunkten" einer transnational orga­
nisierten Ökonomie. Sie werden zum 
Standort von wirtschaftlichen, finanziel­
len und politischen• Entscheidungszentren 
mit einer Vielzahl dazugehöriger unter­
nehmens- und konswnorientierter Dienst­
leistungsbetriebe. Der Ausbau dieser 
Städte zu international konkurrenzfähigen 
"Dienstleistungsmetropolen" mit hoch­
rangigen Kulturangeboten und luxuriösen 
Konsumzentren für die städtischen Eliten 
der modernen kapitalistischen Gesell­
schaft bringt eine ausgeprägte Polari­
sierung des städtischen Arbeitsmarktes 
mit sich. Es entstehen nicht nur hochqua­
lifizierte und hochbezahlte Arbeitsplätze 
für sog. Fach- und Führungskräfte. Vor 
allem im Bereich der produktions- und 
konsumorientierten Dienstleistungen 
schaffen sie auch ein erweitertes Feld für 
die Anwendung von gering qualifizierter, 
ungesicherter Niedriglohn-Arbeit. 
Die zunehmende Polarisierung des städti­
schen Arbeitsmarktes spiegelt sich in der 
innerstädtischen Entwicklung wider: Die 
Formen sozialräumlicher Ungleichheit, 
die schon lange vor der gegenwärtigen 
Umbruchphase die Strukturen kapi­
talistischer Großstädte charakterisierten, 
beginnen sich zu verändern: Die "Zonen 
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der Herrschaft und des Luxus" und die 
kleinräumig verteilten Orte des "gehobe­
nen Wohnens" für die Bessergestellten 
dehnen sich im Zentrum der Metropolen 
ebenso aus wie die "Inseln der Annut" in 
den innerstädtischen Altbauwohnquartie­
ren oder in randständischen Siedlungen 
des Sozialen Wohnungsbaus. Die "Verin­
selung" der kapitalistischen Stadt mit ei­
ner mehr kleinräumigen Ausdifferenzie­
rung ihres sozial-räumlichen Gefüges 
korrespondiert mit der gesamtgesell­
schaftlichen Tendenz einer fortschrei­
tenden Heterogenisierung von Beschäftig­
ten- und Sozialstrukturen und der Frag­
mentierung sozialer Lebenszusammen­
hänge. 
Zwar werden die städtischen Umbau- und 
Spaltungsprozesse "außerhalb" der Städte 
durch übergreifende gesellschaftliche 
Restrukturierungsprozesse in Gang gehal­
ten, sie müssen aber "innerhalb" der 
Stadl bewältigt · werden. Die ge­
sellschaftliche Durchsetzung neuer 
Produktionskonzepte, Konsummuster 
und Reproduktionsformen wird auf der 
fokalen Ebene mit Hilfe neuartiger flexi­
bler Regulationsfonnen städtischer Poli­
tik unterstützt. Auch das Konzept der 
"multikulturellen Gesellschaft" gehört zu 
einem neuen, flexiblen Umgang mit der 
zunehmenden Spaltung der Stadl. Die lo­
kale "Bewältigung" globaler Probleme 
wird zur spezifischen Aufgabe der Städte 
bzw. des lokalen Staats (Krätke/Schmoll 
1987). . 

Neue internationale 
Arbeitsteilung und 
Polarisierung städti­
scher Arbeitsmärkte 
Die Entwicklungsdynamik der städti­
schen Metropolen im "post-fordistischen 
Zeitalter" und die Intensität städtischer 

. Umbau- und Spaltungsprozesse ist .nach 
dem "global city" -Konzept durch die 
Rangstellung dieser Großstädte im welt­
weit vernetzten Städtesystem bestimmt. 
Das "global city" -Konzept stellt die Exi­
stenz einer funktionalen Hierarchie der 
Städte im Rahmen· der kapitalistischen 
Weltwirtschaft .heraus (W allace I 9'XJ). 
Die städtischen Metropolen erhalten ihre 
Rangstellung im Städtesystem nicht auf­
grund ihrer zentralörtlichen Funktionen 
für die umgebende Region, sondern auf 
Basis ihrer transregionalen wirtschaftli­
chen Kommando- und Kontrollfunktionen 
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und ihrer Fähigkeit zur Zentralisierung 
von (weltweiten) Kapitalströmen. 
Restrukturierungsprozesse in der Städte­
hierarchie sollen nach diesem Konzept 
aus Veränderungen der internationalen 
Arbeitsteilung erklärt werden (Cohen 
1981). Neu an der gegenwärtigen interna­
tionalen Arbeitsteilung ist die Tatsache, 
daß sie nicht mehr von Unternehmen mit 
einer "nationalen Identität", die mit ihren 
Produkten weltweit Handel betreiben, ge­
prägt wird. Vielmehr ist die inter­
nationale Arbeitsteilung heute von trans­
national organisierten Unternehmen be­
stimmt, die in zahlreichen Ländern zu­
gleich operieren und ihre Transaktionen 
häufig sogar unternehmensintern durch 
ein weltweites Netz von eigenen Unter­
nehmensabteilWlgen realisieren können. 
Diese Unternehmen stützen sich auf neue 
Produktionskonzepte und Managements­
trategien, die für die Veränderung der in­
ternationalen Arbeitsteilung genauso be­
deutsam sind wie der Einsatz neuer 
Technologien, die flexible Produktions­
methoden ennöglichen (wie z.B. CAM 
und CIM-Systeme). Zu den neuen Pro­
duktionskonzepten gehört insbesondere 
das "worldwide sourcing", d.h. die sy­
stematische Nutzung <ler wellweit unter­
schiedlichen Produktions- und Arbeitsbe­
dingungen - z.B. durch Auslagerung stan­
dardisierter Produktionslinien in Städte 
der "Dritten Welt" und durch die trans­
nationale Organisation von Lieferver­
flechtungen. Ferner die Flexibilisierung 
und Deregulierung von Beschäf­
tigungsverhältnissen, d.h. konkret die 
Einführung flexibler Arbeitszeiten und 
befristeter Arbeitsverträge, die Flexibili­
sierung des Entlohnungssystems, die des 
Kündigungsschutzes und des Abbaus der 
Tarifautonomie. Drittens die Einführung 
des ''just-in-time" Prinzips (Läpple 
1989), d.h. die flexible Lenkung des (in­
ternen und externen) Materialflusses ent­
sprechend den Produktionsanforderungen 
der jeweiligen Unternehmen, wobei sich 
immer mehr ein Netzwerk spezialisierter, 
kleinerer und mittlerer Betriebe heraus­
bildet, die als Subunternehmen für eine 
oder mehrere Firmen arbeiten. 
Die neuen Produktionskonzepte und 
Managementstrategien finden sich heute 
sowohl im Bereich klassischer "fordisti­
scher" Industrien wie dem Automobilbau 
(hier z.B. das Konzept des "world car") 
als auch im Bereich typischer High-Tech­
lndustrien wie der Computerfertigung. 
Während das ''wm;ldwide sourcing'' eine 
globale Ausdifferenzierung spezialisierter 
Produktionsgebiete fördert und dabei u.a. 
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die Auslagerung standardisierter Pro­
duktionslinien in Städte der "Dritten 
Welt" verstärkt, drängt das "just-in­
time" Prinzip eher zur räumlichen Agg­
lomerierung von vernetzten, spezialisier­
ten Unternehmen an neuen Standorten 
(Leborgne/Lipietz 1987), die sich vor­
zugsweise innerhalb der hochindustriali­
sierten Länder herausbilden. Die indu­
striellen Produktionsstandorte an den 
Seen Asiens und Lateinamerikas entwik­
keln sich dabei zu einer "neo-fordisti­
schen Peripherie" der kapitalistischen 
Weltwirtschaft (Leborgne/Lipietz 19'Xl; 
Liepietz 1990), die sich auf ungeschützte 
Beschäftigungsverhältnisse, extrem nied­
rige Löhne und hohe Arbeitsintensität un­
ter Anwendung der überkommenen ''for­
distischen'' Massenprcxluktion mit stan­
dardisierten Betriebsabläufen und wenig 
flexibler Maschinerie stützt. Ungeschütz­
te Beschäftigungsverhältnisse sind im ln­
dustriesektor der ' 'Dritten Welt'' seit lan­
gem verbreitet - neuartig ist eher die Ent­
wicklung, daß die kapitalistischen Groß­
unternehmen (seit den 70er Jahren) in 
eine umfangreiche Massenproduktion 
von lndustriegütern in Städten der Dritlell 
Welt für den Re-Export auf die MäJ:ll,ii!~. 
den Städten- der kapitalistis~hen -,., 
länder investieren (Feagin/Smith 'f: •. ; 
Landsberg 1987; Läpple 1985; Wälliice 
19'XJ). Auslandsinvestitionen dienen also 
immer weniger zur Erschließung "loka­
ler" Märkte im Ausland. 
Die erhöhte globale Mobilität des Kapi­
tals hat die fortschreitende Zentralisie­
rung des Kapitals zur Voraussetzung, 
welche immer größere Kapitalien unter 
ein einheitliches Kommando bringt. Da­
mit erhält zugleich die Standortverteilung 
der "Kommandozentralen" erhöhte Be­
deutung. Im Rahmen der neuen in­
ternationalen Arbeitsteilung produzieren 
transnationale Unternehmen an weltweit 
verstreuten Standorten für den Export auf 
weltweit verteilten Märkte: "Wir kaufen 
Unterwäsche und Transistorradios, die in 
Kuala Lumpur hergestellt werden, Volks­
wagen, die von Türken in Deutschland 
fabriziert sind, und Bohnen, die von Me­
xikanern in den USA geerntet werden" 
(Goldsmith 1987, S.272). Unter den Be­
dingungen eines weltweiten sozialen 
Dumping-Wettbewerbs wird es für · die 
Arbeiterschaft der hochindustrialisierten 
Länder immer schwieriger, ihr ver­
gleichsweise hohes Lohnniveau, ihre re­
lativ guten Arbeitsbedingungen und so­
zialen Absicherungen zu verteidigen, mit 
der Konsequenz, daß sie heute in vielen 
"revitalisierten" städtischen Industrie-
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und Gewerbezonen der Kernländer selbst 
den Lohn- und Arbeitsverhältnissen ihrer 
Brüder und Schwestern aus der ' 'Dritten 
Welt" ausgesetzt werden. 
Während sich die Produktion weltweit 
diversifiziert - wobei Länder mit einem 
niedrigen Lohnniveau und schwachen 
Gewerkschaften bzw. diktatorischen Re­
gimen vom Kapital bevorzugt werden -
werden unternehmerische Funktionen, 
d.h. die Entscheidungen und die Kontrol­
le darüber, was, von wem, wo und wie 
produziert wird, in bestimmten Großstäd­
ten - den Metropolen oder sog: global ci- . 
ties - selektiv konzentriert. Diese Städte 
werden zu '' geographischen Knotenpunk­
ten" einer transnational organisierten 
Ökonomie. Sie werden zum Standort von 
wirtschaftlichen, finanziellen und politi­
schen Entscheidungszentren mit einer 
Vielzahl dazugehöriger unternehmens­
und konsumorientierten Dienstleistungs­
betrieben. 
In den Metropolen der kapitalistischen 
Weltwirtschaft sind vielfältige Prozesse 
der ökonomischen Restrukturierung zu 
beobachten: sie umfassen sowohl die 
Schließung "traditioneller" Industriebe­
triebe als auch die Neugründung von Un­
ternehmen im High-Tech-Sektor oder im 
Dienstleistungsbereich, aber auch die 
Entstehung neuer "sweatshops" im pro­
duzierenden Gewerbe, in denen vor allem 
Imtnigrantinnen zu Arbeitsbedingungen 
schuften müssen, die aus der Dritten Welt 
''reimportiert'' scheinen. Indem "'Dritte 
Welt" -Arbeitsbedingungen auch in die 
Städte der hochindustrialisierten Länder 
"heimgebracht" werden (Goldsmith 
1987), spart man sich partiell den tra­
ditionellen Export solcher Jobs in die 
Städte Asiens, Afrikas und Lateinameri­
kas. 
Im Rahmen der neuen internationalen 
Arbeitsteilung werden diese Kernstädte 
weiter zu "Dienstleistungsmetropolen" 
ausgebaut, d.h. treffender ausgedrückt: 
zum Standort von wirtschaftlichen, finan­
ziellen und politischen Entscheidungs­
zentren sowie einer Vielzahl dazugehöri­
ger produktions- und unternehmensorien­
tierter Dienstleistungsbetriebe. Dabei ent­
stehen auf der einen Seite hochrangige 
und hochbezahlte Arbeitsplätze in den 
Bereichen Unternehmensführung, Orga­
nisation und Marketing, Finanzen und 
Versicherungen, Immobilienhandel, 
Rechts- und Unternehmensberatung, 
EDV-Dienste, Forschung und Entwick­
lung, auf der anderen Seite wachsen zu­
gleich die "niederen" Dienstleistungs­
jobs, enl$tehen massenhaft gering ent, 
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lohnte, wenig qualifizierte und meist un­
geschützte Arbeitsplätze im Bereich von 
Bürohilfstätigkeiten, Reinigungs- und 
Botendiensten, der Gastronomie, in Ho­
tels, urbanen Freizeiteinrichtungen und 
privaten Haushalten (Sassen-Koob 1984; 
Marcuse 1988; Mayer 1990; Soja 1990). 
Dazu gehört auch eine starke Zunahme 
von illegaler Leiharbeit und Schwarzar­
beit. Gleichzeitig reduzieren sich im 
Zuge von Prozessen der Deindustrialisie­
rung die Arbeitsplätze dauerhaft beschäf­
tigter (Fach-) Arbeiter mit mittleren Ein­
kommen (Häußermann/Siebel 1990). So 
entsteht eine doppelte Spaltung des städti­
schen Arbeitsmarktes: einmal die zwi­
schen Beschäftigten und Arbeitslosen, 
zum anderen die Spaltung zwischen 
"hochrangigen" und "niederen" Ar­
beitsplätzen. Für die "niederen" Dienst­
leistungen stellen Frauen - und hier vor 

· allem Immigrantinnen - das flexible 
Hauptreservoir dar. Entlang der Tren­
nungslinien, die hauptsächlich durch Ge­
schlecht und ethnische Zugehörigkeit be­
stimmt sind, entsteht innerhalb der Me­
tropolen und städtischen Wachstums­
zentren eine polarisierte Beschäftigungs­
struktur, die die Flexibilisierung und 
Deregulierung des Arbeitsmarkts weiter 
vorantreibt. Vom Umbau der Stadt zur 
"Dienstleistungsmetropole" wird die 
(überwiegend männliche) Gruppierung 
hochbezahlter Fach- und Führungskräfte 
profitieren, während die Masse der 
Erwerbssuchenden - darunter viele Fr®­
en und Immigrantinnen - um die "niede­
ren" und prekären Jobs konkurrieren 
()der ihr Überleben durch "informelle" 
Wirtschaftsaktivitäten sichern muß. 

"Dritten Welt" 
In den Städten Asiens, Afrikas und La­
teinamerikas hat sich allerdings eine 
Po/arisierwig von aroeits- und sozial­
räumlichem Gefüge herausgebildet, deren 
Ausmaß in den Großstädten hoch­
industrialisierter Länder bei weitem nicht 
erreicht wird: Das "moderne" Stadtzen­
trum wird vielfach von einem Ring aus 
Slumgebieten umzogen, oder es bilden 
sich im innerstädtischen Bereich in 
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unmittelbarer Nachbarschaft zu Bau­
stellen, Bürohäusern, großen Fabriken 
oder Bahnstationen Slum- und Squatter­
Siedlungen als "Inseln" der Annut her­
aus. Diese Quartiere der Armen, in denen 
die Mehrheit der Stadtbevölkerung in 
Asien, Afrika und Lateinamerika lebt, 
haben vielfältige Erscheinungsformen -
sie umfassen klassische Baracken-, Papp­
karton- oder Blechdachslums (häufig in 
der Nähe von Flußläufen oder Eisenbahn­
linien), deren Bewohner täglich auf der 
Suche nach Arbeitschancen ins Zentrum 
ziehen, oder aus der Kolonialzeit stam­
mende primitive Barackensiedlungen für 
Arbeiter und Büroangestellte, oder zu 
Ruinen verfallende Altstadtviertel, in de­
ren Mauem die Armen mitunter "mehr­
stöckige" Barackensiedlungen errichten 
(z.B. Wohnen in Bretterverschlägen auf 
verschiedenen Etagen oder auf den Dä­
chern). 
Ökonomisch ist die Situation der Slumbe­
wohner durch unregelmäßige Beschäfti­
gung, ungeschützte Arbeitsverhältnisse 
und geringe Einkommen, die häufig das 
Existenzminimum unterschreiten, ge­
kennzeichnet. Der desolate bauliche Zu­
stand und die Überfüllung innerstädti­
scher Slums hängt mit der Armut der Be­
wohner zusammen: zwar ist bauliche 
Selbsthilfe bei diesen Bevölkerungs­
schichten seit jeher weitverbreitet, doch 
können sie vielfach nicht die benötigten 
Materialien erwerben; zudem sind die 
Slumbewohner ständig mit der Suche 
nach Arbeit und Einkommen beschäftigt, 
so daß sie meist gar nicht die Zeit haben, 
sich ausreichend um ihre · Wohnungen 
oder Häuser zu kümmern. Der Zustand 
baulicher Degradation wird durch das 
Fehlen gesicherter Nutzungsrechte noch 
verstärkt. 
In den Städten der "Dritten Welt" sind 
das Wohnen und Arbeiten meist auf eng­
stem Raume integriert So stellen die 
innerstädtischen Quartiere die räumlichen 
Verankerungspunkte eines ausgedehnten 
"informellen Sektors" dar, dessen 
Beschäftigtenanteil in den Städten Asiens, 
Afrikas und Lateinamerikas zwischen 40 
und 70 liegt (ntit wachsender Tendenz). 
Der "moderne" Industriesektor (mit 
"neofordistischen" Strukturen) umfaßt in 
den meisten Städten der "Dritten Welt" 
nur einen relativ geringen Anteil der Ar­
beitsplätze. Im Vergleich zu den Städten 
der hochindustrialisierten Länder ergibt 
sich hier eine stark akzentuierte Spaltung 
des städtischen Arbeitsmarktes. Das ex­
ponentielle Bevölkerungswachstum die­
ser Städte hat zur Ausbildung einer 
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''Slum-Ökonomie'' geführt, in der das 
Überleben des größten Teils der Stadtbe­
wohner durch vielfältige, aber meist pre­
käre Arbeitschancen organisiert wird. 
Die Abgrenzung zwischen "formellem" 
und "informellem" Sektor ist u.a. wegen 
der Heterogenität der Wirtschafts­
aktivitäten und Betriebsstätten der Slum­

. Ökonontie nicht eindeutig vorzunehmen. 
So existieren z.B. zahllose kleine Läden 
und Werkstätten, deren Beschäftigte kein 
reguläres bzw. formelles Arbeits­
verhältnis haben. Die Mehrheit der Be­
schäftigten in den Stiidlen der "Dritten 
Welt" ist von vertraglich gerege/Jen und 
gesicherten ''fonnellen " Arbeitsverhii/J­
nissen und wirtschaftlichen Aus­
t/JllSchbeziehungen =geschlossen und 
dadurch zu höchster Flexibilität gezwun­
gen. Diese Menschen haben seit langem 
gelernt, unter "deregulierten" Verhält­
nissen zu agieren. 
Vielfach entwickeln sich diese "prekä­
ren" Arbeitsverhältnisse komplementär 
zur ''modernen'' Stadtökonomie, indem 
deren Abfälle und Wegwerfprodukte 
durch die Slum-Ökonontie wieder- und 
weiterverwertet werden und so Tausen­
den von Menschen eine Überlebenschan­
ce gewähren. Das ganze Spektrum um­
faßt Gelegenheits-Dienstkräfte, die täg­
lich ins Stadtzentrum ziehen, über 
Straßenverkäufer und Kleinhandwerker, 
bis hin zu kleinen Zuliefererbetrieben für 
den "modernen" Unternehmenssektor, 
und Kooperativen, in denen eine Reihe 
von Haushalten zusammenarbeiten. Ein 
Teil der Beschäftigten arbeitet direkt für 
das Quartier, ein Teil für den Bedarf des 
Stadtzentrums. an "niederen" Diensten 
oder für den "modernen" Sektor als 
billige Zulieferer. So fungieren sie häufig 
als notwendige Voraussetzung für den 
exportorientierten Sektor: Durch die 
Herstellung billigster Gebrauchsgüter er­
möglichen sie die Einhaltung eines relativ 
niedrigen Lohnniveaus im "modernen" 
Sektor der Stadtökonontie, und zugleich 
stellen diese Arbeitskräfte die Nachfrager 
für industrielle Billigprodukte der moder­
nen Fabriken. 
Der städtische Arbeitsmarkt stellt sich für 
die Mehrheit der Stadtbevölkerung 
Asiens, Afrikas und Lateinamerikas als 
"lokale Ökonontie der Armut" dar, die 
durch ein verschachteltes Netz von 
Klein- und Kleinstbetrieben und die 
erzwungene hohe Flexibilität der beteilig­
ten Einheiten/Haushalte funktionsfähig 
gehalten wird - vielfach auf der Basis 
gesundheitsschädlicher Arbeitsbedin­
gungen und extremer Ausbeutung von 
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Frauenarbeit, Kinderarbeit und Heimar­
beit. Eine der Voraussetzungen für die 
Funktionsfähigkeit der Slum-Ökonomie 
scheint die quartiersbezogene Vernetzung 
der kleinen Wirtschaftseinheiten zu sein. 
Die Austauschbeziehungen innerhalb der 
Slum-Ökonomie werden nämlich weithin 
durch ein lokales Netz sozialer Beziehun­
gen vermittelt. Der Arbeitsmarkt ist hier 
durch eine "Personalisierung von Wirt­
schaftsbeziehungen" geprägt, die man­
che Risiken der Armut verringert: so 
rekrutiert sich die "Belegschaft" von 
Betrieben der Slum-Ökonomie gewöhn­
lich aus Leuten, die über eine persönliche 
Beziehung zum Betriebsinhaber ver­
fügen, abgesehen von den zahllosen 
Betriebseinheiten, die über Verwandt-

schaftsbeziehungen bzw. aus Fami­
lienmitgliedern gebildet werden. Prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse und "infor­
melle'' Wirtschaftsaktivitäten absorbieren 
immer neue Zuwanderer vom Land und 
verschaffen der anwachsenden Masse der 
städtischen Armen eine Überlebensbasis, 
indem sie Verdienstchancen auf dem 
Markt für "niedere" Dienstleistungen 
und einfachste Gebrauchsgüter auf eine 
wachsende Zahl von Beschäftigten ver­
teilt, die keinen Zugang zu Erwerbsmög­
lichkeiten im "modernen" Sektor der 
städtischen Wirtschaft haben. In der 
Slum-Ökonontie werden Arbeitsabläufe 
auf eine Vielzahl von Einzeltätigkeiten 
und Transaktionen aufgeteilt und dadurch 
eine Ausdehnung individueller Er­
werbschahcen erreicht So kann die 
Beschäftigtenzahl wachsen, ohne daß die 
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beteiligten Haushalte ihre Einkommenssi­
tuation nennenswert verbessern. Die Aus­
dehnung des städtischen Arbeitsmarktes 
mit ''ungeschützten" Beschäftigungsver­
hältnissen und das Wachstum von Slums 
oder degradierten Wohnquartieren gehen 
in den Großstädten Asiens, Afrikas und 
Lateinamerikas Hand in Hand. 
In die Ausländer-Quartiere der metropo­
litanen Zentren der Industrieländer wer­
den nicht "fremde Kulturen" importiert, 
sondern die Überlebensstrategien von 
Menschen, die lernen mußten, mit ex­
tremen Formen der ökonomisch-sozialen 
Marginalisierung zu leben. Die tra­
ditionelle Lebensweise und Kultur der 
Immigrantinnen befindet sich in den 
Städten der "Dritten Welt" unter dem 

globalen Einfluß der kapitalistiischen 
"Modernisierung" längst in Auflösung. 
Beim Import von Arbeitskräften aus der 
"Dritten Welt" in die städtischen Metro­
polen der hochentwickelten Industriel­
änder wird die von den Imtnigrantlnnen 
in ihren Heimatländern als Über­
lebensstrategie erlernte Flexibilität als 
Ressource für die Durchsetzung eines 
flexiblen Akkumulationsregimes in die 
Großstädte der "Ersten Welt" ein­
gebracht. Die Immigrantinnen aus der 
"Dritten Welt" bringen zugleich ihre 
sozialen Organisationsformen ntit, die 
ihnen ein Überleben ermöglichten (u.a. 
die Personalisierung von Austausch­
beziehungen der "informellen" Ökono­
ntie). Dabei bestehen zwischen ver­
schiedenen Völkergruppen größte Diffe­
renzen - die Extreme reichen von quasi 
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"mafiosen" Strukturen bis hin zu 
"solidarisch" organisierten lokalen Ge­
meinschaften. 

zu einer vielfach 
geteilten Stadt 

In den metropoiitanen Zentren des Städ­
tesystems gehen Prozesse der Polarisie­
rung von Beschäftigtenstrukturen Wld 
Prozesse sozialräumlicher Polarisierung 
Hand in Hand. Die Vervielfältigung so­
zialräumlicher Differenzierungen läßt 
sich mit dem Konzept der "quartered 
city" beschreiben (Marcuse 1989): Die­
ses Konzept sucht die bestimmenden so­
zialräumlichen Differenzierungen der 
Städte an charakteristischen Quartieren . 
mit spezifischen Nutzergruppen festzu-

machen und die gesellschaftlichen Bezie­
hW1gen zwischen diesen Quartieren zu 
definieren. Die Hierarchisierung inner­
halb der Stadt ist u.a. über Arbeits­
beziehW1gen zwischen den Quartieren 
vermittelt. Dabei können 4 bis 5 typische 
Quartiere der "post-fordistischen" Stadt 
qualitativ unterschieden werden: 
a) Die "Stadt der Hem;chaft und des 
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Luxus" - sie erscheint als die Stadt der 
gesellschaftlichen "Führungseliten", für 
die der Stadtraum, insbesondere die City, 
weniger Wohnquartier als vielmehr ein 
Ort der MachtausübW1g (Wlternehrneri­
sche Direktion Wld Kontrolle) Wld der 
ProfitaneignWlg ist. Die Führungseliten 
sind hoch mobil. Sie können auch in Vil­
len außerhalb der Stadt leben. Wenn sie 
im Stadtzentrum wOhnen, nutzen sie ex­
klusive City-Appartements, die z.B. 
durch umfangreiche Sicherheitsmaßnah­
men von anderen Wohnquartieren Wld 
sozialen Schichten strikt abgeschottet 
sind. Die Stadt des Luxus dominiert über 
die anderen Quartiere, doch ist sie von 
den Dienst- und Arbeitsleistungen der Be­
wohner anderer Quartiere abhängig. 
b) Die "gentrijüferte Stadt" - sie dient 
den Führungskräften Wld hochbezahlten 
Spezialisten aller Art als Wohnstandort. 
Die soziale Gruppe der '' gentrifiers' ', die 
überwiegend aus kinderlosen Haushalten 
mit ein oder zwei Berufstätigen besteht, 
pflegt einen stark individualisierten, be­
rufs- Wld konsumorientierten Lebensstil. 
Ihre Wohnquartiere umfassen auf­
gewertete innerstädtischen Stadtviertel 
mit luxusmodernisierten W1d!oder zu Ei-

gentumswohnungen umgewandelten Alt­
bauwohnungen oder Fabriketagen und lu­
xuriös gestalteten Neubaublocks. Die Be­
wohner 11\,r gentrifizierten Stadt arbeiten 
in leitenden oder hochrangigen Positionen 
in der ''Stadt der Herrschaft wid des Lu­
xus". Angehörige ethnischer Min­
derheiten mit ähnlich marktkonformer Le­
bensweise werden weitgehend toleriert. • 
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c) Die "mittelständi.sche Stadt" - sie ist 
Quartier der bessergestellten Arbeiter­
schichten und des kleineren Mittelstands. 
Sie verspricht "Sicherheit" für die pa­
triarchalen Kleinfamilien-Haushalte so­
wie stabile traditionelle Konsummuster. 
Der "mittelständischen Stadt" können 
sowohl, suburbane Einfamilienhaus­
gebiete, als auch innenstadtnah gelegene 
"bürgerliche" Miethaus-Viertel zuge­
rechnet werden .. Die Bewohner dieser 
Quartiere verfügen über stabile Beschäfti­
glllgs- und Einkommensverhälrnisse und 
sind bestrebt, sich von den "unteren" 
Schichten und ethnischen Minderheiten 
abzugrenzen. · 
d) Die "Mieter-Stadt" - sie umfaßt die 
Quartiere der schlecht entlohnten Arbei­
terschichten und Dienstleistungsbeschäf­
tigten mit häufig ungesicherten Beschäfti­
glllgsverhältnissen. Die Mieter-Stadt ge­
währt keine Sicherheit und Stabilität, son­
dern ist stets von den Flächenansprüchen 
"höherer" Nutzungen oder vom ökono­
misch-sozialen Niedergang und baulichen 
Verfall bedroht. Nach ihrer . baulich­
räumlichen Gestalt umfassen diese Quar­
tiere die klassischen Arbeitermietkaser­
nen-Viertel ebenso wie "neue" Groß­
siedlungen des öffentlich geförderten 
Wohnungsbaus. Die Bewo)mer der Mie­
ter-Stadt stellen die große Masse der Ar­
beitskräfte städtischer Industrie- und Ge­
werbezonen und der Dienstleistungsbe­
schäftigten, die in der "Stadt des Luxus" 
Wld in der "gentrifizierten Stadt" die 
untergeordneten Arbeitsfunktionen in 
meist ungeschützten Beschäftigungsver­
hältnissen erfüllen. Der Anteil von Ange­
hörigen ethnischer Minderheiten an die-. 
ser sozialen Gruppierung ist relativ hoch. 
e) Die "aufgegebene Stadt", das Getto -
sie ist das Quartier der Verarmten, der 
gesellschaftlich Ausgegrenzten, der dau­
erhaft Erwerbslosen, die keine Chance 
regulärer Beschäftiglllg erhalten. Die 
"aufgegebene Stadt" ist gewöhnlich auch 
der Ort, wo sich Angehörige sozial dis­
kriminierter, außerhalb der "Mehrheits­
gesellschaft" stehender ethnischer Grup­
pen konzentrieren. Gelegenheitsarbeit 
und ''informelle'' Wirtschaftsaktivitäten 
bestimmen die Existenzbedingungen in 
diesen Quartieren. Manche Bewohner er­
halten die "Chance", gelegentlich als 
Dienstkräfte in der Stadt des Luxus, der· 
gentrifizierten und der mittelständischen 
Stadt, oder in neuen "sweatshops" revi­
talisierter städtischer Gewerbezonen zu 
arbeiten. Nach ihrer bauräumlichen Ge­
stalt umfassen diese Quartiere dem Ver­
fall preisgegebene Altbau-Viertel, zuneh-
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mend aber auch degradierte Neubausied­
lungen, sowie in manchen Fällen Obdach­
losensiedlungen wie Barackenstädte und 
Slums an der städtischen Peripherie. 
Das Konzept einer vielfach geteilten Stadt 
erscheint aussagekräftiger als ein "dual 
city" - Konzept und ist mit den Tenden­
zen einer ökonomisch-sozialen Heteroge­
nisierung der Städte besser zu verbinden. 
Die Vervielfältiglllg sozialräumlicher 
Differenzierungen bedeutet eine Auflö­
sung großflächiger "Zonen" städtischer 
Wohnnutzung in eine Vielzahl besonderer 
Quartiere, die sich im Stadtraum als In­
seln ausbilden. Die Ausdifferenzierung 
von Wohnquartieren Wld Arbeitsverhält­
nissen entwickelt sich in einem kor­
respondierenden Verhältnis. Die Heraus­
bildung von "Ausländerquartieren" ist 
ein Teil dieses Differenzierungsprozes­
ses, der sich auch innerhalb der ( deut­
schen) "Mehrheitsgesellschaft" vollzieht. 
In der ' 'aufgegebenen Stadt" treffen die­
jenigen Gruppierungen zusammen, die 
auf die Schattenseite des gesellschaftli­
chen Polarisierungsprozesses geraten. 
Die Verschiebung des stadt-räumlichen 
Gefüges äußert sich im Kontext der 
"vielfach geteilten Stadt" einerseits in 
der Neuentstehung, räumlichen Erweite­
rung und Verlagerung von spezifischen 
Quartieren, andererseits in der Restruk­
turierung von ArbeitsbeziehW1gen zwi­
schen den Quartieren. Diejenigen Quar­
tiere, die beim gegenwärtigen Umbau der 
Städte die größte Entwicklungsdynamik 
(Neuentstehung und/oder Erweiterung) 
aufweisen, sind die "gentrifizierte" und 
die "aufgegebene Stadt". 
Ein bedeutendes Element der sozialräum­
lichen Restrukturierung von prosperie-. 
renden" Großstädten und "global cities'' 
ist die Intensivierung von Gentrifizie­
rungsprozessen, die über eine verschärfte 
Konkurrenz der Städte um "höhere" 
Konsumentenschichten und hochqualifi­
zierte Arbeitskräfte vermittelt wird. Um­
nutzungs- und Aufwertungsprozesse in­
nerhalb der städtischen "Wohnfunktion" 
können ein ebenso großes Gewicht erhal­
ten wie die Umnutzung citynaher Wohn­
quartiere für expandierende Flächenan­
sprüche von Banken, Unternehmenszen­
tralen und produktionsorientierten 
Dienstleistungen. Von Aufwertungspro­
zessen werden vor allem citynah gelegene 
Wohnquartiere mit guten Wohrnunfeld­
qualitäten, einem guten Angebot an viel­
faltigen Dienstleistungseinrichtungen und 
relativ guter Bausubstanz erfaßt. Die 
Aufwertung innerstädtischer Wohnviertel 
wird vom Immobilienkapital durch die 
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Schaffung eines neuen ''urbanen Am­
biente" mit luxusmodernisierten Altbau­
ten, postmodernen Neubauten als "Lülc­
kenfüller" und "neuen Räumen der Kon­
sumtion" organisiert. Durch die baulich­
räumliche Um- und Neugestaltung ehe­
mals bürgerlicher oder proletarischer Alt­
bauwohnviertel schafft sich das Immobi­
lienkapital neue Verwer!Wlgsmöglichkei­
ten. Gentrifizierungs-Prozesse sind mit 
VerdrängW1gsprozessen verbunden: In 
der Nutzungskonkurrenz um Wohnungen 
in begehrten citynahen Quartieren setzen 
sich die Haushalte mit höherem Einkorn-· 
men gegen die Bewohnerinnen mit nied­
rigem Einkommen durch. 

funktionale Eliten: 

Die "gentrifizierte" 
Stadt und die 
Ausdifferenzierung 
von Lebensweisen 
Diese neuen Formen des Stadtumbaus 
sind Konsequenz und Bestandteil von 
weiterreichenden ökonomisch-sozialen 
Restrukturierungsprozessen (Smith 
1987). Die Aufwer!Wlg bestimmter 
innerstädtischer Wohnviertel und die 
Verdränglllg mittlerer und W1terer Ein­
kommensgruppen aus diesen Quartieren 
ist vor allem mit den sich verändernden 
BeschäftigW1gsstrukturen und Einkom­
mensdifferenzierungen, wie mit der Ver­
breitung stark individualisierter Lebens­
weisen Wld neuer Konsummuster in den 
wachsenden Dienstleistungszentren der 
hochentwickelten kapitalistischen Länder 
in Verbindung zu bringen. 
Der zahlungskräftigen Nachfrage, die 
sich auf zentral gelegene Wohnviertel gu­
ter Qualität richtet, gehören überdurch­
schnittlich häufig jene jüngeren, auf­
stiegsorientierten, mobilen, qualifizierten 
und gut bezahlten Beschäftigtengruppen 
an, die sich im Zuge des wirtschaftlichen 
Strukturwandels in den expandierenden 
großstädtischen Kontroll-, Finanz- und 
Dienstleistungszentren konzentriert ha-
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ben. Empirische FallW1tersuchW1gen von 
Aufwertungsprozessen in verschiedenen 
Großstädten der hochentwickelten kapita­
listischen Länder weisen einen hohen An­
teil dieser sozialen Gruppierung in gentri­
fizierten Wohnquartieren nach (Laskal/ 
Spain 1980; Smith 1987; Dangschat 1988). 
Als ein weiterer Erklärungszusammen­
hang im komplexen Prozeß der Gentrifi­
zierung können die sozialen ProZesse an­
gesehen werden, die - gemessen an der 
patriarchalen Kleinfamilie traditionellen 
Musters - zu veränderten "Lebensstilen" 
bzw. Reproduktionsweisen der städti­
schen Mittelschichlen mit der Folge einer 
starken innerstädtischen Wohnstandorto­
rientierung führen. Noch in den 70er Jah­
ren zogen jüngere, aufstiegsorientierte, 
zahlungskräftige Mittelschicht-Haushalte 
vorwiegend in die VorortsiedlW1gen der 
Großstädte, um dort im Eigenheim oder 
in der Neubauwohnung das kulturell vor­
gegebene Kleinfamilienleben zu führen. 
Im Unterschied zu diesen höheren Ein­
kommensgruppen, die die Prozesse der 
Suburbanisierung in den 60er und 70er 
Jahren bestimmt haben, handelt es sich 
bei den beruflich erfolgreichen Schichten, 
die in marktkonformer Weise seit ü~JP 
Jahren die Innenstädte großer ~:1.,1::- ·. 
stungs- und Hlgh-Tech-Wachs . . . -
tren erobern, überwiegend um Haushalte 
mit nichl-kleinfomilialen Lebensformen 
und mit anderen normativen Orientierun­
gen und "Lebensstilen". 
Vor allem der Doppelverdiener-Haushalt 
ohne Kinder mit zwei qualifizierten Er­
werbstätigen wird auf Grund seiner be­
trächtlichen Zahlungsfähigkeit den poten­
tiellen "gentrifiers" zugerechnet. Dieser 
Haushaltstyp reflektiert wie der Single­
Haushalt jüngerer, alleinlebender Frauen 
auch die veränderte Stellung von Frauen 
im Erwerbsbereich und im Bereich der 
famliären Arbeit: im Sinne der qualifi­
zierten Erwerbstätigkeit von Frauen, der 
Verbreitung nicht-kleinfarniliärer Le­
bensformen und einer weniger ausge­
prägten internen Rollendifferenzierung in 
nicht-traditionellen BeziehW1gsformen 
(Meyer/ Schulze 1988). 
Die Veränderung der Haushaltsstrukruren 
bei den städtischen Mittelschichten ist Re­
sultat und zugleich Bestandteil sich verän­
dernder normativer Orientierungen und 
''Lebensstile''. Für den ' 'Lebensstil'' der 
jüngeren, qualifiziert erwerbstätigen, mo­
bilen Beschäftigtengruppe mit hohem 
Einkommen werden individualistisch­
materialistische Verhaltensweisen als ty­
pisch angenommen, die mit einer ausge­
prägten Berufs- und Karriereorientie-
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rung, einem hedonistischen Lebensent­
wurf im Bereich der Freizeit und des 
Konsums und vor allem mit der Ableh­
nung eines kleinfamiliaren Lebens­
modells einhergehen. Die sozialen Grup­
pen der Yuppies und Dinks führen im Re­
gelfall ein stark berufsorientiertes Le­
bens, und dies gjlt für Männer und Frau­
en gleichermaßen. Ein hohes Einkom­
men, Kinderlosigkeit und eine stark indi­
vidualisierte Lebensführung mit knappen 
Zeitbudgets bestimmen die Lebensweise 
der qualifiziert erwerbstätigen Frauen 
und Männer: Teile der Hausarbeit wer­
den durch eine ganze Palette speziali­
sierter Waren und kommerzieller oder 
persönlicher Dienstleistungen ersetzt. 
Daß haushalts- und konsumorientierte 
Dienstleistungen überwiegend von Frau­
en in meist ungeschützten Beschäfti­
gungsverhältnissen erbracht werden, un­
terstreicht nur die Tendenzen der sozialen 
Polarisierung. 
Ein an den Bedürfnissen und dem Ge­
schmack dieser Bevölkerungsgruppe ori­
entiertes vielfältiges Angebot an Ein­
kaufsmöglichkeiten und privaten Dienst­
leistungen im Wohnumfeld ist eine Vor­
aussetzung und Konsequenz des "Y up­
pie-Lebensstils". Das Bedürfuis nach ei­
ner Vielfalt sozialer Beziehungen macht 
innerstädtische Stadtviertel mit der Nähe 
zu einer Vielzahl von Kontaktmöglich­
keiten durch Kneipen, Kinos, Clubs etc .. 
als Wohnstandort besonders attraktiv (Be­
auregard 1986). Als Folge der hohen Be­
wertung individueller Freiräume und 
Rückzugsmöglichkeiten genießt die eige­
ne Wohnung als Konsumgut eine hohe 
Priorität. Nachgefragt werden großzilgig 
geschnittene, gut ausgestattete Wohnun­
gen mit genügend vielen Räumen und ei­
ner attraktiven architektonischen Gestal­
tung: "Bürgerliche" Altbauwohnungen 
aus der Gründerzeit, neu ausgebaute 
Dachwohnungen, Fabriketagen in Misch­
gebieten oder Wohnungen in "postmo­
dernen" Neubauten können diese Ansprü­
che erfüllen. Vor allem auf Altbauwoh­
nungen in bevorzugten innerstädtischen 
Wohnlagen geht von dieser Bevölkerungs­
gruppe ein massiver N achfragedruck aus, 
der die Umwandlung von Miet- in Eigen­
tumswohnungen lukrativ werden läßt. 
Und noch etwas ist am Lebensstil der 
Yuppies auffällig: der sog. demonstrative 
Konsum: Man/Frau hat Spaß daran zu 
zeigen, daß man/frau über Geschmack 
und Geld verfügt. Standardisierte, billige 
Massenprodukte werden abgelehnt. 
Nicht-massenproduzierte, sich den An­
schein des Individuellen gebende Waren 
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und exclusive Dienstleistungen werden 
bevorzugt. Man/frau will sich von der 
Masse abheben. Auch in diesem Sinne 
wird die großzilgig geschnittene Altbau­
wohnung mit Jugendstilelementen und 
Stuckdecken dem 08-15 Bungalow am 
Stadtrand vorgez.ogen. Der Vorstadt­
Traum ist ausgeträumt. Die neuen bei­
spielgebenden Konsummuster materiali­
sieren sich in den Innenstädten. Neben 
der edel renovierten Altbauwohnung wird 
in kurzfristig erreichbarer Nähe jene kul­
turelle, kulinarische und konsumorien­
tierte Infrastruktur erwattet, die für ein 
Yuppie-Leben unerläßlich scheint: der 
schicke Italiener um die Ecke, die exklu­
sive Boutique, das Programmkino, inter­
essante Museen und hochrangige Theater. 
Durch_ ihr hohes Einkommen stellt die 
"neue Mittelklasse" eine Konsumenten­
schicht dar, die mit ihrer Nachfrage nach 
Luxuskonsumgütern, privaten Dienstlei­
stungen und "Erlebniseinkäufen" den 
Aufwertungsprozeß bestimmter inner­
städtischer Stadtviertel noch beschleu­
nigt: Bestehende Geschäfte oder Kneipen 
werden von Investoren aufgekauft und 
den neuen Nachfragestrukturen gemäß 
"umgewandelt". In den Großstädten bil­
den sich "neue Räume der Konsumtion" 
(Smith 1987) heraus, die im Rahmen des 
allgemeinen gesellschaftlichen Struktur­
wandels eine aktive Rolle bei der 
Differenzierung und Hierarchisierung 
von Konsummustern spielen. 
Für die Entwicklung neuer Wohnformen 
und Wohnstandortpräferenzen ist die 
Herausbildung eines neuen "postfordisti- · 
sehen" Konsummodells, das den nivellie­
renden Massenkonsum industriell herge­
stellter, standardisierter Konsumgüter ab­
löst, von größter Bedeutung. Die Pro­
dukt-Differenzierung, Kleinserienpro­
duktion und den neuen Haushaltstypen 
entsprechende Angebote erhalten ein zu­
nehmendes Gewicht. Dabei setzen die 
Bedürfuisse und Erwattungen der neuen 
städtischen Mittelschichten die Standards. 
So gelten für die Marktforschung vor al­
lem der junge Doppelverdiener-Haushalt 
und die qualifizierte erwerbstätige Frau 
als "Trendsetter" im Konsum von Wa­
ren und Dienstleistungen. Insgesamt wird 
eine wachsende Polarisierung im Ein­
kaufsverhalten festgestellt, die die wach­
sende Polarisierung der Einkommen wi­
derspiegelt. Marktforscher sprechen von 
der Polarisierung der Kunden in sog. 
Billigkäuferinnen und in Prestigekäufe­
rinnen und vom "Verlust der Mitte" (un­
ter der vor allem die traditionellen Kauf­
häuser zu leiden haben). 
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Der vertieften Spaltung und Ausdifferen­
zierung der Lohnabhängigen entspricht 
die _Diversifizierung des Konsumgüter­
und Dienstleistungsmarktes in standardi­
sierte, billige Massenprodukte bzw. 
Dienstleistungen und in nicht-massenpro- · 
duzierte, sich den Anschein des "Indivi­
duellen" gebende Waren und "exklusi­
ve" Dienstleistungen. Neue, rasche Ex­
pansion versprechende Märkte wie in der 
"fordistischen" Phase des Massen­
konsummodells mit Absatzfeldern, die 
vor allem mit der Suburbanisierung und 
Automobilisierung verbunden waren, 
sind bei dem - bisher nur in Konturen er­
kennbaren - "postfordistischen" Kon­
summodell nicht in Sicht. Stattdessen 
scheint sich eine Veränderung in der ge­
sellschaftlichen Nachfrage nach Waren 
und Dienstleistungen in Richtung auf ei: 
nen "Überkonsum" der oberen Ränge der 
Gesellschaft anzudeuten (Lipietz I 990). 
Ein Moment der Auflösung des "fordisti­
schen" Konsummodells, quasi von innen 
heraus, kann darin gesehen werden, daß, 
die Standardisierung, Vermehrung und 
Verbilligung industrieller Konsumgüter 
die soziale und kulturelle Differenzierung 
der "neuen Mittelschichten" zu der übri­
gen Masse der Lohnabhängigen über den 
Konsum von Waren und Dienstleistungen 
geradezu herausfordert. Unter diesem 
Aspekt erscheint Gentrifizierung als ein 
"Prozeß", der soziale Unterschiede und 
kulturelle Differenzen wieder deutlicher 
machen soll. Die Atefwenung des Konkur­
renzprinzips trägt dm.u bei, nicht nur die 
bestehenden sozialen Ungleichheiten zu 
verliefen, sondern auch noch zu ''kultivie­
ren" .. 
Die soziale und kulturelle Abgrenzung 
von innerstädtischen Wohnquartieren der 
neuen wohlhabenden Mittelschichten 
wird durch die Produktion von "symboli­
schem Kapital" unterstützt. "Symboli­
sches Kapital' umfaßt nach Harvey (Har­
vey 1990) diejenigen (Luxus)Güter und 
Accessoires, die den Geschmack und den 
besonderen ökonomisch-sozialen Status 
ihres(r) Besitzer(in)s bezeugen sollen. 
Unter dem aufkommenden Regime flexi­
bler Akkumulation wird der kulturellen 
Unzufriedenheit städtischer Mittelschich­
ten mit dem normierten und nivellieren­
den Massenkonsum der "fordistischen" 
auf der Angebotsseite mit Produkten be­
gegnet, die Geschmacksdifferenzierun­
gen und ästhetische Präferenzen in viel 
höherem Maße berücksichtigen. So erhält 
Produkt-Differenzierung und Produktion 
von "symbolischen Kapital" auch in der 
Umgestaltung von Wohnvierteln und in 
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der Schaffung eines neuen urbanen '' Am­
bientes" durch das lmmobilienkapital ein 
zunehmendes Gewicht. Bei der Verände­
rung oder Erneuerung baulicher Struktu­
ren äußert sich die Bildung "symboli­
schen Kapitals" vor allem in neuen bauli­
chen De- und Ornarnentierungen, die als 
Codes und Symbole für die soziale 
Abgrenzung ftmgieren können. "Postmo­
derne" Architektur erscheint als bauliche 
Verpackung des flexiblen Akkumulati­
onsregimes (Harvey 1989). Die Wie­
derbelebung von "Kiez" und Geschichte 
wird zu einer wichtigen Verkaufsstrategie 
der Produzenten des "symbolischen Ka­
pitals". 
Eine Reihe anderer Autoren versteht 
Gentrifizierung gar als einen Prozeß, in 
dem sich eine soziale Gruppe als "neue 
Mittelklasse" konstituiert (Jager 1986; 
Smith 1987; Bondi 1989). Gentrifizie­
rung soll als Wohnform und als Teil eines 
bestimmten Lebensstils vor allem Indivi­
dualität ausdrücken und sich von der Ho­
mogenität des Vorstadtlebens unterschei­
den. Die Suche nach dem Unterschied, 
nach Vielfalt und Besonderheit inmitten 
des Massenkonsums kann jedoch frustrie­
rend werden, da kulturelle Unterschiede 
selbst massenproduziert werden (Smith 
1987). Die "neue Mittelklasse" kann ihre 
soziale Identität nur in Distanz zu anderen 
sozialen Schichten und Klassen attikulie­
ren. Die Herstellung dieser Distanz bein­
haltet nicht nur gestalterische Fragen, 
sondern auch die "Invasion und Koloni­
sierung" von Wohnquartieren mit an­
deren sozialen Sttukturen, die notwendi­
gerweise mit Verdrängungs- und 
Marginalisierungsprozessen verbunden 
sind (Bondi 1989). 
Im Rahmen des von privaten 
Verwertungsmechanismen bestimmten 
Wohnungsmarktes und der zunehmenden 
Verknappung preiswerter Mietwoh­
nungen kommt es gegenwärtig auch mehr 
und mehr zu Verdrängungsprozessen in­
nerhalb von Gruppen mit niedrigerem 
Einkommen: In diesen Fällen betreffen 
Gentrifizierungsprozesse, die zunächst 
auf "attraktive" innenstadtnahe Wohn­
viertel beschränkt schienen, weitere 
Wohnviertel im Stadtgebiet. In den 'weni­
ger attraktiven Quartieren werden die 
"marginal gentrifiers" zu Trägern eines 
sozialen Unmutzungsprozesses, bei dem 
ebenfalls niedrige Einkommensschichten 
aus ihren angestammten Vierteln ver­
drängt werden. Im Unterschied zum 
''klassischen'' Gentrifizierungsprozeß 
bringt diese Form der Umnutzung zu­
nächst noch keine nachhaltige Steigerung 

0 B A L C 1 

des Grundrentenaufkommens. Doch ent­
wickelt sich eine sozialräumliche Ausdif­
ferenzierung auch innerhalb von Quartie­
ren, die der "Mieter-Stadt" oder bereits 
der "gentrifizierten Stadt" zugerechnet 
werden können. 
Auch die Entstehung einer zweiten sozia­
len Gruppe von "gentrifiers" mit einer 
ausgeprägten innerstädtischen Wohn­
standortorientierung ist im Rahmen der 
Ausdifferenzierung von Beschäftigungs­
verhältnissen, des Einkommensgefüges 
und der städtischen Lebensweisen in den 
Großstädten der hochentwickelten kapita­
listischen Ländern zu sehen. Die soziale 
Gruppe der '' marginal gentrifiers'' (Rose 
1984), die auch "Pioniere" (Dangschat 
1988) oder nach ihren Arbeits -und Le­
bensformen ''Alternative'' genannt (Häu­
ßermann/Siebel I 987) werden, umfaßt 
meist jüngere Leute mit hohem Bildungs­
stand und überwiegend nicht-kleinfamili­
aren Lebensformen, die soziokulturell 
den Mittelschichten zuzutechnen sind. 
Diese Gruppe tritt in Gentrifizierungs­
prozessen häufig als "Vorläufer" auf und 
meist wird sie im Zeitverlauf von den 
Gruppen mit höherem Einkommen ver-

drängt. Trotz gewisser Gemeinsamkeiten 
vor allem hinsichtlich des Bil­
dungsstandes und einer in den gesell­
schaftlichen Umbauprozessen wurzeln­
den Infragestellung bisher "bürgerli­
cher" Lebensformen, "fordistische Kon­
sumnormen" eingeschlossen, unterschei­
den sich beide Gruppen von "gentri­
fiers" ganz wesentlich hinsichtlich Ein­
kommenshöhe, Beschäftigungssituation 
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und Lebensweise, einschließlich der Kon­
sumpraktiken. Im Unterschied zu den 
"echten Gentrifiers" verfügen die "mar­
ginal gentrifiers" über ein geringeres 
Einkommen, und häufig sind sie ungesi­
cherten Beschäftigungsverhältnissen aus­
gesetzt. Ein Teil der sehr heterogen zu­
sammengesetzten Gruppe der "marginal 
gentrifiers" versucht durch Selbsthilfeak­
tivitäten und Tätigkeiten im informellen 
Sektor, meist verbunden mit staatlichen 
Transfereinkommen, mit verschlechter­
ten ökonomischeri Bedingungen zurecht 
zu kommen. Sie sind auf niedrige Wohn­
und Transportkosten und Stadtviertel mit 
dichten Versorgungsnetzen angewiesen. 
Gesucht wird die Nähe zum Arbeits- oder 
Ausbildungsplatz, vor allem aber die gute 
Erreichbarkeit von vielfältigen Einkaufs­
und Freizeittnöglichkeiten. Alleinle­
bende, nichteheliche Lebensgemeinschaf­
ten und Wohngemeinschaften bevorzugen 
als Wohnstandort innenstädtische Wohn­
viertel mit einer Vielzahl von Kontakt­
möglichkeiten in einer "urbanen" At­
mosphäte. Stadtteile, die von einer kultu­
rellen oder subkulturellen Szene geprägt 
sind und viele Kneipen und Kinos be!J<lr-

bergen, sind besonders beliebt (Spiegel 
1986). 
Besonders für die Gruppe der "margina­
len gentrifiers'' gilt, daß Erfaltrungen mit 
unterschiedlichen Wohn-und Lebensfor­
men einerseits bewußt gewollt sind (Spie­
gel 1986), andrerseits die Ablehnung des 
kleinfamiliaren Lebensmodells als "kul­
turelle Grundlage der Revitalisierung der 
Innenstädte" (Häußermann 1988) nicht 
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nur mit dem Zugewinn an Hand!Wlgs-und 
Gestal!Wlgsspielraum erklärt werden 
kann, sondern auch mit der zum Teil auf­
gezWW1genen Wlgesicherten Lebensper­
spektive vieler jüngerer Leute, die tra­
dierte biographische Muster nicht mehr 
zuläßt. Dies gilt vor allem für. Frauen, für 
die die traditionelle Ehe-Wld Familienver­
sorgoog brüchig geworden, der Weg in 
eine gesicherte berufliche Existenz aber 
nicht weniger gefährdet ist. 

Intensität Wld räumliche AusdehnWlg von 
Gentrifizierungs-Prozessen in einer Stadt 
sind im konkreten Fall von ihrer Konkur­
renzposition innerhafb der nationalen Wld 
transnationalen Städte-Hierarchie be­
stimmt. Die Gentrifizi=g bewirkt eine 
Modifikation von Wohngebietsstrukturen 
innerhalb des gegebenen städtischen 
Raumgefüges. Die gegebene Standortver­
teilWlg der Wohnfunktionen bleibt erhal­
ten. Neue Räume für gehobene Wohn­
funktionen entstehen · dort, wo sich der 
GentrifizierW!gsprozeß auf traditionelle 
innerstädtische Gewerbezonen (z.B. die 
London Docks, die Hamburger Speicher­
stadt) und aufgegebene Industrieflächen 
richtet. Insgesamt wird die eher großflä­
chige FunktionsdifferenzierW!g der "for­
distischen" Stadtstruktur durch eine mehr 
kleinräurnige DifferenzierW!g abgelöst 
bzw. überformt, da Gentrifizierungs-Pro­
zesse räumlich selektiv wirksam sind, 
d.h. nicht den gesamten Raum innenstadt­
naher Wohnquartiere betreffen. Dabei 
entstehen mehr oder weniger ausgedehnte 
Inseln der Gentrifizierung. Eine "Ent­
standardisie=g" von Stadträumen deu-
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. tel sich an, die nicht nur von Prozessen 
kleinteiliger sozialräumlicher Differen­
zierW!g (Blasiusl Dangschat 1990) aus­
geht, sondern auch von einer Fle­
xibilisiefWlg der Raumnutzung durch die 
gegenwärtig wieder aufgewertete inner­
städtische Mischnutzung, die kleinräurni­
ge Überschneidoog von Gewerbe Wld 
Wohnen. 

Regulationsformen 
der Städte 
Seit den 70er Jahren hat sich im Kontext 
weltweiter ökonomisch-sozialer Restruk­
turierW1gsprozesse und einer veränderten 
internationalen ArbeitsteilWlg auch die 
Konkurrenz zwischen den Städten ver­
schärft. Die Durchsetzung eines neuen 
flexiblen Akkumulationsregimes wird 
durch die intensivierte Städte-Konkurrenz 
befördert (Harvey 1988). Städte können 
als konkurrierende Einheiten innerhalb 
der kapitalistischen Entwickloogsdyna­
mik begriffen werden, die sich Wlter 
Konkurrenzdruck ähnlich wie privat­
wirtschaftliche Unternehmen verhalten. 
Stadt wird nicht mehr nur ressort-
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gebW1den verwaltet, vielmehr sollen 
Wachstums-Wld UmstrukturierW1gspro­
zesse von der Stadtverwal!Wlg Wld -poli­
tik aktiv initiiert werden. Damit werden 
die bestimmenden Komponenten des ge­
sellschaftlichen Strukturwandels wie die 
"Flexibilisie=g", "Durchmarktung"Wld 
''Deregulierung'' zu Maximen einer 
''Wlternehmerischen'' Stadtpolitik (May­
er 1990). Auf der Ebene des lokalen 
Staats bilden sich neue politische Re­
gulationsformen heraus, die den ökono­
misch-sozialen Umbauprozeß der Städte 
Wlterstützen. Die politische SteuerW!g 
von Prozessen der StadtentwicklWlg wird 
vom lokalen Staat differenzierter gehand­
habt: 
(a) Zur politischen EinbindWlg lokaler 
Oppositionspotentiale werden seit einigen 
Jahren flexible "weiche" Regulationsfor­
men angewandt. Mit gesellschaftlichen 
Widersprüchen Wld sozialen Konflikten 
wird vom lokalen Staat inzwischen flexi­
bler umgegangen. Besonders auf dem 
Gebiet der PlanW1gspolitik ist in verschie­
denen Städten der Übergang zu dezentra­
len RegulierW1gsformen zu beobachten: 
StadterneuerW!g wird nicht mehr als flä­
chendeckendes sozialchirurgisches Ge­
sarntprogr= durchgeführt, sondern lo­
kal differenziert, kleinteilig und flexibel 
organisiert. Nach oft jahrelangem Kampf 
und Widerstandsaktionen der von Ver­
drängoog bedrohten SanierW1gsbetroffe­
nen wurden zur behutsameren Erneue­
=g der Altbauwohnquartiere eine Viel­
zahl von neuen para-staatlichen Trä­
gerformen geschaffen. Eine Aufgabe die­
ser neuen Trägerformen ist sicherlich 
darin zu sehen, daß sie durch lokal be­
grenzte Beteiligoogsmodelle Wld Partizi­
pationsverfahren die politische Einbin­
dWlg von lokalen Oppositionspotentialen 
bewirken, und mit Hilfe begrenzter, loka­
lisierter Zugeständnisse den "Konsens" 
der Betroffenen he~tellen sollen 
(Homuth 1987). Trotz erweiterter Wld 
flexibler Organisationsformen in einzel: 
nen Stadtquartieren wird aber an dem 
fortschreitenden Stadtumbau zur Anpas­
sW1g städtischer Lebensräume an neue 
Verwer!Wlgsansprüche nichts geändert. 
Auf gesamtstädtischer Ebene werden 
z.B. die Ansprüche des Immobilien­
kapitals nach wie vor durchgesetzt Wld 
durch die Deregulation wohnW1gswirt­
schaftlicher Steuerungspotentiale Wlter­
stützt. Zugleich fördert die flexible Stadt­
politik soziale und kulturelle Selbsthilfe­
projekte als-neue Formen einer "Selbst­
reguliefWlg der Marginalität" (Esser/ 
Hirsch 1987). 
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(b) Zur Durchsetzung von Kapitalinteres­
sen, insbesondere der Ansied!Wlgswün­
sche Wld Flächenansprüche bedeutender 
Unternehmen Wld der Bauprojekte des 
Immobilienkapitals, werden neue Regula­
tionsformen (Wld Legitimationstech­
niken) entwickelt. Die wirtschaftspoli­
tische Könkurrenz zwischen den "Metro­
polen" des Städtesystems richtet sich vor 
allem auf die Ansied!Wlg von Produkti­
onspotentialen, auf die AnziehWlg "ge­
hobener" Konsumentenschichten mit ho­
hem Kaufkraftpotential, Wld auf die 
AnsiedlWlg oder Expansion von Direkti­
onszentralen der GroßW1ternehmen Wld 
Finanzinstitutionen sowie hochrangige 
RegierW1gs- Wld Verwaltungsinstitu­
tionen (Krätke 1990). Die großen Städte 
sind bemüht, sich zµ transnational bedeut­
samen EntscheidW1gs-, Finanz-Wld Kon­
trollzentren zu entwickeln. Dazu gehört 
auch der Übergang zu einer konzentrier­
ten Wirtschafts-und Wachstumsförde­
fWlg. Zu den neuen politisch-institutio­
nellen Regulationsformen einer "Wlter­
nehmerischen'' Stadtpolitik gehört vor al­
lem die Schaffung von vielfältigen para­
staatlichen Entwick1W1gsträgern Wld ge­
mischtwirtschaftlichen Organen ("pu­
bliclprivate partnerships"), die der öf­
fentlichen Kontrolle Wld der von Wahlen 
beeinflußbaren Politiksphäre weitestge­
hend entzogen sind (Gottdiener 1988). 
Die Flexibilität der neuen Regulationsfor­
men befähigt den lokalen Staat, auf die 
Wlterschiedlichen "Inseln" der Stadt mit 
ihren W1terschiedlichen Lebensweisen 
Wld EntwicklW1gsdynamiken differenziert 
einzuwirken. Zu den wichtigsten Aufga­
ben der heutigen Stadtpolitik gehört die 
lokale "Bewältigoog" der Konflikte, die 
aus der wachsenden PolarisierW!g städti­
scher Lebensverhältnisse erwachsen. 
Dazu gehört auch die flexible EinbindWlg 

. bisher diskriminierter BevölkerW!gsgrup-
pen wie Angehörige ethnischer Minder­
heiten oder andere soziale Gruppen (z.B. 
qualifizierte, jüngere Frauen), die als 
EntwicklW1gspotential der kapitalisti­
schen. Marktwirtschaft entdeckt und als 
anerkannte Marktteilnehmerinnen aufge­
wertet werden. Die lokale Politik in den 
metropolitanen Zentren muß sich mehr 
Wld mehr auf die Regulation der verviel­
fachten Wld vertieften sozi0-0konomi­
schen und sozialräumlicher Spal!Wlgen 
konzentrieren. 
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PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

Bruchstellen 
der europäischen Linken 

von Luciana Castel/ina* 

1 . 
Ich würde gerne mit einer Prämisse be­
ginnen: Wenn wir über ein Projekt der 
Europäischen Linken sprechen wollen 
bzw. die Frage behandeln, ob auch in Zu­
kunft eine Europäische Linke möglich ist, 
muß man sich fragen, wer heute die Sub­
jekte dafür sein könnten, also diejenigen, 
die den Prozeß der Veränderung tragen. 
Diese Frage ist von größter Bedeutung, 
wenn wir nicht nur über ein abstraktes 
Modell sprechen wollen, und wenn es 
nicht nur um Engineering-Politik geht. 
Ich will mich ganz bewußt auf ein deut­
sches Element des Marxismus stützen: 
die Notwendigkeit der Organisation einer 
konkreten sozialen Bewegung, stall nur 
ein Idealmodell vorzuschlagen. Letzteres 
ist eher die Tendenz des Grundsatzpro­
gramms der SPD und der anderen heuti­
gen großen linken Parteien in West­
europa: alle sind Freunde; es wird nicht 
mehr gesagt, wo es Gegner und Wider­
stände gibt; es wird selten darüber ge­
sprochen, welche konkreten Wege einzu­
schlagen sind. Ein Subjekt der Verän­
derung wird nicht mehr identifizien. Die­
se Frage war inuner ein Problem für die 
Linke. Sie ist es heute mehr denn je. 
Es· ist sehr leicht zu zeigen, daß die mo­
derne kapitalistische Entwicklung neue 
Formen zeigt. Neben ihren alten und tie­
fen materiellen Widersprüchen (das 
Nord-Süd-Problem, die Armut in den 
Metropolen usw.) gibt es auch ganz neue 
und sehr ·grundlegende - die Umweltfra­
ge, die Entfremdung von der Arbeit, die 
Barbarisierung der menschlichen Bezie­
hungen. Das Potential ist deshalb groß 
und vielfiiltig. Die große Schwierigkeit 
beginnt dann, wenn man die Frage beant­
wonen muß, wer und wie man diese Wi­
dersprüche repräsentieren kann? Was 
sind die potentiellen antagonistischen 
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Kräfte? Es gibt immer mehr, die in der 
Folge der sozialen Marginalisierung, der 
strukturellen Arbeitslosigkeit und in neu­
en sozialen Bewegungen eine neue und 
sehr radikale Kritik an der Ideologie, den 
Wenen und dem Modell des bestehenden 
Systems üben. Das Interessante daran ist, 
daß diese Kritik nicht das Ergebnis von 
ideologischer Schulung ist, sondern eine 
Entdeckung der Irrationalität des Systems 
durch massenhafte individuelle Erfah­
rung. Neben der traditionellen Arbeiter­
klasse, die zahlenmäßig abnimmt, ent­
steht ein breiter alternativer Block. 
Andererseits müssen wir uns aber 
vergegenwärtigen, daß das System sehr 
erfolgreich geworden ist: in der gezielten 
Fragmentierung der Arbeiterklasse selbst 
und ihrer Integration, in der Massen­
manipulation durch Medien, in einem 
Transfer der Macht, inuner unkontrol­
lierbareren Mechanismen, in der zuneh­
menden Unsichtbarkeit der Hände des 
Marktes, die als neutral gelten. Wir sind 
heute in einer Situation, in der die Kon­
flikte marginalisien sind. Dies alles 
macht den Aufbau einer Gegenkultur und 
einer Organisation sehr schwer. Die 
Kräfte haben sich inuner mehr zersplit­
ten. Es e?15teht ein Korperatismus. Die 
Zersplitterung der neuen Bewegungen 
produzien Pendelschläge zwischen klei­
nen, konkreten Zielen und großen ideolo­
gischen Betonungen. Ich sage das nicht, 
weil ich durch Pessimismus paralysieren 
will, sondern weil ich denke, daß man 
sich all dessen bewußt sein muß. Es gibt 
kein einziges und eindeutiges Subjekt 
mehr, so wie es die Arbeiterklasse in der 
Vergangenheit war. Ein neues Subjekt 
·kann in der Zukunft nur enJstehen in Be­
ziehung zu einem Projekt, das aufgebaut 
werden ml!ß, weshalb die politisch-kultu­
relle Vennittlung immer wichtiger wird. 
Denn die Spontanität der neuen Be­
wegungen ist in unmittelbaren Bedürfnis­
sen begründet und diese sind heute zwei­
deutig und widersprüchlich. 
Hier wird Grarnscis Konzept der 
Hegemonie - seiner Idee der Partei als 

kollektivem Intellektuellen, als moder­
nem Prinzen - wieder wichtig. Dies muß 
gerade deshalb betont werden, weil es 
heute eine tiefe Kritik an den Parteien 
gibt. Sie hah!'n ihre Glaubwürdigkeit ver­
loren - aber das darf uns nicht zu der 
Konsequenz führen, daß man keine Par­
tei, keine Projekte und keine Kultur brau­
chen würde. Die berechtigte Kritik an 
superideologischen Parteimodellen hat zu 
sehr zu einem unenräglichen Empirismus 
geführt. 
Wir müssen die Frage behandeln, welche 
Partei wir uns vorstellen. Bisher gab es 
eigentlich nur Versuche. Diese zeigen, 
daß keine schon ihren Weg gefunden hat. 
Es ist deutlich geworden, daß man den 
Beitrag verschiedener Kulturen braucht. 
Wir müssen uns bewußt sein, daß alle lin­
ken Familien in einer Krise sind: Selbst­
verständlich die kommunistische, aber 
auch die sozialdemokratische und auch 
die neu angekommenen Grünen. Sie sind 
unfähig, auf die neuen Entwicklungen, 
die es überall in Europa gibt, eine Ant­
won zu geben, haben sogar nicht einmal 
mehr einen Referenzpunkt, so daß der 
Protest den Weg nach rechts geht. Die 
Wahrheit ist, daß die Linke - alle ihre 
Teile - keine Antwon gegenüber der 
grundlegenden Krise haben: 

das Wachstum löst das Problem der 
Arbeitslosigkeit nicht mehr; 
neue Märkte sind nicht mehr zu ge­
winnen, weil man an der Grenze der 
gegenwänigen Verbrauchsmöglich­
keiten der Welt angekommen ist, denn 
noch mehr würde die Umwelt endgül­
tig zerstören. 

Daneben gibt es die Krise des politischen 
Systems und seiner Institutionen. Obwohl 
gerade das Modell des demokratischen 
parlamentarischen Systems seine Trium­
phe zelebrien, so wird doch gleichzeitig 
inuner klarer, daß es neben den ei­
gentlichen Entscheidungszentren inuner 
marginaler wird. Die Politik generell 
wird marginalisiert. Wenn sich die Leute 
heute nicht mehr für Politik interessieren, 
so gibt es eine große Rechtfertigung - sie 
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fühlen, besser als viele Politiker, eine 
Wahrheit: Durch Politik kontrollien man 
nichts mehr. 

2. 
Dies alles zeigt aber nicht nur die Schwä­
che der Linken, sondern auch die Schwä­
che und schreckliche Irrationalität des ka­
pitalistischen Systems. In der Vergangen­
heit hat dies eine außerordehtliche Expan­
sion bewerkstelligt. Heute ist es dominant 
geworden. Seine neue Irrationalität be­
steht darin, daß bei uns in Europa einige 
fundamentale Bedürfnisse schon seit län­
gerem befriedigend waren, aber daneben 
ganz neue Bedürfnisse stehen, die so 
wichtig wie die traditionellen sind, die 
überhaupt noch nicht befriedigt sind. Die­
se neuen Bedürfnisse sind nicht mehr ma­
terieller An - nach Produkten - es ist eine 
Nachfrage nach anderen Gütern wie die 
ökologische Frage. Es geht um Gesund­
heit, kulturelle Bedürfnisse usw. Aber 
dennoch kümmen man sich viel mehr um 
die Produktion, um neue Kühlschränke 
und Autos als um ein menschliches Ge­
sundheitssystem und eine humane Um­
welt. 
Die öffentlichen Dienstleistungen, von 
der Schulversorgung bis zur Gesundheits­
versorgung, sind nicht nur ein Mittel zur 
Befriedigung von Bedürfnissen, sie reprä­
sentieren auch die mögliche Entwicklung, 
wie die Arbeitslosigkeit gelöst werden 
könnte. Diese öffentlichen Sektoren 
könnten heute dieselbe Rolle spielen, die 
der individuelle Massenkonsum in den 
sechziger Jahren gespielt hat, als es um 
Autos und Elektrotechnik ging. Die öf­
fentlichen Dienstleistungen spielen diese 
Rolle aber nicht, weil die Nachfrage für 
diese Güter nicht vom Markt signalisien 
wird, weil der Gewinn nicht mehr aus ei­
ner Serienproduktion kommt, die ver­
kaufbar und exponierbar ist. 
Um die neuen öffentlichen Nachfragen zu 
befriedigen, bedarf es deshalb einer neu­
en Kultur mit neuen Wenen. Wenn man 
dieses zentrale Ziel aufstellt, stellt man 
aber gleichzeitig die Grundlagen des Sy­
stems in Frage: den Gewinn, die Pro­
duktion als einzigen Maßstab, die Firma 
als einzige Entscheidungsquelle. Weil an 
letzteren festgehalten wird, bleibt die 
Umwelt inuner marginal. 
Ich sage nicht, daß man die kapitalisti­
schen Strukturen gleich überwinden 
kann. Uhd ich spreche auch nicht generell 
gegen jeden Markt, Märkte wird es im­
mer geben. Ich sage aber, daß das Den­
ken über diesen Horizont hinausgehen 
muß. Es darf sich nicht in den Käfig der 

kapitalistischen Wettbewerbsideologie · 
sperren lassen. Menschen würden uns 
viel besser verstehen, wenn wir diesen 
Käfig verlassen würden. Alle wissen, daß 
die Menschheit zum ersten Mal die 
Ressourcen und die Fähigkeit hat, die ße, 
dürfnisse der Welt zu beantwonen. 
Aber alle wissen, daß dieses nicht ge­
macht wird. Zum ersten Mal erlaubt uns 
die Technologie, die Quantität der Arbeit 
zu reduzieren und die Qualität zu ent­
wickeln. Doch die technologische Ent­
wicklung bringt Arbeitslosigkeit. Zum er­
sten Mal gibt es eine Massenausbildung 
und die breiten und schnellen 
Informationsmöglichkeiten können zu ei­
ner menschlicheren Entwicklung, zu 
mehr Freiheit und kritischem Denken und 
damit zu einer neuen Zivilisation führen. 
Doch tatsächlich führen sie zu immer 
größerer Manipulation und zu inuner 
mehr Konformismus. Ich denke, äaß zum 
ersten Mal Modernität und Fonschritt die 
Zivilisation nicht mehr weiterbringen, 
auch nicht mehr graduell, und nicht mehr 
Gleichheit schaffen, sondern zu größerer 
Ungleichheit und zu Barbarismus führen. 
Es ist sehr schwer, in einem System zu 
leben, das seine Rationalität verloren hat. 
Eines, das unfähig ist, die richtigen Prio­
ritäten zu setzen. Eines, das seine Fähig­
keiten auf die Befriedigung überflüssiger 
Bedürfnisse konzentrien unct' die wich­
tigen unbeantwonet läßt. 
Die Linke braucht also, um eine Rolle zu 
fmden, eine Befreiung von diesem Öko­
nornismus. Sie sollte sich nicht mehr mit 
dieser An Fonschritt und quantitativem· 
W achsturn identifizieren. Sie muß die 
nicht direkt ökonomische Dimension des 
individuellen und kollektiven Lebens be­
achten. Ein Beispiel: Seit ein paar Jahren 
hat sich in Italien eine neue Studentenbe­
wegung entwickelt. Diese Studenten ha­
ben keine materiellen, ökonomischen 
Fragen gestellt, sondern die nach der Be-

. deutung des Wissens. Es war eine Kritik 
an der Kommerzialisierung der Kultur. 
Aber die Linke, konzentrien auf den 
Markt, hat auch nicht verstanden, was sie 
wollten. Es war etwas, das der Markt 
nicht signalisieren konnte. Deshalb wurde 
es nicht wahrgenommen, man war blind. 

3. 
. Das Modell des Westens, das sich bisher 

nur in einem ganz kleinen Teil der Welt 
entwickelt hat, kann nicht mehr exportien 
werden. In einer Zeit, in der man Trium­
phe des Modells feien, muß man entdek­
ken, daß es entscheidende innere und 

externe Schwächen hat. Sein ursprüngli­
cher Traum und Ehrgeiz, die. Welt zu 
durchdringen, hat keine Zukunft mehr. 
Ich fürchte, daß es für diese Schwäche 
bereits eine dramatische, globale Antwon 
gefunden hat: die Amputation - eine wirk­
liche Amputation - ganzer KontinenJe. 
Ein sehr selektives Verhalten ist zu 
bt,obachten: Einerseits die Integration 
kleiner Stücke (Regionen bzw. Länder 
wie Polen und Slowenien, oder von sozia­
len Schichten), und zwar solcher Stücke, 
die zu integrieren für einen selbst in­
teressant sind aus ökonomischen oder mi­
litärischen Gründen. Andererseits die 
Marginalisierung des Restes in der Hoff­
nung, den eigenen Privilegien das Über­
leben zu garantieren. So wehrt man sich 
gegen das Risiko, daß andere an dem 
Verbrauch der nicht erneuerbaren Roh­
stoffe oder am Verbrauch des Sauerstoffs 
teilnehmen könnten. Die klassische Norm 
war die Eroberung der Märkte und der 
Rohstoffe. Die zusätzliche Norm ist die 
Amputation. Bereits jetzt ist die Sub­
sahara in Afrika amputien. Niemand 
kümmen sich mehr um diesen Teil. Afri­
ka hat nur 3 % des Bruttosozialproduktes 
der Welt. Man denkt, dies könne;;~ 
vernachlässigen. Wenn alle Aff_.,, • 
sterben würden, so wäre es in den ..... 
vieler vielleicht besser. Man könnte end­
lich für unberührte Bäume sorgen, könnte 

.... eine Wc1h}häii'l! 
Durc~ Politik ~~~~ 
tr:olliert man· nichts 
mehr. 

unsere Luft besser reinhalten, und es ist 
leichter, sich um die Bäume als um die 
Menschen zu kümmern. 
Margret Thatcher - die ich liebe, weil sie 
immer das sagt, was andere nur denken -
hat die neue Strategie illustrien. Die Lö­
sung, sagte sie, sei leicht. Die Schwarzen 
und Gelben sollen endlich ihren unzuläs­
sigen Anspruch aufgeben, auch Kühl­
schr.inke haben zu wollen. Im Zusam­
menhang mit der Diskussion über den 
Treibhauseffekt haben wir ·ähnliche Sa­
chen gehön. Die sogenannte In­
terdependenz, die in allen Thesen aller 
linken Parteien der Welt steht, ist in einer 

· solchen Richtung formulien worden. 
Statt einer neuen Solidarität - die sich be-
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wußt ist, daß das, was in Bolivien und 
Brasilien geschieht, auch Konsequenzen 
für uns in Europa hat - werden neue Mau­
ern gebaut. Es werden mittelalterliche 
Wassergräben vor den Zitadellen der 
Privilegierten gerogen. So soll die An­
steckung verhindert werden. Das führt zu 
einer Diskriminierung im planetarischen 
Maßstab, zu einer Weltapartheid: Es ent­
steht ein Systemrassismus, gegenüber 
dem die Nazi-Skinheads ein Kinderspiel 
sind. 
Angesichts dieser Szenarien sollte man 
nicht über Entwicklungsbegrenzungen 
sprechen, ohne sehr deutlich zu sagen, 
daß man das eigene Modell verändern 
muß. Ich kann die vielen Reden und Heu­
lereien über das Sterben des amazoni­
schen Waldes nicht mehr hören. Na­
türlich stirbt er, und dieses Sterben muß 
verhindert werden. Aber wir müssen ein 
noch größeres Engagement fordern für 
die Nutzung der Sonnenenergie bei uns. 
Sonst denke ich sofort, daß man die Wäl­
der retten will, um die Indianer zu schüt­
zen, weil diese eine seltene Vogelart sei­
en, die unter Naturschutz gestellt werden 
müsse. Die Linke muß also das Kriteri-

um, das unsere politisch-ökonomische 
Kultur dominiert, umkehren. Gegenwär­
tig ist alles ausgerichtet auf die Ökono­
mie, einschließlich der Bedürfnisse, Ide­
en und Beiträge der Schwächeren, die an 
dem Kriterium der Stärkeren ausgerichtet 
werden. Das ist nicht nur die Theorie des 
internationalen Währungsfonds und der 
Weltbank, aber oft auch, obwohl unbe­
wußt, der Arbeiterbewegung des Nor­
dens. Der Süden soll kompatibel zum 
Norden gemacht werden. Dagegen muß 
eine umgekehrte Orientierung gesetzt 
werden. Diese muß sich auf das Kriteri­
um der gegenseitigen Kompatibilität stüt­
zen, anstelle der heutigen unilateralen 
Ausrichtung an den Märkten des Nor0 

dens. Dies gilt für die Umwelt, die Wirt­
schaft und die Kultur. Dies wäre die Sub-

stanz eines neuen Polizentrismus, die 
Substanz einer substantiellen Demokrati­
sierung. Frauen können das besser verste­
hen. Diese wissen heute, daß sie sich 
nicht nur an den Männern orientieren 
dürfen. Die Linken, einschließlich der 
Gewerkschaften, müssen immer daran 
denken, wenn sie etwas vorschlagen, ob 
es um Unternehmen, um Autos oder 
Flugzeuge geht - ob es möglich wäre, 
nicht nur für sich selbst, sondern für 6 
Mrd. Menschen. Natürlich ist das sehr 
schwer. Denken wir daran, wie froh die 
Gewerkschaften sind, wenn die Rohstoffe 
- vor allem das Öl - aus der Dritten Welt 
billiger werden, weil dann die Preise fal­
len, und weil sich dann unsere Produktion 
wieder besser entwickeln kann, und die 
Arbeitslosigkeit sinkt. Wenn wir daran 
denken, werden wir uns bewußt, wie lang 
der Weg zu einer neuen Alternative ist. 
Die Völker werden sich nicht wehrlos 
amputieren lassen. Deshalb erleben wir 
eine wachsende Militarisierung der inter­
nationalen Beziehungen und einen uner­
träglichen Eurozentrismus bzw. west­
lichen Zentrismus. Wir tun so, als ob un­
ser Konzept der neuen internationalen 
Ordnung, unser Modell und unsere Werte 
von Gott definiert wären. Wir tun so, als 
ob wir deshalb das Recht hätten, sie mit 
Waffen durchzusetzen. Die Sunday Ti­
mes erklärte zum Golfkrieg, daß es die 
westliche Aufgabe sei, die entwickelten 
Ökonomien der Welt funktionieren zu 
lassen, ohne dabei unterbrochen oder ge­
stört zu werden von der Drillen Welt. 
Diese Aufgabe erfordere auch Interven­
tionen und vielleicht präventive Aktio­
nen. 
Die Linke muß sich stattdessen bemühen, 
sich in die Situation des anderen zu ver­
setzen. Sie m,ifJ sich fragen, ob alles das, 
was für mich, meine Familie, mein Land 
gefordert wird, auch für 6 Mrd. Men­
schen gelten kann. Wenn wir dies jedes 
Mal bedenken, dann kommen wir zu ei­
nem wirklich neuen Internationalismus. 
Ich meine, die Linke in Europa muß in 
diesem Zusanunenhang auch unbedingt 
ihren Eurozentrismus überwinden und die 
Manie des neuen Interventionismus, der 
so tut, als gäbe es eine Lösung, wenn wir 
irgendwo militärisch eingreifen würden, 
ob in Jugoslawien oder in Somalia. 
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von Hermann Scheer* 

1. 
Die "Linke" in Europa gibt es nicht 
mehr' jedenfalls ist sie anhand der offizi­
ellen Parteiformationen kaum noch in­
haltlich erkennbar. Dies zeigt ein Blick in 
das Spektrum der europäischen Parteien, 
die zur Sozialistischen Internationale (SI) 
gehören: Diesseits rechtskonservativer 
Positionen ist heute alles an Positionen zu 
finden, was z. B. im Spektrum der Partei­
en des Deutschen Bundestages versam­
melt ist. Die PSI ist zur neoliberalen 
Wirtschaftspartei geworden, die eher der 
deutschen FDP als der SPD entspricht. 
Die PSDI in Italien ist nur . noch ein 
rechtsliberaler Mittelstandsverein. Die 
ehemalige Kommunistische Partei Itali­
ens, die sich in Demokratische Partei der 
Linken (PDS) umgetauft hat, hat seit 
1991 ungefähr 1 Million Mitglieder ver­
loren, ist auf ein Wählerspektrum um die 
15 % abgerutscht, mit Tendenz nach un­
ten, und hat ihren Charakter als große lin­
ke Massen- und Volkspartei verloren; sie 
begründete ihre Transformation mit einer 
Orientierung an der SPD, die jedoch 
schon vorher gegeben war, und in ihrer 
Führung wächst die Neigung, sich nun­
mehr am Vorbild der demokratischen 
Partei der USA zu orientieren. Die PSF 
ist auf dt!m Wege der Selbstzerstörung, 
der mit der Programmatik der letzten J ah­
re eingeschlagen wurde, die kaum noch 
eine linke Indentifikation erlaubte: In der 
Sicherheitspolitik nahe den amerikani­
schen Republikanern, in der Wirtschafts­
politik wiederum eher liberal, in der 
Sozialpolitik noch sozialdemokratisch, in 
der Umweltpolitik ignorant - und dies al-
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Auf dem Weg zu einer 

euen Linken 
!es ohne Verbindung zueinander. Die 
PSOE in Spanien hat ein liberales Wirt­
schaftsprogramm, das eher dem tradi­
tionellen Wachstumsmodell der 60er Jah­
re entspricht, da es in Deutschland nur 
noch der Wirtschaftsflügel der CDU ver­
tritt. Die Labour Party hat sich in der Si­
cherheitspolitik nahezu vollkommen an 
die Konservativen angepaßt und setzt sich 
inzwischen in einer Weise für die Fortset­
zungen der atomaren Abschreckungs­
politik ein, mit der der ehemalige unilate­
rale Abrüstungsbefürworter Kinnock Po­
sitionen des Führers des rechten Lahour­
Flügels aus den frühen 80er Jahren, Den­
nis Healey, rechts überholte. In der Wirt­
schaftspolitik ist- von einer neuen Um­
welt- oder Energiepolitik kaum etwas zu 
finden. Die skandinavischen sozialdemo­
kratischen Parteien versuchen, wie auch 
die SPD, eine neue Programmatik der 
Verbindung von klassischer sozialer 
Wohlfahrtspolitik und neuer Umweltpoli­
tik, aber bei gleichzeitiger "Enti~eologi­
sierung" ihrer wirtschaftspolitischen Po­
sitionen, das heißt mit starken Orientie­
rungen auf liberale Wirtschaftspro­

. grammatik. 
Wenn insgesamt von Befürwortern der 
Atomabschreckung, wie in Frankreich, 
bis zur lnfragestellung der Atomab­
schreckung, wie eher in der SPD (mit 
nachlassendem Profil), alles im Spektrum 
der europäischen SI-Parteien vertreten 
ist, kann sich kaum eine europäische lin­
ke Identität entwickeln. Und wenn vom 
sozialen Wohlfahrtsstaatsmodell einer­
seits bis zum reinen wirtschaftsliberalen 
Programm andererseits, von neuen öko­
logischen Orientierungen bis zu ökologi­
scher Ignoranz alles vertreten ist, gibt. es 
auch in diesen Fragen das Vakuum man­
gelnder Identifikationsmöglichkeit. Pro­
grammatisch hat sic)l die Linke in West­
Europa aufgelöst und ist in unte.r­
schiedliche_ Richtungen verstreut, und die 

mehr und mehr durchkommende wirt­
schaftspolitische Tendenz ist die der An­
passung an Positionen des wirtschaft­
lichen Liberalismus, mit unterschiedlich 
_angesetzten Rückzugsgefechten von 
sozialstaatlicher Politik, weil es nahezu 
nirgendwo mehr einen offensiv vertrete­
nen sozialen Umv~rteilungsansatz gibt, 
weshalb die sozialstaatlichen Finanzie­
rungsprobleme die Signale auf Abbau 
stellen. 
In Osteuropa sieht die Angel 
noch trüber aus, weil nahezu alle,' 
so~ialdemokratischer Parteien ke·": ..... 
ne Position finden können zwischen der 
Abgrenzung von allem, was nach -vor­
maligem sogenannten realen Sozialismus 
riecht und einer völlig unreflektierten An­
passung an das, was man unter markt­
wirtschaftlicher Orientierung versteht. 
Die potentiellen oder bereits anerkannten 
Schwesterparteien der SI wie in Osteuro­
pa sind nahezu ausnahmslos Split­
terparteien. 
Betrachten wir das ehemalige kommuni­
stische Parteienspektrum, so sind die zu­
mindest umgetauften ehemaligen 
Staatsparteien in Osteuropa noch die ver­
gleichsweise mitglieder- und wählerstärk­
sten - aber mit großen inneren Spannun­
gen wegen einer unscharfen Programma­
tik und mangelnder Glaubwürdigkeit. 
Wohl sind alle offiziell für parlamentari­
sche Demokratie, aber von einem eigen­
ständigen neuen wirtschaftlichen und so­
zialen Programm kann keine Rede sein -
außer dem Versuch, die Umwandlung 
der Plan- in Marktwirtschaften zu ver­
langsamen und damit sozialverträglicher 
zu gestalten. Teilweise nehmen sie, auch 
mangels eines internationalen . Zusam­
menhangs bzw. bei internationaler Isolie­
rung, nationalistische Züge an. 
In Westeuropa ist die KPF eine altkom­
munistische Partei, die sich in den 80er 
Jahren marginalisierte und von der nie-
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mand vermutet, sie könne aus sich heraus 
eine neue linke Programmatik mit neuen 
Impulsen entwickeln. Lediglich in Spani­
en und in Italien gibt es Neuansätze, die 
programmatisch bei der vereinigten Lin­
ken in Spanien am weitesten fort­
geschritten scheinen, die sich - unter in­
haltlicher Federführung einer aus mehre­
ren Spaltungsbewegungen hervorgegan­
genen demokratisch-reformkommunisti­
schen Partei - ein modernes Programm 
einer ökologischen Ökonomie gegeben 
hat. In Italien ist aus der Erbmasse der 
KPJ die Refondazione Communista ent­
standen, in der unterschiedliche Strömun­
gen vertreten sind: eine altkommunisti­
sche KPJ-Strömung; Traditionsmitglieder 
und Gewerkschafter aus der KPJ, die de­
ren Transformationen nicht mitmachen 
wollten; und eine Strömung aus dem eher 
radikaldemokratisch-linkskommunisti-

nutzt. Statt ein entsprechendes pralcti­
sches Profil zu entwickeln, ist sie geprägt 
von Konsensangeboten an die Regierung, 
wobei ihre eigenen Positionen unkennt­
lich werden. Offensichtlich schwankt sie 
unschlüssig zwischen einer eher traditio­
nellen sozialstaatlichen Haltung, was sie 

· zu einer defensiv operierenden Partei 
macht, und noch nicht konzeptionell zu 
Ende gedachten Ansätzen einer ökolo­
gischen Ökonomie. In der Außen- und Si­
cherheitspolitik erscheint sie wie gelähmt 
und hat den Vorwurf nicht verkraftet, in 
ihrer klassischen Entspannungspolitik die 
Bürgerbewegungen des ehemaligen Ost­
blocks nicht frühzeitig berücksichtigt und 
integriert zu haben. Die Folge ist Anpas­
sung an die offizielle NATO- und WEU­
Linie, Offensichtlich steht sie noch unter 
dem Übergangsschock der europäischen 
Wende 1989/90, als sie gegenüber der 

oberflächlichsten 
und falschesten 

Die entscheidende Schwäche 
der Linken besteht im Mangel 
eines neuen sozialökonomi­
schen Konzepts ... 

Frage - und den 
darauf gegebenen 
entsprechend fal­
schen Antworten 
-<ler amtierenden 
westlichen Re-
gierung und Mas­
senmedien keine 
gegenteilige Mei­
nung formulierte. 

sehen Spektrum der ehemaligen KPJ und 
anderen linken Gruppierungen mit 
Verbindungen zur Ökologie und Frie­
densbewegung. 
Im Spektrum der Grünen wird eher un­
klarer als klarer, ob diese sich als Ele­
me'nt einer europäischen Linken fühlen 
und über einen eher defensiv angelegten 
Naturschutzansatz hinauskommen. Daß 
die französischen Grünen sich eher als 
politisches Neutrum verstehen wollten, 
hat ihnen bisher mehr geschadet als ge­
nutzt. Aus diesen Gründen stagnieren 
auch die Grünen in Italien und in Öster­
reich - und die deutschen Grünen würden 
dieselbe Erfahrung machen, wenn sie 
nicht gegenwärtig, ohne eigenes Zutun, 
von der Profilschwäche der SPD profitie­
ren würden. 

2. 
' Die SPD hat sich zwar 1989 ein neues, an 

den immer zentraler werdenden ökologi­
schen Fragestellungen orientiertes Grund­
satzprogramm gegeben - aber die damit 
verbundene Chance zu einer neuen Iden­
titätsstiftung hat sie praktisch nicht ge-

Die falsche Frage war: "Wer hat gewon­
nen?" Die falschen Antworten waren: 
"Die Politik der Stärke und der Kapitalis­
mus haben gewonnen." Von diesen Ant­
worten her wird klar, warum eine neue 
Militarisierung der Außenpolitik statt­
findet, ausgehend von dem Leitsatz, daß 
der Westen nun militärisch stark und sta­
bil bleiben müsse, um sein Erfolgsmodell 
nicht aufs Spiel zu setzen - und warum 
eine blindwütige internationale Orientie­
rung an frühkapitalistischen Empfehlun- . 
gen heute im Vordergrund steht, schein­
bar alternativlos. 
Das Konsensbedürfnis der SPD ist vor al­
lem Ausdruck eigener programmatischer 
Unsicherheit. Die Referenzpunkte des ei­
genen Handelns sind kaum noch eigene 
neue programmatische Projekte, sondern 
die Vorgaben von Regierung und Me­
dien. Die Folge ist die dauernde Defensi­
ve, das stückweise Abbröckeln eigener 
Positionen - statt diese frühzeitig nach ei­
genen Kriterien zu ändern, um auf neue 
Herausforderungen eigene Antworten zu 
haben. Der widersprüchliche und hoff-· 
nungslose Versuch wird gemacht, "Regie­
rungsfähigkeit" zuzeigendurch Entgegen­
kommen an eine rundum gescheiterte Re-

gierung. Die "Linke" in der SPD wiede­
rum verzichtet ebenfalls auf neue eigene 
Entwürfe und versucht, ihre Identität zu 
definieren, indem sie sich gegen das Ab­
rücken der SPD-Führung von beschlosse­
nen Parteipositionen sperrt. Sie handelt 
damit aber auch mehr vergangenheits- als 
zukunftsorientiert. In der SPD wird durch 
diese Vorgänge Stück für Stück die eige­
ne Position geräumt, bis kaum noch et­
was davon übrig geblieben ist. 
Damit einher geht die zunehmende Ver­
haltenstendenz der SPD-Führung, ihre ei­
gene Politik an der jeweiligen Kommen­
tar- und Stimmungslage der Massen­
medien zu orientieren. Mit dem ständigen 
Wechsel der Modewellen der Massenme­
dien erfolgt auch eine ständige Modifi­
zierung der Positionen von SPD-Führern, 
die somit immer schillernder erscheinen 
und mehr Irritation statt Orientierung ver­
mitteln. Aus dieser Handlungsnot ist so­
gar eine angebliche Tugend entwickelt 
worden, die man im Grundsatzprogramm 
der SPD unter der Überschrift "Unser 
Verständnis vom politischen Handeln" 
nachlesen kann, und die zu einem immer 
größeren Mißverständnis geführt hat. 
Dort steht, daß im Zentrum sozialdemo­
kratischer Politik der "ergebnisoffene Bür­
gerdialog" stehe-worunter allzu viele ver­
stehen, sich in die allzu bequeme Rolle 
des Moderators zurückzuziehen, der Mei­
nungen anderer bündelt statt eine eigene 
klare Meinung zu artikulieren. Die Partei 
solle, wie es Peter Glotz im Vorwärts aus­
drücklich positiv formulierte, künftig wie 
ein Schwamm fungieren, der Anregungen 
aus der Gesellschaft in sich aufsaugt. Ich 
habe seinerzeit darauf polemisch geant­
wortet, daß Schwämme nun einmal keine 
Konturen hätten - und eindringlich davor 
gewarnt, die Konturlosigkeit auch noch 
zum Handlungskonzept zu machen. Das 
Spiegelbild der programmatischen Zu­
rückhaltung der SPD ist die zunehmende 
Fixierung auf einen möglichst medienge­
rechten Spitzenkandidaten, von dem man 
die generelle Kompensation der eigenen 
strategischen Defizite erwartet. Damit 
wird aber entweder jeder Spitzenkandidat 
oder die Partei, meistens beide zugleich, 
überfordert. Das Zentralproblem der SPD 
ist, daß sie zu normal geworden ist - ob­
wohl die Wirkungskraft der SPD stets da­
von abhängt, die Partei der demokrati­
schen, sozialen, wirtschaftlichen und nun 
auch ökologischen Erneuerung sein zu 
können. 
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3. 
Die entscheidende strategische Schwäche 
der Linken in Europa besteht im Mangel 
eines neuen sozialökonomischen Kon­
zepts, so daß dem Neoliberalismus - der 
eigentlichen Bewegung der 80er Jahre -
keine eigenen Altervative entgegengesetzt 
werden konnte. Diese 80er Bewegung 
versuchte, die klassischen Besitzprivilegi­
en mit der Idee der Freiheit zu legitimie­
ren. Der tiefe sozialpsychologische 
Grund für die Ausbreitung dieser Ideen, 
die heute eine hegemoniale geistige Stel­
lung haben, ist die um sich greifende 
Angst in der westlichen Welt vor der Ge­
fährdung ihrer wirtschaftlichen Vor­
sprünge und Privilegien angesichts der 
sozialen Katastrophen in den Entwick­
lungsländern und anstehender ökologi­
scher Katastrophen, was zu einer immer 
aggressiver werdenden Verteidigung ei­
gener Besitzstände animiert - mit Hilfe ei­
ner Ideologie, die sich selbst die höhere 
Moral und überlegene Ökonomie atte­
stiert. Je weniger Lösungsmöglichkeiten 
der Weltkrise des Nord-Süd-Konflikts 
und der Ökosphäre zu sehen sind, je deut­
licher der Verzicht auf die Luxusausstat­
tungen der westlichen Industriegesell­
schaften droht, desto größer wird offen­
bar die Neigung, wenigsten die eigene 
Haut zu retten und den eigenen Nabel 
zum Zentrum der Welt zu machen. Die 
neoliberale Ideologie und der von ihr ge­
förderte Kult des Individuums sind Symp­
tome dafür, daß die Rettung der Weltge­
sellschaft bereits aufgegeben wurde und 
zur Interessensicherung die Interventions­
kräfte in Stellung gebracht werden - mili­
tärisch durch schnelle Eingreiftruppen, 
wirtschaftlich durch die Propagierung des 
freien Weltmarkts. 
Das eigentlich Interessante ist, daß das 
neoliberale Weltbild unverändert domi­
niert und sogar zum Orientierungsmittel 
linker Parteien geworden ist, trotz der 
ruinösen Konsequenzen überall dort, wo 
es pralctiziert wurde, vor allem in Groß­
britannien und den USA, aber auch in ei­
ner zunehmenden Anzahl von Dritt-Welt­
Ländern, die den Auflagen des inter­
nationalen Währungsfonds gefolgt sind. 
Der Grund liegt möglicherweise darin, 
daß der Neoliberalismus für Regierungen 
eine Reduktion der immer größer wer­
denden Komplexität verspricht, eine 
Komplexität, mit der sie mit herkömm­
lichen Mitteln nicht mehr fertig werden, 
was sich dann in umfassendem Staatsver­
sagen niederschlägt. Die neoliberale Ent­
staatlichnng schafft den Regierungen die 

Möglichkeit, Verantwortung abzuschüt­
teln - also nicht mehr zuständig sein zu 
müssen, weilll im Namen der Freiheit 
und der angeblichen Effizienzsteigerung 
soziale Kahlschläge durchgeführt wer­
den. Dies konnte sich nur in einer Situati­
on durchsetzen, der keine neue sozialöko­
nomische Perspektive der Linken gegen­
überstand, wie die ökonomischen, sozia­
len und ökologischen Ziele anders er­
reicht werden können als durch her­
kömmliche Wachstumssteigerung, eine 
Erhöhung der Staatsquote und damit der 
Steuern und einer ständigen Ausdehnung 
des öffentlichen Verwaltungsapparats und 
damit der Bürokratien. Soweit linke Par­
teien versucht haben, die neuen ökolo­
gischen Fragen zu integrieren, haben sie 
dies eher additiv ·verstanden, statt eine 
wirkliche ökologische Ökonomie zu 
entwickeln. Sie haben teilweise grüne 
Fordeiungen · 

und hier nicht ihre strategischen Ansätze 
entwickelt, ist sie selbst ein Element der 
selbstzerstörerischen Dynamik der Mega­
maschinen der Weltökonomie. 

4. 
Eine neue Linke in Europa wird es erst 
wieder geben, wenn sich ein neues Para­
digma einer linken Programmatik entwik­
kelt hat - und nicht, wenn die Mitglieder 
der SI weiterhin ihre verschiedenen Posi­
tionen wechselseitig kompromittieren. 
Parteigrenzen sind fließend geworden. 
Das neue Paradigma wird sich wohl 
kaum durch Beschränkung auf den for­
malen Rahmen der SI-Mitgliedsparteien 
entwickeln. Dieses neue Programm muß 
sozialökologisch sein. Gelingt das nicht, 
werden die linken Parteien zu immer klei-

übernommen, 
ohne dabei aus­
reichend zu re­
flektieren, daß 
diese häufig Aus­
druck eines le­
diglich defensi­
ven Naturschutz-

Das zentrale . . . Projekt der 
Linken ... ist ... die Arbeit für 
ein solares Energiesystem 

gedankens · ge-. 
genüber weiteren Zerstörungeq sind, aber 
noch nicht die Qualität einer wirklichen 
zusammenhängenden "Naturökonomie 
errei~ht haben. 
Das zentrale sozialökonomische und 
sozialökologische Projekt der Linken, das 
erst eine neue Qualität für die Lösung der 
fundamentalen Krisen bringen kann, ist.in 
meinen Augen die Arbeit für ein solares 
Energiesystem, das das ·alte Energiesy­
stem ablöst. Dies ergibt sich aus der 
grundlegenden Bedeutung der. En­
ergiefrage für alle gesellschaftlichen Tä­
tigkeiten und aus dem elementaren Zu­
sammenhang zwischen Energiesystem 
und gesellschaftlicher Entwicklung, der 
sich auch historisch deutlich zeigen läßt. 
Die Sonnenenergie als einzige Energie­
quelle, die nicht privatisierbar ist, ist das 
Projekt, das zu einem neuen strategischen 
Entwurf führen kann und zu einer tat­
sächlichen Verallgemeinerungsfähigkeit 
linker Positionen, die in den Industrie­
staaten des Nordens wie auch in den 
Entwicklungsländern bewgen werden 
können. Ich habe diese Zusammenhänge 
in meinem Buch "Sonnenstrategie" näher 
beschrieben. Solange die Linke die In­
kompatibilität von Marktwirtschaft und 
einer · Vermarktwirtschaftlichung er­
schöpflicher Ressourcen nicht erkennt 

ner werdenden · Traditions- und Vell:ta' 
nenvereinen. Wenn dieses Programm 
entwickelt ist, werden einige heutige Par­
teien der SI nicht dem neuen Paradigma 
zuzurechnen sein. Es werden andere lin­
ke Parteien und Kräfte aus dem grünen 
Parteispektrum dazugehören sowie eine 
ganze Reihe von neuen sozialen Bewe­
gungen, die gegenwärtig nicht in Parteien 
organisiert sind. Vor uns steht eine Zeit, 
in der auch in westeuropäischen Ländern 
einige noch offiziell sozialdemokratische 
oder sozialistisch genannte Parteien ver­
gehen und neue Linksparteien entstehen 
werden. Dieser Prozeß hat schon begon­
nen. 
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von Malte Martin* 
28. April 1993: Po-
litischer "Erd-
rutsch" in 
Frankreich. Das 
Parlomenl wird zur 
"Dunkelkammer" 
(,chambre noir') mit 80% rechten 
Abgeordneten. 12 Jahre "Sozialismus a 1a 
francaise" enden mit über 3 Millionen Ar­
beitslosen, über 220 000 Obdachlosen, 
Korruptionsskandalen und dem Nieder­
gang der politischen Vertretung der Lin­
ken. Die Gewerkschaftsbewegung ist so 
schwach wie noch nie. Die einzige große 
Einheitsgewerkschaft, die FEN (Verband 
oller Lehrergewerkschaften) hat sich ge­
spalten. Eine Woche nach dem Wahltag, 
nach einer turbulemtn Parteivorstandssit­
zung zerbirst die PS in der Form, in der 
sie in Epinay auf dem historischen Partei­
tag 1971 neu konstituiert wurde. Die fran­
zösische KP kann ihre Abwärtsbewegung 
in den Wahlen kaum stoppen. Das ökolo­
gische Bündnis von Waechter und La/on­
de kommt, statt der angekündigten 19% 
bis 20%, auf nur 7,8 Prozentpunkte, ohne 
einen Abgeordneten. Die dramatischen 
Ereignisse, scheinen nicht abzureißen, bis 
hin zum Selbstmord vom Pierre Berego­
voy , dem letzien soziolistischen Premier­
minister ... 
"Democratie! ', Debattenorgan im Neu­
gründungsprozeß der französischen Ar­
beiterbewegung, hat uns Meinungen und 
Analysen zur Situation der französischen 
Linken zusammengestellt und einige 
Überlegungen für einen Neuanfang: 
Diskussionsstoff zur notwendigen Re-De­
finition der Linken in Europa. 
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Malte Martin, Redakteur der Zeitschrift 
•dlimocratiel•, Paris 

Was ist los 
in Frankreich! 

Ohne· die Bedeutung des Wahlsiegs der 
konservativen Parteien herunterzuspielen 
ist es doch nützlich eingangs klarzustel­
len, daß 80% rechte Abgeordnete nicht 
einem erdrutschartigen Rechtsruck der 
Wählerschaft zu verdanken sind. Sie 
entsprechen einem Stimmenanteil von 
40 % , wobei die klassische Rechte von 
RPR und UPF sogar an absoluten Stim­
men verloren hat gegenüber der letzten 
Wahl von 1988. (10.(i()().000 Stimmen 
1993 gegenüber 11.200.000 im Jahr 1988 
bei einer Wählerschaft, die seit der letz­
ten Wahl um eine Million Wähler ange­
wachsen ist . ) 
Dabei darf man natürlich nicht vergessen, 
daß auf der rechten Seite Le Pen mit 11 % 
nicht mehr als konjunkturelles Protest­
phänomen abzutun ist. (Aber selbst mit 
seinen Stimmenanteil bleibt die gesamte 
Rechte fast auf demselben Niveau wie 
1988) 
Auf der linken Seite hingegen war es für 
Millionen von Wählern unmöglich ge­
worden, ihre Stimme weiterhin einer so­
zialistischen Partei zu geben, die ihre so­
ziale Identität durch ihren monetaristi­
schen Glauben in einen starken Franc 
("Franc fon") ersetzt hatte, so wie es 
Jean-Pierre Chevenemenl in einer Erklä-

französische 
Linke 

rung am Wahlabend zusammenfaßte . 
"Ich habe mit vielen anderen das Gefühl, 
daß eine immense Hoffnung verspielt 
worden ist. Aber das Debakel der parla­
mentarischen Linken ist nicht das der 
wirklichen Linken. Die Franzosen haben 
die Sozialisten nicht deshalb veruneilt, 

weil sie eine sozialistische Politik 
gemacht haben, sondern weil sie 

darauf verzichtet haben. Die 
Linke ist gescheiten, weil sie 

das Wohlbefinden der Bör­
se der Sorge um die Ar-

beitsplätze vorgezogen 
hat; weil am Ende die 
• Macht um der 
Macht Willen" ihr 
e1DZ1ger Horizont 
war.( ... )" 
Die französische 
KP konnte zwar 
einige linke Pro­

testwählerstimmen auffangen, was aber 
insgesamt ihre Abwänsbewegung nicht 
stoppen konnte. Mit 9,1 % errang sie ihr 
schlechtestes Wahlergebnis seit 1932. 
Das ökologische Bündnis konnte in der 
Wahlkampfsituation, in der die Niederla­
ge der PS schon angekündigt war, zum 
ersten Mal in Frankreich enorme Auf­
merksamkeit auf sich ziehen. Das ent­
sprach realen Hoffnungen von ehe­
maligen linken Wählern auf eine neue Al­
ternative zur abgewirtschafteten PS und 
selbstisolierten PCF, die durch einen ent­
sprechenden Medien- und Umfragerum­
mel in astronomische Höhen geputscht 
wurde. Mit 19% bis 21 % wurde das 
Öko-Bündnis vor der Wahl zur größten 
Formation des pro~iven Lagers ge­
kün. Wobei die Oko-Verantwortlichen 
selber jegliche Positionierung von Links 
oder Rechts ablehnten, was sicherlich ei­
ner der Hauptgründe war für das Wahl­
verhalten gerade ehemaliger PS oder 
PCF-Wähler, die sich letztendlich ent­
hielten oder zu einem in diesem Ausmaße 
neuen Phänomen der über 2,5 Millionen 
Wähler, die bewußt "weiß" oder ungültig 
gestimmt haben, beitrugen. 
Letztendlich entsprechen die 7 ,8 Prozent­
punkte (die Grünen 4, 1 %, Generation 
Ecologie 3,6%, dazu etliche Kleinstlisten 
mit oft pseudo-ökologischem Anspruch) 
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eher der Realität der politischen Land­
schaft in Frankreich, wie es Jean-Luc 
Bennhamias, Europa-Abgeordneter und 
Kandidat der Grünen in den Parlaments­
wahlen feststellte: 
• Ich würde sagen, daß ein 20 % Ergebnis 
ein· bißchen "unmoralisch" gewesen 
wäre, denn das entspricht nicht unserer 
Repräsentativität...Aber das Auseinan­
derklaffen zwischen den Erwanungen 
und der Realität war so groß, daß die 
Konstituierung einer Alternative, einer 
neuen Achse fehlgeschlagen ist. Das muß 
Konsequenzen nach sich ziehen in Bezug 
auf eine Änderung des Auftretens und der 
Strategie des Öko-Bündnisses". 
Aber weder die Grünen noch die Forma­
tionen der sogenannten "kritischen Lin­
ken", die sich in • Refondalion" locker 
zusammengeschlossen hatte, konnten die 
enorme Enttäuschung der traditionellen 
linken Wähjerschichten in einer 
Stimmenabgabe für eine neue Formation 
in größeren Ausmaß kristallisieren. 
Im vorteilhafteren Kontext der Regional­
wahlen von 1992 konnten diese unabhän­
gigen linken Listen oft Ergebnisse zwi­
schen 5 und 12 % erringen. Für die Parla­
mentswahlen konnte man zu einer An So­
lidarabsprache kommen, die unterzeich­
net wurde von den Vertretern des "Mou­
vemenl des Citoyens", die im November 
92 von Jean-Pierre Chevenemenl und 
Max Ga/lo ins Leben gerufen worden ist; 
der "Gauche Socialiste", die weiterhin 
als Strömung der PS-Linken existiert; der 
"Altemative, Democratie, Socialisme", 
die vor allem von ehemaligen Reform­
kommunisten initiiert wurde; von den 
"Refondaleurs communistes", die um 
Charles Fiterman zur PCF-Opposition 
7.ählen; "Alternative Rouge et Verte", die 
ein rot-grünes Bündnis anstrebt; der • Li­
gue Communiste Rivo/utionnaire", einer 
der trotzkistischen Bewegungen um A/ain 
Krivine, und einer Anzahl von politischen 
Persönlichkeiten ohne Organisations­
angehörigkeit. 
Allerdings blieb es bei einem gemeinsa­
men Text, der einige politische Gemein­
samkeiten herausarbeitete, aber noch 
nicht zum Wahlmanifest einer gemeinsa­
men Liste wurde, die in allen Wahlkrei­
sen und in den Medien eine greifbare Al­
ternative zu SP und KP hätte darstellen 
können. 
Im Durchschnitt errangen die 230 Kandi­
daten zwischen 1,5 und 2,5%. Die Aus­
nahmen bildeten einige Kandidaten mit 
ehemaliger PCF-Verankerung, die auf 
Ergebnisse um 4,5 % kamen und die Kan­
didaten des • Mouvement des Citoyens", 

die sich gleichzeitig als offizielle PS-Kan­
didaten auf ihr ausgehendes Abgeordne­
tenmandat stützen konnten, wie Jean­
Pierre Chevenemenl, Georges Sa"e und 
Jean-Pierre Michel, die wieder ins Par­
lament gewählt wurden. 
Diese Ergebnisse zeigen auch, daß man 
in der Wahlanalyse weder die Elemente 
des Zusammenbruchs alter W ahlstrukru' 
ren, noch die Elemente relativer Stabilität 
der Parteien-Landschaft und der politi­
schen Wahlinstitutionen unterschätzen 
sollte. Die Wähler haben die PS von Epi­
nay, vor allem aber die PS als Regie­
rungspartei zu Grabe getragen. Massive 
Wahlenthaltungen vor allem der traditio­
nellen sozialen Basis von PS und PCF, 
Stimmabgabe für Grüne nnd unabhängige 
linke Kandidaten und als neues Phänomen 

nischen Entschuldigung" stehenbleiben. 
Es war eine traditionelle Forderung der 
PS und der PCF, der gesamten politi­
schen Linken, das undemokratische 
Wahlsystem und das monarchistische 
Präsidentschaftssystem als solches tief­
greifend zu ändern. "Le coup d'etat 
permanent", als "permanenten Staats­
streich• hatte Mitterrand die gaullistische 
fünfte Republik charakterisiert. Heute ist 
es Mitterrand selber, der in der populären 
"B<lbete show" nicht nur als Monarch, 
sondern als • Dieu", als der Herrgott 
betitelt wird. So wurde das Absingen der 
Internationale auf den Kongressen der so­
zialistischen Partei zum ungewollten 
Satiregag: " Ni Dieu, ni Casar, ni tri­
bun ... " ("Weder Gott ... ") und mit der 
Beibehaltung des Mehrheitswahlsystems 

"Die Franzosen haben die Sozialisten nicht 
deshalb verurteilt, weil sie eine sozialisti­
sche Politik gemacht haben, sondern weil 
sie darauf verzichtet haben. Die Linke i, 

gescheitert, weil sie das Wohlbefinden 
Börse der Sorge um die Arbeitsplätze vc 
gezogen hat." 
.Jean-Pi.eire Chevf!uemeut, ehem. l'e11eitligu11gsminister, ex PS' 

eine An aktiver Wahlboykott ("vote 
blanc "), drücken für Millionen von Wäh­
lern die Unmöglichkeit aus, sich noch in 
ihren traditionellen Formationen wieder­
zuerkennen. Für einen Teil von ihnen ist 
es die Suche nach einer neuen Kraft als 
Hoffnungsträger, die sie aber nicht aus­
reichend formulieren können: "eine An­
gebotskrise auf dem Markt der Politik" 
wie es die Liberalen ausdrücken würden. 
Gleichzeitig muß man nüchtern feststel­
len, daß PS und PCF trotz ihrer tiefen 
Krise die einzigen Formationen bleiben, 
über die die Kandidaten im progressiven 
Lager eine Mehrheit von Wählern ge­
winnen konnten. 
Das Mehrheitswahlsystem, in dem 
ausschließlich Direktkandidaten und 
keine Listenplätze 7.ählen, tat dann sein 
übriges dazu, um das demokratische 
Absurdum zu produzieren, daß 40% der 
Stimmen mit 80% der Abgeordneten 
repräsentien werden. Aber selbst hier 
kann man nicht einfach bei einer "tech-

schaufelte die PS ihr eigenes Grab noch 
tiefer. 

Wie konnte es 
dazu kommen? 
Einige Eckpunkte sind entscheidend für 
den Fall des französischen PS. 
Die Entscheidung von 1983, im europäi­
schen Währungssystem zu bleiben, geht 
einher mit einer generellen Wende zu ei­
ner An "Realpolitik" a 1a francaise. Von 
den ersten Sparplänen über den per Re­
gierungsdekret erlassenen Lohnstop bis 
hin zur monetaristischen Politik des 
"franc fon" und~ systematischen Ab­
baus der Steuer- und Sozialabgaben für 
die Unternehmer. 
Die Sozialisten haben die Wahlen von 
1981 gewonnen mit dem Slogan "das 
Leben verändern" (changer la vie). Die 
eher bürgerlichen Presseorgane wie der 
Figaro frotzelten, daß wohl eher der 
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· umgekehrte Fall eingetreten ist. Wahrlich 
liegen Welten zwischen der Situation von 
1981 mit einet von massiver Kapital­
flucht bedrohten ersten Linksregierung 
und dem Ende der 80er Jahre mit 
Rekordgewinnen am Spekulationsmarkt 
der Börse, die von Beregovoy "rehabi­
litiert" wurde. Die staatliche Lohnstop­
politik ließ wenig Spielraum für soziale 
Bewegungen mit ohnehin zahlenmäßig 
schwach verankerten Richtungsge­
werkschaften. Der Stolz der Regierungs­
sozialisten, den sozialen Frieden zu be­
wahren, beraubte sie in Wirklichkeit des 
Drucks einer sozialen Gegenmacht. Die 
liberale Wirtschaftspolitik wurde nicht 
nur als das kleinere Übel, sondern als 
"die einzig mögliche Politik" verkündet. 
Auf außenpolitischer Ebene führte diese 
Logik dann zum Trauma des Golfkriegs, 

bracht, daß man als Sozialist, selbst mit 
Regierungsverantwortung, laut und deut­
lich "Nein" sagen konnte angesichts der 
heiligen Sachzwänge, die angeblich keine 
anderen außen- oder innenpolitischen 
Entscheidungen zuließen. Diesmal war 
fast die gesamte politische Linke, außer 
der Mehrheit der Regierungssozialisten, 
in offener Opposition zur Regierung. Di­
rekt in der Folge dieser Ereignisse fanden 
sich Olevenement, Charles Fitemum, 
ehemaliger PCP-Minister und Führer der 
Opposition im ZK der PCF, Claude 
Chesson und viele andere in einer ge­
meinsamen Diskussionsstruktur zusam­
men: "Refondalions". 
Die Notwendigkeit, die Linke zu re-defi­
nieren nach dem Zusammenbruch der bü­
rokratischen Regime im Osten und den 
enttäuschenden Erfahrungen des "Regie-· 

"Die traditionellen Parteien stellen immer 
noch wichtige kulturelle und politische An­
haltspunkte dar, ohne die man heute nicht 
operieren kann. Sie haben zugleich ihre 
Unfähigkeit gezeigt, den Fragen gerecht 
zu werden, die ihnen heute gestellt wer­
den." 
Panick Hraou:.ck, /Jii1gcm1c1\ter ro11 "Saim-lJc11i1·. A'P 

der zugleich ein Wendepunkt für die poli­
tische Linke in Frankreich war. 
Ausgerechnet in einem Land, in dem 
selbst das Credo der bürgerlichen Partei­
en auf einem, wenn auch demagogischen 
Image einer unabhängigen Nation beruht, 
verdingte sich eihe sozialistische Regie­
rung als Söldner eines amerikanischen 
Kreuzzuges in die arabische Welt. 
Das Maß war voll für viele Anhänger der 
PS, die bis dahin noch zähneknirschend 
die Regierungspolitik als kleineres Übel 
ertragen haben. Bis dahin waren "Dissi­
dentenbewegungen" in der PS, aber auch 
in der PCF, Randerscheinungen geblie- · 
ben, die zumeist lokal begrenzt waren. 
Diesmal ging der Bruch durch die Anhän­
ger, die 'Mitglieder, die Mandatsträger bis 
hin zum Rücktritt von Jean-Pie"e Cheve­
nement, der als sozialistischer Verteidi­
gungsminister eine zentrale Figur in die­
sem Konflikt war. Der Beweis war er-

rungs-Sozialismus" in Westeuropa wurde 
zu einem organisationsübergreifenden 
Debattenthema für tausende Anhänger 
und Mitglieder in den verschiedensten 
Strömungen. Selbst die Hoffnung, daß 
die Zersplitterung der Arbeiterbewegung 
in PCF und PS, in verschiedene trotz­
kistische Strömungen und in eine Unzahl 
von Richtungsgewerkschaften nicht für 
ewig festgeschrieben ist, wurde wieder 
zu einer greifbaren Perspektive in vielen 
Orten, in denen sich die verschiedenen 
Strömungen in "Refondalions" -Komitees 
zusammenfanden. 
Die gemeinsame Dynamik dessen, was 
man jetzt "kritische Linke" nannte, konn­
te sich wiederum in einer öffentlichen In­
itiative für ein "linkes Nein im Maas­
tricht-Referendum" ausdrücken. Ernent 
setzte sich J. P. Chevenement mit seinen 
Freunden klar von der PS-Führung ab, 
die gemeinsame Veranstaltungen mit Gis-

., 

card d'Estaing für den Maastrichter Ver­
trag organisierte. 
Am 30. August 92 rief er in Beifort zur 
Gründung des "Mouvement des Q­
toyens" (Bürger-Bewegung) auf, in der 
die kritischen Mitglieder der PS, aber 
auch die, die schon die Partei verlassen 
hatten oder aus anderen Organisationszu­
sammenhängen kamen, einen gemeinsa­
men Rahmen fmden sollen. 
Es war bestimmt nicht einfach, ein linkes 
Nein zu Maastricht in den Medien zu for­
mulieren, in denen Pasqua oder Seguin 
mit der Verteidigung der Nein-Position 
dominierten. Aber das Ergebnis hätte 
auch dein letzten Regierungssozi die Au­
gen öffnen müssen über den Abgrund, 
der ihn nunmehr von seiner sozialen Basis 
trennte. 80% des gesamten politischen · 
und gesellschaftlichen Establishments, 
99% der Medien· hatten versucht, ein 
haushohes Ja-Ergebnis regelrecht zu ver­
ordnen . .. und bekamen mit Ach und 
Krach 51 % zustande. Und die Ursache 
war nicht Unkenntnis oder nur dumpfe 
Furcht: die Wähler hatten zu hunderttan­
senden den Vertrag studiert und debat­
tiert. "Le retour des citoyens", die Rück­
kehr oder das Wiedererwachen des Bür­
gerwillens nannte es die erstaunte Presse. 
Die sogenannte Partei· oder Staats­
verdrossenheit machte sich also nicht 
rnehr nur durch passive Wahlenthaltung 
Luft, sondern versuchte sich bewußt ge­
gen die verordneten Meinungsführer aus­
zudrücken. Eine Lehre, die sich gerade 
die Linke in Europa zu Gemüte führen 
sollte, auch über die eventuell verschiede­
nen Positionen zum Maastrichter Vertrag 
hinaus. 
Zudem erbrachten alle Wahlanalysen, 
daß entgegen der Interpretation des Neins 
als rein nationalistischer Abwehrhaltung, 
es mehrheitlich die linken Hochburgen 
waren, die mit Nein gestimmt hatten, ge-

. naujene, die Mitterrands Wahl von 1981 
und 88 gesichert hatten. 
Doch der Monarch im Elysee-Palast hatte 
von alledem scheinbar nichts bemerkt 
und benannte Pie"e Beregovoy zum Pre­
mierminister, der bis zum bitteren und 
vorhersehbaren Ende den "Franc fort" 
verteidigen sollte. 
Es hat keinen Sinn und wäre unwürdig, 
über die letztendlichen Beweggründe sei­
nes Selbstmordes zu spekulieren. Aber si­
cher verkörperte er wie kein anderer den 
tragischen Fall der französischen Soziali­
sten. Er, der nicht wie die meisten ande­
ren Vertreter der Regierungsnomenklatu­
ra der PS seit spätesten 1986 aus den Eli­
teschulen als Quereinsteiger rekrutiert 
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worden war. Er, der Schlosser und Ge­
werkschafter, der den sozialen Aufstieg 
zum Premierminister geschafft hatte. 
Aber er war es auch, dessen ganzes Stre­
ben dahin ging, der oberste Wächter des 
"Franc fort" zu sein, mit der Härte eines 
Bundesbankpräsidenten, und der stolz 
war, bewiesen zu haben, daß die So­
zialisten mit Geld umgehen können ... Die 
Presse beschrieb "Bere" am Ende als ein­
samen Mann. "Seine" Wähler hatten ihn 
am 28. März verlassen, auch wenn er 
persönlich sein Abgeordnetenmandat be­
hielt. Und auch wenn seine Nachbarn in 
seiner neuen Wohnung im schicken Pari­
ser Residenzviertel seiner Geldpolitik si­
cher nicht abgeneigt waren, so hatten sie 
ihn doch nie zu den ihren gezählt. Seine 
Parteifreunde schließlich zerfleischten 
sich eine Woche später in Fraktions­
kämpfen um die Parteiführung, aus denen 
schließlich Rocard als vorläufiger Sieger 
hervorging. Die PS von Epinay war zu 
Grabe getragen worden .. . es war die 
Partei von Beregovoy. 

Klärungsprozeß 
J. P. Chevenement und seine Freunde 
weigerten sich, an den internen Frak­
tionskämpfen teilzunehmen und vollzo- . 
gen konsequenterweise ihren Bruch mit 
der PS. Am 1. Mai kündigten sie in der 
vollen Stadthalle in Paris an, im Dezem­
ber die "Mouvement des Citoyens" als 
neue politische Formation zu konstituie­
ren. Die drei Abgeordneten des "Mouve­
ment des Citoyens" sitzen heute als unab­
hängige Abgeordnete in der Nationalver­
sammlung, die jedoch vorläufig durch ei­
nen assoziierten Status mit der PS-Parla­
mentsfraktion verbunden bleiben. Die op­
positionellen KP-Abgeordneten haben ei­
nen Status aushandeln können, der ihnen 
Rede- und Stimmrecht unabhängig vom 
Fraktionszwang einräumt. 
Nichtsdestotrotz wird momentan das Po­
litikfeld auf der linken Seite vor allem 
von einem immensen Vakuum be­
herrscht. Balladur hat die Situation tref­
fend erkannt und vermeidet trotz seiner 
erdrückenden Parlamentsmehrheit jede 
arroganzstrotzende Initiative. Nicht um 
die Linke zu schonen, sondern um seine 
übergroße Rechte unter Kontrolle zu hal­
ten. Daher die Politik der "eisernen Hand 
im Samthandschuh". Balladur weiß, daß 
sein Heer an rechten Abgeordneten nicht 
dem realen Kräfteverhältnis im Land ent­
spricht. Eine rechte Revanchepolitik wür­
de der Linken zu schnell wieder auf die 
Beine helfen bis zu den Präsidentschafts-

wahlen von 1995. Eine zu "softe" Orien­
tierung würde von einer Großzahl rechter 
Abgeordneter nicht akzeptiert werden, 
wie die erste Debatte um den "Code de la 
nationalite", des bisher freizügigen 
französischen Einbürgerungsrechts, ge­
zeigt hat. Außen vor steht Le Pen, der 
nur darauf wartet, den "Verrat der libera­
len Rechten" zu brandmarken, um dann 
vorführen zu können, was wirklich rechte 
Politik heißt. 
So kleidet Balladur seine drastischen 
Sparpläne der Sozialkassen und die Ver­
schärfung der Ausländergesetze in den 
Mantel der Kontinuität 

Neufassung des Einbürgerungsrechts 
auf der Basis einer Gesetzeskommissi­
on von 1988, die auch von vielen So­
zialisten als Konsensmodell anerkannt 
wurde. 
Verschärfung der Ausländergesetze 
im Namen des Kampfes gegen die 
"Illegalen" (ausländischen Arbeitneh­
mer). Ein "Kampf", der schon 1992 
von der sozialistischen Regierung mit 
einem Gesetz gegen die illegalen Ar­
beiter bedacht wurde. Natürlich ist 
jetzt das Betätigungsfeld ausgeweitet 
worden auf einen Feldzug gegen Aus­
länder ohne Aufenthaltsgenehmigung, 
Drogenhändler und die sogenannten 
Scheinehen ("mariage blanc"), weil 
sie zur Legalisierung der ausländi­
schen Ehepartner führen. 
Um schließlich die Bürger im Sozial­
bereich zur Kasse zu bitten, ließ sich 
Balladur nichts neues einfallen. Er 
verdoppelte nur die CSG, eine neue 
Sozialsteuer, die von Rocard höchst­
persönlich 1991 eingeführt wurde. 

Die Neubestimmung 
der französischen 
Linken 
Das positive Ergebnis der historischen 
Niederlage der französischen Linken und 
insbesondere der sozialistischen Partei ist 
vielleicht die Einsicht, daß die Neube­
stimmung, die "Refondation" der politi­
schen Linken, nicht mehr nur die Angele­
genheit der Dissidenten der traditionellen 
Parteien ist: 
"Bisher gab es eine Linke (in Frank­
reich), aus der langsam eine Opposition 
hervorging auf der Suche nach einer neu­
en Perspektive. Das schrille Ende der 
Partei, die in Epinay gegründet wurde 
(PS), komplementiert nunmehr das Bild 
einer isolierten PCF. Eine Situation, die 

Neuerscheinung 

Todesproduktion 

verlagert 

Der Fall Rex-Asbest: 

• im Hinterhof der reichen 
Industrienationen geht die 
Produktion des krebserre­
genden Asbest weiter; 
• ein deutsches Unterneh­
men nützt die Zwangslage 
des Schwellenlandes Südko­
rea aus, um mit Verfahren, 
die Menschen und Umwelt 
schaden, weiterhin Profit zu 
machen; 
• dokumentiert wird ein 
politischer Skandal und die 
Situation der Industriearbei­
terinnen und -arbeiter in der 
3. Welt. 

Erhältlich unter der ISBN 
3-88534-124-7 im Buchhandel oder di­
rekt über den Verlag 2000, Postfach 
102062, Bleichstr. 5-7, 6050 Offen­
bach l, zum Preis von 15,- DM pro 
Heft, zzgl. Versandkosten. 
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damit die Frage eines Neuanfangsgrund­
sätzlicher aufwirft. Und sie stellt diese 
Frage numnehr ausnahmslos an alle Ak­
teure eines fortschrittlichen Projekts. Ein 
"Dissidenten" -Projekt zu kultivieren 
wäre in dieser Lage kleinkariert. In 
Konkurrenz eine "dritte Kraft" aufzu­
bauen, würde dazu beitragen, die Per­
spektive für ein progressives Projekt zu 
verengen. Das einzige Projekt, das den 
Erwartungen entspricht, ist der gemeinsa­
me Aufbau einer mehrheitsfähigen 
Perspektive, als Projekt der gesamten 
politischen Linken. ( ... ) Wir würden 
dabei nur eine einzige Vorbedingung 

· stellen: Die Bereitschaft, ohne jegliches 
Tabu die Politik in Frage zu stellen, die 
zur Niederlage geführt hat." (aus dem 
Leitartikel von "democratie!" nach der 
Wahl). 

Formation der Linken entgegen? Aber 
man kann auch die Frage stellen, welches 
ideologische Konstrukt heute noch be­
gründen kann, warum ein Eisenbahner 
zwischen sieben Gewerkschaften wählen 
muß, um seine Interessen entsprechend 
ineffizient zu verteidigen? 
Das Dilemma ist jedoch, daß die alten 
Organisationsrahmen überkommen sind, 
aber - wenn auch mehr schlecht als recht -
weiterbestehen. Die alte Generation der 
KP-Reformer um Fiterman hat den 
Moment verpaßt, zu einer legitimen 
Alternative der alten Führung um 
Marchais zu werden. Sie bereiten heute 

· den Ausstieg vor, ohne Hoffnung, größe­
re Teile mit sich zu ziehen. Die junge 
Generation der KP-Reformer will, aus 
dieser Erfahrung heraus, einen neuen 
Ansatz finden: Patrick Braouzek, Bürger-

"Nur in einem genügend großen Wirt­
schaftsraum und in einem entsprechend 
weiten Aktionsfeld wie dem Europas 
(nicht Maastricht) kann es heute gelingen, 
die zivilisatorischen Errungenschaften, die 
sich z.B. in der Sozialgesetzgebung nieder­
geschlagen haben, zu erhalten." 
.llichel l'w1tlwu, .\litherau\geher rn11 "dt'nwcratic.1" 

Die zweite wichtige Komponente für eine 
Reorientierung der Arbeiterbewegung ist 
die Möglichkeit, die aus dem Zusammen­
bruch der bürokratischen Regime im 
Osten Europas resultiert, was nichts da­
mit zu tun hat, der dort dominierenden 
neo-liberalen Welle das Wort zu reden. 
Im Gegenteil. Gerade in den Ländern Eu­
ropas, in denen, anders als in Deutsch­
land, die KPen oft eine dominierende 
Rolle in der Arbeiterbewegung gespielt 
haben, ist somit die Frage gestellt, ob die 
historische Strukturierung in Referenz an 
die erste, zweite, dritte oder auch vierte 
Internationale noch .Sinn macht. Kein se­
riöser Verantwortlicher, selbst in der 
PCF, kann heute noch bürokratische oder 
stalinistische Organisationsschemata ver­
teidigen. Der freizügige Status, den die 
kritischen PCF-Abgeordneten erringen 
konnten, ist übrigens der beste Beleg. 
Was steht also prinzipiell der Perspektive 
einer pluralistisch organisierten, großen 

meister des "roten Vororts" Saint-Denis 
meint: 
"Die traditionellen Parteien stellen immer 
noch wichtige kulturelle und politische 
Anhaltspunkte. dar, ohne die man heute 
nicht operieren kann. Sie haben zugleich 
ihre Unfähigkeit gezeigt, den Fragen ge­
recht zu werden, die ihnen heute gestellt 
werden. ( ... ) Ich denke, daß man einen 
großen Fuß in der Partei haben muß und 
zugleich außerhalb arbeiten sollte, denn, 
wie jede Institution, haben es die Parteien 
nötig, ein bißchen aufgerüttelt zu werden, 
um sich weiterzuentwickeln." 
Nach dem Salonputsch vom 3. April in 
der PS, bei dem Fabius "gestürzt" wur~ 
de, hat die neue, sehr heterogene Füh­
rung um Rocard zumindest die Zerset­
zungskrise stoppen können. 
Zwei Konzepte stehen sich hauptsächlich 
gegenüber: Eines besteht darin, die sozia­
listische Partei als Partei der Arbei­
terbewegung zu begraben und zu einer 

Art 'Democratic Party' ii. Ja francaise zu 
kommen, die rechts und links als Gal­
lionsfiguren einige Reformkommunisten, 
Realo-Grüne und vor allem die Liberalen 
jntegrieren könnte. Ein Rezept, das von 
Fabius lange verfochten wurde, aber auch 
sehr dem "Big-Bang" -Konzept von 
Rocard nahekommt. 
Die Freunde von Jospin, Mauroy aber 
auch Melanchon halten eher an einer Ver­
ankerung als sozialdemokratische oder 
sozialistische Partei fest, die es aber pro­
grammatisch zu erneuern gilt. 
Viel wird davon abhängen, ob es zum 
Beispiel bei dem provisorischen Parteitag 
am 4. und 5. Juli gelingt, eine wirkliche 
Bilanz der Regierungspolitik zu ziehen, 
die zum katastrophalen Wahlergebnis im 
März geführt hat. Für Jean-I.uc Me/an­
chon, Senator und Verantwortlicher der 
"Gauche socialiste", der kleinen Strö­
mung der PS-Linken, die im Gegensatz 
zu Chevenement heute in der provisori­
schen PS-Führung integriert ist, bleibt 
die Frage offen: "Die Absetzung der al­
ten Führungsriege ist schon als solches 
ein Signal, daß es um mehr geht als nur 
um Posten und Personen. Die Mehr­
heitsresolution der Parteivorstandssit­
zung vom 3. April bleibt dabei nicht vage 
' .. . die Linke ist wieder neu aufzubauen, 
die gesamte Linke. Die Sozialisten wer­
den nur ernst genommen werden, wenn 
sie zuallererst ihre Fehlentscheidungen 
zugeben, die zu einer noch nie in diesem 
Ausmaß gekannten Niederlage. geführt 
haben, und wenn sie fähig sind, andere 
Orientierungen für die Zukunft aufzuzei­
gen.' Das ist ein klares Mandat ... " 
Aber werden vor allem die, die 
Verantwortlichkeiten hatten in dieser 
Zeit, fähig sein zu einem Bruch mit der 
sozial-liberalen Politik der Krisen­
verwaltung, oder sich mit dem Erklä­
rungsmuster abfinden, <)aß das Volk die 
an sich gutgemeinten Gesetze nicht rich­
tig verstanden habe, oder daß man viel­
leicht so manches nur nicht zu erklären 
gewußt hat ... ? 
Chevenement dagegen hat mit dem 
"Mouvement des Citoyens" die Entschei­
dung getroffen, llun in autonomer Weise 
auf die Neugestaltungsprozesse der fran­
zösischen Linken einzuwirken. In einem 
Brief an die Sozialisten schreibt er: 
"Nach dem Mißerfolg des 28. März ha­
ben wisere Verantwortlichen (der PS) 
keinerlei politische Analyse vorgelegt 
( ... ) Sie haben sich in der 
Parteivorstandssitztmg vom 3. April nur 
zerstritten über die Frage der Führung 
und des Terminplans für ihre Erneue-
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rung. Die einzige Frage, die sie interes­
sierte war, ob ein Klan einen anderen er­
setzen wird und der damit nach seinem 
Gutdünken das manipulieren wird, was 
sie wagen die "Generalversanunlung" 
(provisorischer Parteitag der PS) zu nen­
nen ( ... ) Akzeptiert nicht die Umwand­
lung der Partei, die vor 22 Jahren in Epi­
nay gegründet wurde, in eine 'demokrati­
sche Partei' nach amerikanischem Vor­
bild, in der ihr dazu verdammt sein wer­
det, Konfettis einem Kandidaten zuzu­
werfen, der vom Establishment verordnet 
worden ist. Die Linke, das ist ein Projekt, 
das die Bürgerrechte dem Konzept der 
'Zivilgesellschaft' vorzieht, das Prinzip 
der Republik dem des Marktes, das allge­
meine Wahlrecht über den Kult der Mei­
nungsumfragen stellt, die vom Volk ge­
wählten Abgeordneten denen vorzieht, 
die von den Medien erkoren werden. Um 
das Fundament zu legen für einen neuen 
republikanischen Pakt für das Frankreich 
des 21. Jahrhunderts, so wie es der 'Na-

- tionale Rat der Resistance' vor 50 Jahren 
getan hat, muß man die Linke neu auf­
bauen als Antwort auf die immensen Pro­
bleme, die Frankreich lösen muß: ( ... ) 
Der 'Mouvement des Citoyens' wird eine 
Etappe sein. Ein Katalysator für spätere 
Neuordnungen, die breiter sein werden 
und die die Gründung einer großen Partei 
der Linken erlauben können.( ... )" 
Er verkörpert, wie kaum ein anderer, die 
drei Brüche mit der PS-Regierungspoli­
tik: gegen die wi(\sehal\sliberale Wende 
von 1983, den Golfkrieg und den Maas­
trichter Vertrag. Abgesehen von den 
französischen Grünen, die weiterhin 
Schwierigkeiten haben, sich links oder 
rechts zu positionieren, stellt er den stärk­
sten Pol außerhalb von PS und KP dar, 
zudem mit drei Parlamentsabgeordneten 
als öffentlichem Sprachrohr, was den 
Grünen weiter versagt bleibt. 
Allerdings ist nicht sicher, ob seine Be­
wegung wirklich zum Sanunelpunkt der 
vielen zerstreuten Aktiven werden kann, 
die einen Neuanfang jenseits der traditio­
nellen Strukturen suchen. Chevenements 
Offenheit gegenüber der gaullistischen 
Idee der "Grande Nation" irritiert viele, 
die potentiell einer neuen Kraft aufge­
schlossen gegenüberstehen. Chevene­
ment hat es sicherlich verstanden, die ge­
rade von Linken oft vernachlässigte Fra­
ge der Nation und ihrer Souveränität 
nicht der Rechten zu überlassen. Aber an­
läßlich der Europawahl von 1994 als 
nächstem politischem Eckdatum wird 
sich die Frage stellen, ob es Chevenement 
gelingt, über das Nein zum liberalen 

Maastricht hinaus, den Kampf für ein an­
deres, soziales Europa zu verkörpern. 

Gibt es eine 
europäische Linke? 
Damit sind wir vielleicht bei einer der 
Schlüsselfragen der Neuordnung der Ar­
beiterbewegung und der Linken in Euro­
pa. Jeder erkennt heute den enormen ln­
ternationalisienmgsprozeß der Kapital-, 
Politik- und Kulturbeziehungen als Fak­
tum an. Die sozialen Regulationsmecha­
nismen, die sich im Ralunen der Na­
tionalstaaten herausgebildet haben, waren 
für eine Situation mit internationalen 
Handelskriegen und weltweitem Sozial­
dumping nicht vorgesehen. Der bisher 
nationale Handlungsralunen des Klassen­
kampfes, selbst in seinen hyperinsti­
tutionalisierten Mitbestimmungformen in 
den europäischen Staaten, sind damit 
heute in Frage gestellt. Die Aufkündi­
gung ganzer Tarifverträge, wie kürzlich 
in der Bundesrepublik, verbunden mit der 
Drohung von Verlagerung gesamter 
Branchen, ist nur die Spitze dieses Eis­
berges, der anfängt aufzutauchen. Die 
Arbeiterbewegung erschöpft sich im 
wahrsten Sinne des Wortes in jedem Land 
in manchmal verzweifelten Verteidi­
gungskämpfen der bisherigen Sozialer­
rungenschaften ihres Staates oder zieht 
sich darauf zurück, gemeinsam mit eini­
gen Unternehmern oder Branchenvertre­
tern die ausländische Konkurrenz zu be­
klagen. 
Dieselben Unternehmer aber hindert das 
nicht daran, gleichzeitig international zu 
denken, ihre Produktionsstrukturen ent­
sprechend zu verlagern oder in Brüssel 
bessere Bedingungen zum innereu­
ropäischen Sozialdumping zu erpressen. 
Die besten "lnternationalisten" heißen 
heute Hoover, Grundig oder VW. 
Ein neues gesellschaftliches Kräftever­
hältnis, das es erlaubt, die sozialen und 
zivilisatorischen Errungenschaften des al­
ten Kontinents zu sichern oder gar auszu­
bauen, muß sich heute auf europäischer 
Ebene entfalten, was natürlich auch den 
Osten Europas einschließen muß. 
Es ist zu befürchten, daß die Identitätskri­
sen der verschiedenen sozialdemokrati­
schen und kommunistischen Parteien We­
steuropas weiterschwelen werden, wenn 
man sie nur als konjunkturelle "Absatz­
krisen" auf dem jeweils nationalen Polit­
markt versteht. 
Zugleich aber eröffnet die Verallgemei­
nerung dieser Krisen über die Grenzen ei-

nes Landes hinaus einen Diskussionspro­
zeß, der aus der Debatte für die Vernet­
zung einer europäischen Linken eine rea­
le Notwendigkeit macht. 
Michel Panthou, Gewerkschafter und 
Mitherausgeber von "democratie!", stellt 
dazu einen historischen Vergleich an: 
"Die Arbeitnehmer waren zu Beginn des 
industriellen Zeitalters mit den neuen 
Produktionsbedingungen konfrontiert. 
Sie stürmten bekanntlich zuallererst die 
Maschinen und Fabriken, um dann relativ 
schnell den Ralunen der einzelnen Pro­
duktionsstätte zu überwinden und sich in 
Strukturen zu organisieren, die die Ge­
samtheit der Lohnabhängigen vereinigen 
konnte gegenüber denen, die die Produk­
tionsbedingungen bestimmen, nicht ge­
genüber ihren Arbeitsinstrumenten. 
Heute sind diese Strukturen ( der 
Arbeiterbewegung) mit einer Herausfor­
derung desselben Typus konfrontiert. 
Nur in einem genügend großen Wirt­
schaftsraum und in einem entsprechend 
weiten Aktionsfeld wie dem Europas 
(nicht Maastricht) kann es heute gelingen, 
die zivilisatorischen Errungenschaften, 
die sich z.B. in der Sozialgesetzgebullg 
niedergeschlagen haben, zu erhalteni;{,i,, , 
Nur ein neues Kräfteverhältnis, ~Jli( 
den heute oft zu engen Ralunen der:.'4:a0 

brik/Nation hinaus die Arbeitnehmer von 
Hoover in Frankreich und in Schottland 
(Ort der Produktionsverlagerung); die 
von VW in Deutschland und der 
Tschechoslowakei vereinigt, kann euro­
päische Tarifverträge durchsetzen oder 
neue Regulations-Mechanismen in Gang 
setzen, wie z.B. Ausgleichszölle gegen 
Sozialdumping ... ". 
Die Perspektive der Europawahlen von 
1994 macht es nötig, diese Diskussion in 
greifbare politische Vorschläge zu über- -
setzen. So fand z.B. am 12. Juni in Paris 
eine erste "Versanuulung für ein anderes 
Europa" statt. Weitere Initiativen werden 
folgen. Die Linke in Europa wird zeigen 
müssen, daß sie mehr ist als nur ein Kol­
loquiurnsthema. 
Für die französische Linke ist das bren­
nendste Problem nach 12 Jahren Krisen­
verwaltung, die Fähigkeit zur sozialen 
und politischen Initiative zurückzugewin­
nen. Und das heißt nicht nur, zu mehr 
oder weniger medienwirksamen Hoff­
nungsträgern zu werden, sondern vor al­
lem wieder zu Akteuren der sozialen Be­
wegungen. 

43 



)i 
,/ 
i)j 

il i/ 

!.. 

) 
1!! 
1 

11 

1 

PERSPEKTIVEN DER LINKEN 

Jusos auf dem Weg aus der Krise -
Aufbruch von links 

von Stefan Schostok* 

Von Wolfenbüttel 
und Bonn 

' 
über Magdeburg ... 
Bundeskongreß Wolfenbüttel, Mai 1992: 
im Falle einer Entscheidung cler SPD ge­
gen den Artikel 16 GG soilten im Ver­
hältnis zur Partei alle Optionen (bis hin 
zum Austritt) geprüft werden. Bonn, De­
zember 1992: nach einer Auseinanderset­
zung mit dem "Petersberg"-Projekt der 
SPD wurde der inhaltliche und personelle 
Bruch mit der Politik der SPD-Enkel for­
muliert. In einem "Manifest" wurde die 
Rolle der Jusos als innerparteiliche Oppo­
sition und die Erneuerung der Doppels­
trategie festgehalten. Auf dem diesjähri­
gen Bundeskongreß der Jusos in Magde­
burg standen nun nach dem Engholm­
Rücktritt sowohl die Personaldiskussio­
nen in der SPD als auch Debatten zum 
zukünftigen Verhältnis der Jusos zur SPD 
auf der Tagesordnung. Es stellte sich vor 
dem Kongreß die Frage, ob die Ansätze 
der vergangenen Monate zu einer Profi-. 
lierung als innerparteiliche Opposition für 
weitergehende Akzentsetzungen in inhalt­
lich-programmatischer und auch perso­
neller An genutzt werden könnten. Eins 
wurde "trotz allem• deutlich: Eine wich­
tige Phase zur Beendigung der Krise der 
Jusos und einer Rekonstruktion linksso­
zialistischer Opposition innerhalb der 
SPD ist eingeleitet. Was für Jusos nicht 
immer selbstverständlich war: die De­
batten und Positionsfindungen standen 
eindeutig im Vordergrund des Kongres­
ses. Die Beschlüsse zur Sozialdemokra­
tie, Perspektive der Jusos und zu frauen-, 
sozial- und umweltpolitischen Reform­
feldern demonstrieren dies. 

Erneuerung der SPD 
Mit der Verarbeitung der "Ära Eng­
holm • und mit den Anforderungen an ei-
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nen personellen und inhaltlichen Neuan­
fang der SPD vor dem Hintergrund der 
Enkel-Erbschaftsdebanen setzte sich eine 
Resolution des Bezirks Westliches West­
falen auseinander. Zum einen waren die 
zwei Jahre der Führung Engholms eine 
Fortsetzung des durch Scharpfs These des 
"Sozialismus in einer Klasse", das propa­
gierte "Ende der Arbeitsgesellschaft" und 
die Arbeitszeitdebane Oskar Lafontaines 
eingeleiteten Bruchs mit den Gewerk­
schaften . Die "Modernisierungs"-Vari­
ante Engholms mit dem Petersberg-Pro­
jekt (Beseitigung des Asylrechts, schritt, 
weise Hinwendung zu militärischer 
Außenpolitik, endgültige Aufgabe einer 
gestaltenden Wirtschaftspolitik mit dem 
Ziel des ökologisch-sozialen Umbaus 
etc.) stellt eine Anpassung an die rechten 
Konzepte der Modernisierung der Gesell­
schaft und in der Folge einen weiteren 
Bruch, diesmal mit den Neuen' Sozialen 
Bewegungen dar. 
In Anlehnung an ihr "Alternatives 
Sofortprogramm" aus dem Herbst 92 for­
dern die Jusos eine Erneuerung und Zu, 
spitzung des sozialdemokratischen Pro­
fils, mit dem eine Ablösungsperspektive 
gegen die Rechtsregierung entwickelt 
werden kann. Die dafür benannten Eck­
punkte stellen auch die Anforderungen an 
die Besetzung des Parteivorsitzes dar. Of­
fensichtlich, daß diese Kriterien nur von 
Heidi Wiecwrek-Zeul erfüllt werden 
können: 
+ ein schlüssiges Gesamtkonzept einer 

alternativen Wirtschaftspolitik, das 
den ökologischen Umbau ökonomisch 
ermöglicht, 

+ das Verlassen des bisherigen Asylkur­
ses, die soziale Regulierung von Ein­
wanderung und die Verbindung einer 
alternativen Wirtschafts- und Sozial­
politik mit einer Offensive gegen 
rechtsextremistische Parteien, 

+ eine Außen- und Sicherheitspolitik, 
die eine neue ökonomisch-soziale Ko- -
operation des Nordens und des Südens 
aufbaut und Bundeswehreinsätze jegli­
cher An, über Verteidigungszwecke 
hinaus, kategorisch ablehnt, 

+ das Vorantreiben der Gleichstellung 

von Frauen durch Förderpläne und 
Quoten in allen gesellschaftlichen Be­
reichen und die Bekämpfung der 
Frauenarbeitslosigkeit und 

+ die Schaffung eines veränderten Be­
griffs der "Inneren Sicherheit", der 
sich an sozialpolitischen Vorstellun-
gen orientiert. · 

Erfrischend radikale 
Positionen zum 
Bruch mit der 
Enkelei! 
Ausgebend vom Asylkompromiß zeich­
net der Beschluß des süd-hessischen An­
trags "Gegen den Enkellnnen-Opportu­
nismus - Für eine radikale Opposition der 
Jusos!" die Politik der deutschen Sozial­
demokratie in allen politischen Themen­
feldern als opportunistische Anpassung 
an Rechts. Aber: "Die Konservativen 
werden es ihr nicht danken. Schon jetzt 
ist erkennbar, daß im Zuge der einsetzen­
den Konjunkturkrisen die SPD wei­
tergejagt werden wird . . . Damit ist die 
SPD unter der gegenwartigen Führung 
weder sozial noch demokratisch, sondern 
ein den Medien und Stimmungen ausge­
lieferter Wahlkampfverein amerika­
nischen Zuschnitts". Weitergehend setzt 
sich der Beschluß mit dem Linkssein der 
Enkel auseinander: Diese seien nicht per 
se Linke, sondern haben im Kern die Lo­
gik kapitalistischer Vergesellschafrung 
verinnerlicht. "Die Utopie eines 
demokratischen Sozialismus wird unter 
der Herrschaft der Enkel ein Waisen­
kind.• Ausgehend von der Analyse der 
internationalen Situation nach dem Zu­
sammenbruch der bipolaren Weltordnung 
und der kapitalistischen Entwicklung in 
den vergangenen Jahrzehnten, vor dem 
Hintergnmd des Versagens der Sozialde­
mokratie und der Politik der Konser­
vativen, werden die Gefahren von rechts 
für den sozialen· und demokratischen 
Rechtsstaats skizziert. "Der Rechtsextre­
mismus ist kein vorbeifliegender Spuk, 
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:l,ndern an die sozioökonomische Krise 
; :geknüpft. Mit Solidaraktionen alleine ist 
'·er nicht zu bezwingen.• Für die politische 

' Zukunft der Jusos heißt das ganze unter 
··den gewandelten Bedingungen, "entwe-

der weiterhin die Kultur zu pflegen, gele­
gentlich aufmuckende •Jungfunktionäre' 
zu sein oder aber tatsächlich oppositionell 
und kritisch den herrschenden 'Mainstre­

. am' in der SPD zu attackieren." Für die 
kulturelle Seite stellt sich den Jusos die 
Aufgabe, entweder an den traditionellen 
Politikformen festzuhalten oder "es sich 
zuzumuten, in die kulturelle Wirklichkeit 
der sogenannten •Postmoderne' ein­
zutauchen und Kulturkritik zu reorgani­
sieren." 
Die Debatte um die Situation der SPD 
und die Perspektiven linker Politik war 
auf dem Bundeskongreß sicherlich zu 
sehr von den personalpolitischen Diskus­
sionen geprägt. Der Ansatz des Mag­
deburger "Enkelinnen-Beschlusses", die 
Zusammenhänge zwischen dem Wandel/ 
der Anpassung in der SPD an die kapitali­
stische Formationsentwicklung und An­
forderungen an linkssozialistische Politik 
zu thematisieren, stellt aber einen hervor­
ragenden Einstieg in eine theoretisch-stra­
tegische Neubestimmung des Profils und 
der Orientierungen der Jusos dar, der 
auch genutzt werden sollte. 

Perspektiven einer 
fortschrittlichen 
Umbaupolitik 
Der inhaltliche Schwerpunkt des Kon­
gresses "Solidarität statt Solidarpakt" lag 
- nach einer Auseinandersetzung mit dem 
"Föderalen Konsolidierungs Programm"/ 
Solidarpakt der Bundesregierung und.den 
Positionen der SPD dazu, zu denen die 
Jusos ein alternatives Finanzierungskon­
zept für eine gerechte Verteilungspolitik 
entwarfen -, in der weitergehenden De­
batte um den ökologisch-sozialen Umbau 
der Gesellschaft. In Beschlüssen zum 
frauenorientierten Umbau des Sozial­
staats, zur Zukunft des Sozialstaats und 
zur Perspektive des ökologisch-sozialen 
Umbaus der Wirtschaft knüpfte der Bun­
deskongreß an die "Sofortprogramm" -
Diskussionen an. Es wurde in der Diskus­
sion deutlich, daß die Jusos nicht kla­
gender Wegbegleiter einer niedergehen­
den Sozialdemokratie sein wollen,. son­
dern programmatische Alternativen ent­
wickeln. Dennoch ist die Verständigung 
auf eine gemeinsame Stoßrichtung immer 

noch schwierig. Ansonsten wäre die Dis­
kussion um den Zusammenhang von öko­
logischem und sozialem Umbau nicht an­
nähernd so gespenstisch gewesen. Ein an­
derer Streitpunkt im Kontext der Debatte 
um "Erwerbsarbeit contra Eigenarbeit• 
ist an der Frage der bedarfsorientierten 
Mindestsicherung ausgetragen worden, 
hatte aber nicht annähernd die Grundsätz­
lichkeit der vergangenen Jahre. Vollstän­
dig abgelehnt wurden marktradikale Vor­
stellungen im Zusammenhang mit einem 
ökologischen Umbau der Wirtschaft. 

Bundesarbeits­
programm und der 
linkssozialistische 
Bundesvorsitzende 
Im Gegensatz zu vergangenen Bun­
deskongressen gab es kein im Vorfeld ge­
meinsam erarbeitetes Bundesarbeitspro­
gramm. So dienten zwei Programme, die 
jeweils mit den Vorsitzendenkandida­
turen zusammenhingen, der inhaltlichen 
Polarisierung zwischen den Strömungen. 
Christian Lange aus Baden-Württemberg, 
Kandidat mit Unterstützung aus den\ "un­
dogmatischen" Bereich für das Ar­
beitsprogramm AG Waiblingen, und 
Thomas Westphal aus Schleswig-Hol­
stein, Kandidat der Juso-Linken mit dem 
Arbeitsprogrammvorschlag aus dem ße: 
zirk Hannover. In der Tat verbargen sich 
hinter den Entwürfen unterschiedliche 
Konzeptionen der Kandidaten für die Ar­
beit des Juso-Verbandes. Im Hannovera­
ner Antrag spielte die Analyse der politi­
schen Entwicklungen der letzten Jahre 
und die entsprechend hergeleiteten 
Aufgabenstellungen und zusanunenhän­
genden Projekte (Internationales, Wirt­
schafts- und Sozialpolitik, Rassismus) für 
den Juso-Verband eine große Rolle. Der 
Waiblinger Entwurf verzichtete auf eine 
Analyse vollständig und legte· den 
Schwerpunkt auf die "Handlungsfähig­
keit durch die Verständigung zwischen 
Bezirken und Landesverbänden". Aber 
auch hier wurden Schwerpunktsetzungen 
auf wesentliche Projekte (hier im win­
schafts- und sozialpolitischen Bereich, im 
Erhalt der Grundrechte, Internationalisie­
rung etc.) vorgenommen, worin sich bei­
de Programme sehr ähnelten. Am Ende 
wurde der Waiblinger Entwurf in einem 
knappen Abstimmungsergebnis zur wei­
teren Diskussionsgrundlage. Eine weitere 
Abstimmung des Bundesarbeitspro-

grarnms wurde dann aber auf die folgen­
den Wochen verlegt. 
In der anschließenden Vorsitzendenwahl 
gelang es dem Juso-Linken Thomas 
Westphal, sich gegen Christian Lange 
durchzusetzen. Entscheidend für die 
Wahl war wohl die konsequentere und 
überzeugendere Vertretung eines linksso­
zialistischen Profils für die Jusos durch 
Westphal . 

Zukunft der Jusos 
Von großer Bedeutung ist der Beschluß 
des Kongresses über die Richtlillien für 
die Juso-Arbeit. Dieser sieht die Offnung 
für Nichtmitglieder unter Gewährung des 
aktiven und passiven Wahlrechtes, die 
Entscheidung, den Ost-Jusos künftig 50 
Delegiertenplätze auf Bundeskongressen 
einzuräumen, und die harte Quotierung 
für Bundeskongresse vor. Diese organisa­
tionspolitischen Entscheidungen müssen 
zukünftig mit der Erneuerung des linksso­
zialistischen Profils der Jusos verbunden 
werden. Die Debatten und Beschlüsse 
dieses Bundeskongresses zur Zukunft der 
Sozialdemokratie und zu den Vorstellllilc 
gen eines ökologischen und sozialen li'1: 
baus müssen den A usgangspunkti 'iJf:·. 
stellen, von dem aus · ·: die 
Modernisierungsvorstellungen der Enkel 
attackiert werden. 
Um eine Erneuerung linkssozialistischer 
Programmatik und verstärkte Eingriffs­
möglichkeiten in der Gestaltung fort­
schrittlicher Politik möglich zu machen, 
ist bei den Jusos mehr denn je eine Politi­
sierung und eine neue innerverbandliche 
(Diskussions-)Kultur notwendig. Daß 
dies gelingt, hängt · entgegen der weit­
verbreiteten Meinung - neben der ge­
meinsamen Arbeit des Verbandes an den 
thematischen Projekten auch mit der Zu­
kunft der Strömungen bei den Jusos zu. 
sammen. Wenn sie ihre Rolle als Impuls­
geber für neue strategische und theoreti­
sche Diskussionen wahrnehmen, haben 
sie eine größere Relevanz für die Zukunft 
linkssozialistischer Politik bei den Jusos 
und anderswo als jede sozialdemokrati­
sche Harmonie- und Anpassungsvariante 
für den politischen Erhalt der Enkelei. 
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Gegen den Enkellnnen Opportunismus -
Auf dem Bundeskongreß der Jusos am 14.-
16. Mai 1993 in Magde~ wurde mit Tho­
mas Wtstphal aus Lübbeclc nach zweijähri­
gtr Unterbrechung whder ein Vertrtter der 
Jus,,-Lin/um an die Spilu gewählt. Die hef­
tige KriJik, mit der die SPD übt11Pgen wur­
de, fand ihren deutlichsten Ausd,uck in ei­
nem Antrag des Bedrts Hessen-Süd. Dtr 
mit deutlicher MehrhtiJ gefq/Jle Besch"4J, 
den wir in gelcürzltr Fonn dokumenti.eren, 
sagt nicht nur etwas aus über tße Verbittt­
ru.ng und Radikalisierung weiter Teil.e der 
Jusos gegenüber der Partei, er Jonnulhrt 
auch bedenkenswerte Er/cenn!Jrisst über du 
SPD und ihre Protagonimn und das Ver­
hältnis sodalistischer Linlctr dazu. 

Was ist heute links in der SPD? 
1. Der politische Gehalt des Asyl­
Kompromisses 

Mit der faktischen Liquidierung des Grund­
rechts auf Asyl, der Beugung des Grundge­
setzes unter dem Druck der Konserativen, 
hat sich die Republik und die sozialdemo­
kratische Partei dem rechten Zeitgeist wei­
ter angepaßt. Die rechtsextremen Fanatiker 
und Gewalttäter und ihr parlamentarischer 
Arm(Reps, DVU, etc.) können diesen Tat­
bestand als Erfolg ihrer Demagogie werten. 
Die SPD hat somit auch den rechtseXtre­
men Brandstiftern und Gewalttätern· (die 
weibliche Form erübrigt sich tätsächlich) 
nachgegeben. Mit der offiziellen Kapitulati­
on des Allparteienkompromisses kaschiert 
sie, daß Gtundwerte und Menschenrechte 
dem politischen Opportunismus geopfert 
wurden. Die Komerativen werden es ihr 
nicht danken. Schon jetzt ist erkennbar, daß 
im Zuge der einsetzenden Konjunkturkrisen 
die SPD weiter gejagt werden wird. Tarif­
autonomie, soziale Transferleistungen und 
die sozialen Sicherungssysteme sind die 
nächsten Bastionen, die die konservativ-li­
herale Koalition angreift .... 
Damit ist die SPD unter der gegenwärtigen 
Führung weder sozial noch demokratisch, 
sondern ein den Medien und Stimmungen 
ausgelieferteNlahlvereimmerikanischenZu­
schnitts. Dier Parallen zwischen Engholm 
und Clinton sind nicht zufällig, sondern 
schmeichelhaft und gezielt konstruiert. Wo­
bei Clinton immerhin die Tiefe der Wirt­
schaftsrezession erkannt hat und der kon­
servativenStrategie der radikalen Angebots­
politik ein: in Ansätzen progessives Wirt­
schafts-und Sozialprograrnrn entgegensetzt. 
Auf ein solches wartet trotz Sonderpro­
grarnrn die bundesrepublikanische Be­
völkerung bis heute. 

II. Die Eigeninszenierung der Enkel: 

Die Enkel sind sich untereinander nicht 
grün. Eigentlich wissen sie, daß ihre Uhr 
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mit 50 abgelaufen ist, wenn sie jetzt nicht 
ganz schnell an die · Regierung kommen. 
Der Machtwille, selbst der Gedanke an die 
große Koalition, wäre an sich nicht tra­
gisch, wenn nicht zugleich die Bereitschaft 
vorhanden wäre, die Grundpfeiler sozialde­
mokratischer Politik dafür zu Grabe zu tra­
gen. Diese Entwicklung war absehbar, als 
Oscar Lafontaine sich der Scharpfschen 
These des "Sozialismus in einer Klasse" 
anschloß. Seine Forderung nach AZV ohne 
vollen Lohnausgleich, von den Medien 
schnell zur mutigen Querdenkerei dekla­
riert, markiert den Beginn der Richtungsän-
derung. · 
Weder individuell-kulturell noch politisch 
waren und sind die Enkel per se Linke. 
Engholm und Hauff beispielsweise "genos­
sen" noch die Schule Helmut Schmidts. 
Ihre Einsichten in Sachen Kernenergie ka­
men spät und auch die Übemahrne der Po­
sitionen der "Neuen sozialen Bewegungen" 
paßten gut znrn Zeitgeist der frühen achtzi­
ger Jahre und der Regenerationsphase der 
SPD. Auch für die Enkelgeneration, die ge­
gen Schmidt stand, gilt: Man muß(te) kein 
Linker sein, um gegen den W almsinn der 
Nachrüstung, der Kernenergie oder der 
Umweltzerstörung zu opponieren. Die ak­
tuelle Debatte um eine sogenannte ökologi­
sche Markrwirtschaft dokumentiert dies. 
Die lnstumente znrn Umbau der Industrie­
gesellschaft (Ökosteuer, Abgaben, etc.) ha­
ben die Enkel unbesehen von den Markti­
deologen (Wicke u.a.) übernommen. Im 
Kern haben sie die Logik kapitalistischer 
Vergesellschaft verinnerlicht. Eine prinzi­
pielle Auseinandersetzung um Kapitalismus 
oder demokratischen Sozialismus führen 
sie nicht erst seit den überfälligen Revolu­
tionen in Osteuropa nicht mehr. Die Utopie 
des demokratischen Sozialismus wird unter 
der Herrschaft der Enkel ein Waisenkind, 
Damit müssen sich die sozialistische Linke 
und die Jungsozialistinnen in der SPD kri­
tisch auseinandersetzen. 
Die häppchenartige Kapitulation in der 
Menschenrechtsfrage Asyl war in der Pra­
xis der extremste Ausdruck der Enkelphilo­
sophie .... 

IV. Was ist "links" in unserer Zeit? 

Der Tanker SPD hat nicht nur falsche Kapi­
täne und Offiziere auf der Kommandobrük­
ke. Im Maschinenraum selbst liegen die 
Defekte. Schon die Entstehungsgeschichie 
des Konstruktionsplans hatte ihre diversen 
Mängel. 
Es mnzt wenig, einer Parteispitze, die auch 
in der Tradition von Ebert und Noske steht, 
vorzuwerfen, sie verrate ausgerechnet heu­
te sozialdemokratische Grundprinzipien. 
Erinnern wir uns: 1986, auf dem Nürooer­
ger Parteitag, verabschiedete die SPD als 

sich regenerierende Oppositionspartei ein 
Reformprograrnrn, das insbesondere die In­
halte der "Neuen sozialen Bewegungen" 
antizipierte. ·'Vergessen" war die depressive 
Stimmung am Ende der Schmidt-Ara, die 
"Linke" hattesichdnrchgesetzt. Das Grund­
satzprograrnrn von Berlin 1989 bestätigte 
trotz eines anderen Klimas immerhin noch 
Essentials sozialistischer Politik. 
Am 3. Oktober 1992 spricht Helmut 
Schmidt, Bundeskanzler a. D., znrn Tag 
der Deutschen Einheit in der Paulkirche. In 
einer rhetorisch zweifelsohne brillianten 
Rede zelebriert er.die "Sekundartugenden" 
(0. Lafontaine), plädiert im Kern für eine 

. Wirtschafts- und Sozialpolitik, die Wohl-
standseinbußen nicht aus ökologischen, 
sondern fiskalischen Gründen einfordert. 
Am Ende seiner Gedenkrede, die immer 
noch mehr politische Substanz als manches 
Enkelgeschwafel aufwies, und in der nicht 
eine weibliche Form oder eine Frau als 
handelndes Subjekt auftauchte, gab es von 
linken Sozialdemokratinnen stehende Ova­
tionen. 
Die . sozialdemokratische Linke hat sich 
offensichtlich damit begnügt, sich auf Par­
teitagen totzusiegen. In der gesellschaftli­
chen Praxis ist keines der Probleme (Öko­
logie, Emanzipation, Zukunft der 
(Lohn)Arheit) wirklich angegangen wor­
den. Dies liegt nicht nur an der konservativ­
liberalen Mehrheit im Bund. 
Mit der bürgerlichen Gesellschft in der 
BRD, dem sogenannten Individualisie­
rungsprozeß, der für sehr viele zuallererst 
Atomisierung bedeutet, hat sich auch die 
sozialdemokratische Linke gewandelt. Sie 
befindet sich in einem Differenzierungs, 
prozeß. Ein nicht unwesentlicher Teil hat 
sich spätestens nach dem Zusarnrnenbruch 
des sog. "realen Sozialismus" (der unseren 
These eines Demokratischen Sozialismus 
doch recht gab!) auf die Seite der "Endsie­
ger des Ellenbogens" geschlagen. Dies war 
in einer Position "Ja znrn Ausstieg aus der 
Kernenergie" bei gleichzeitiger Akzeptanz 
der markrwirtschaftlichen Ordnung bereits 
angelegt. · 
Dieser Teil der Linken ist politisch als im 
Kern linksliberal einzuordnen und stellt 
heute mit das Führungspersonal der Partei. 
Natürlich kann mit diesem Standpunkt nur 
bedingt Opposition gemacht werden, da in 
ihm eine Grundühereinstimmung mit der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
schon gegeben ist. Selbst bei den "weichen 
Themen" (Bildung, Schule, Grundrechte, 
etc.) schwenkt diese Truppe früher oder 
später auf konservative Linien ein, da 
schlicht das Geld fehlt und damit auch der 
"Reformwille". 
Eine zweite Gruppe innerhalb der 
sozialdemokratischen Linken sind die reli­
giösen und ethischen Sozialistinnen, die fel-
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für eine radikale Opposition der Jusosl 
senfest an Grundwerten halten (Asly, Frie­
den, etc.) und ökonomisch die Knackfragen 
in der Regel ausblenden. Auch ihre zwei­
felsohne ehrbare Haltung findet ihre 
Schranke, wenn über ideelle Gesellschafts­
veränderungfil herausgegangen werden 
soll. 
Die dritte und für die Jusos interessanteste 
Gruppe ist die Sozialistische Linke, durch­
aus heterogen zusammengesetzt. Traditio~ 
nelle Gewerkschaftlerinnen, ökologisch-so­
zial gesinnte Intellektuelle, Marxistinnen 
und Sozialistinnen bilden diesen Teil, der 
festhält an einer Veränderung und Über­
windung der kapitalistischen Gesellschafts­
und vor allem auch Wirtschaftsform. 
Die zunehmende gesellschaftliche Polari­
sierung wird sich in der SPD widerspie­
geln. 
Marktliberale als "Neue Rechte" wie in ei-

. nigen UBs schon ausgebildet versus Links­
sozialisten evenruell plus Konservative Mit­
te (also die "alte Garde") werden in unter­
schiedlichsten Konstellationen bei den 
Knackpunkten Privatisierung, Öffentliche. 
Haushalte, Sozialpolitik (Bestandsgarantien 
oder nicht?) und Wirtschafts- bzw. 
Wachstumsperspektiven unter 'ökologi­
schen Gesichtspunkten miteinander ringen. 
Der Einfluß der Massenmedien wird in je­
dem Fall für die Durchsetzung letztlich li­
beraler oder sozialistischer Ansätze von 
entscheidender Bedeurung sein. Hier ist 
zweifelsfrei zu konstatieren, daß die bür­
gerlichen Medien in der Regel das "rechte 
Lager" puschen. 

V. Was tun Jusos? 

a) Nicht austreten, sondern reintreten 
Trotz dem Opportunismus auch führender 
SPD-Linker dürfen wir nicht austreten. 
Wer jetzt geht, wird sich rechthaberisch 
oder habdlungsunfähig an der Peripherie 
wiederfinden. Die unbefleckte Empfängnis 
gibt Mensch schon heim Eintritt in die Par­
tei ab, wer geht, bekommt sie nicht zurück. 
Die SPD ist neben den Gewerkschaften die 
einzige organisierte Kraft, die politisch eine 
neue Epoche der Barbarei verhindern hel­
fen kann. Die linksliberalen Grünen mögen 
als Alternative mit fester Weltanschauung 
manchen willkonunen erscheinen. Jede/r 
muß dabei aber wissen: Mit 5,8% Wähle­
rinnen läßt sich leicht am Asylrecht festhal­
ten. Im '"Realomanifest" steht das wahre 
Prograrnrn, die grüne FDP. Wem das zu 
lang ist: Joschka Fischer will die Privatisie­
rung des Flughafens Rhein-Main. Neben 
dem Verlust von Arbeitsplätzen (ca. 30 000 
aus dem Rhein-Main-Gebiet) bedeutet dies 
vor allem Aufgabe des Einflusses der Poli­
tik (Bund, Land, Kommune). Was dies für 
Arbeitnehmerinnen bedeutet, wissen wir 
aus England und den USA am besten. Was 

es für die Ökologie bedeuten könnte, soll­
ten wir uns besser nicht vorstellen. 
b) "Legenden beenden" Qualitäten ent­
wickeln 
Der Mythos der siebziger Jahre, in denen 
Jusos als Bürgerschreck die Magazine zier­
ten, ist verstaubt. Dies liegt nicht nur an 
uns selbst, sondern auch an einer Gesell­
schaft, deren Wandel so radikal und rasant 
verläuft, daß Provokationen heute zum All­
tag gehören und kaum noch Notiz finden. 
Umgekehrt haben sich die Jusos selbst re­
duziert und angepaßt. 
Unsere reduzierte Relevanz in der Partei 
und den Medien ist nicht der Tatsache ge­
schuldet, daß unsere Vorgängerinnen so ra­
dikal waren, wie sie vorgaben, und wir es 
nicht mehr sind. Radikal wäre es einzuge­
stehen, daß die bürgerliche Gesellschaft 
ihre Produktions- und Verkehrsformen, 
wozu insbesondere auch die Alltagskultur 
zählt, gründlicher ve(wandelt hat, als wir 
uns dies vorstellen kmmten. Politische Par­
teien und vor allem die Jugendverbände 
wirken fast schon anachronistisch, wenn 
der "Jugendsender" MTV in den USA 
Wahlen mitentscheidet. 
Die Jusos stehen deshalb vor einer politi­
schen und kulturellen Grundsatzentschei­
dung. Politisch haben wir die Wahl, entwe­
der weiter die Kultur zu pflegen, gelegent­
lich aufmuckende "Jungfunktionäre" zu 
sein oder aber tatsächlich oppositionell und 
kritisch den herrschenden "Mainstream" in 
der SPD zu attakieren: 
Kulrurell entscheidet sich, ob wir weiterhin 
an den traditionellen Politikformen des 
Sitzungssozialismus festhalten oder uns zu­
muten, in die kulturelle Wirklichkeit der 
sogenannten "Postmoderne" einzutreten 
und Kulturkritik reorganisieren. 
Verharren wir in unseren politisch und kul­
turell traditionellen Formen, werden wir 

· die Jugendorganisation und verlängerter 
Wahlverein einer amerikanisierten (Social) 
Democratic-Party. 
Angesagt ist Gegendenkerei. Die. Jusos 
können als "Kleine und radikale Minder­
heit" in der SPD, die Szenarien und Alter­
nativen denken. die über das Bestehende 
hinausweisen. Wenn selbst Linke in der 
SPD inzwischen von der Sparhysterie er­
griffen sind, ist es unser Part, Alternativen 
zu entwickeln, wobei wir auf Gedachtes zu­
rückgreifen können. 
Alternative Wirtschafts- und Sozialpolitik 
heißt heute antizyklische Instrumente zu 
kreieren und zugleich das Wirtschaftssy­
stem selbst in Frage zu stellen. Es gibt ei­
nen gigantischen sozialökologischen Pro­
grammvorrat, den es zu aktivieren gilt. 
Entsorgung, ökologische Produktionsfor­
men/Produkte, "Arbeit statt Sozialhilfe", 
aber vor allem auch Demokratisierung der 
Wirtschaft und Konzerne, sind neben den 

richtigen Forderungen nach Arbeits­
marktabgaben, Solidaritätszuschlag etc. zur 
Finanzierung der Einheit bessere und zu­
kunftsfähigere Instrumente zur Bewälti­
gung der Rezession. 
"Abwehrkämpfe" sind notwendig, genauso 
wichtig und für uns möglich ist das "Ge­
gendenken" zur öffentlichen und herr­
schenden Meinung. 
Vier zentrale Aufgaben stellen sich dem 
Verband in den nächsten Jahren: 
1. Angesichts des sogenannten End­
siegs des Kapitalismus bei gleichzeitiger 
Wirtschaftskrise, die Reorganisation theo­
retischer Arbeit. WetulS geht, in anderer 
Form als in den siebziger Jahren. Auch 
Theorie und die notwendige Neuaneignung 
der sog. Klassiker (von Marx, Luxemburg/ 
Lenin, Bakunin etc.) kann spannend ge­
macht werden. 
2. Die Konzentration auf Schwerpunk­
te (siehe auch Teile): Wirtschafts- (mit 
Ökologie-) und Sozialpolitik an herausge­
hobener Position. Hier fällt die Entschei­
dung um die weitere Entwicklung der spät­
kapitalistischen Gesellschaft, die bis in die 
Alltagskultur hineinwirkt. 
3. Einen "neuen" und anderen poli,ti­
schen und kulturellen Zugang zu de~ ::11!­
gendlichen suchen und finden. Die. _ ; il ,t ,: , 

weite Kampagne "Wir sind scharff" '·::, 
erster Versuch linker, sozialistiSC 
dernisierung. Zu ihr gehört die Ö 
Partei insgesamt. 
4. · Mut zur Opposition in der Partei, 
ohne ins Sektierertum abzugleiten. 
Wir sollten die Frage "Was ist heute links" 
nicht an einzelnen Geoossen/Genossinnen 
entscheiden, sondern mit unseren inhaltli­
chen und personellen Vorstellungen, linkes 
und rechtes Verhalten "erzwingen". Uns 
muß es um sozialistisches Handeln und 
nicht Schwätzen gehen. 
c) Widerspruch bringt Fortschritt 
Das gesprochene Wort gilt. Konzentration 
bedeutet auch Verzicht. Nicht jedes 
Schriftführerinnenamt im OV muß auch 
von Jusos noch angenommen werden. 
Auch wenn die Weigerung ein Deligier­
tenrnandat kostet, mittel und langfristig 
bringen uns alle starken Juso-AGs und UBs 
mehr (Kein Dogma draus machen). 

· Die Störung von Prominentenveranstaln.m­
gen mag das eigene Ego befriedigen. Sie 
bringen nur dann etwas, wenn Jusos auch 
mutig in OV-Mitgliederversammiungen, 
UB-Parteitagen etc. unsere Standpunkte 
vertreten. Das nämlich ist nicht unsere 
Stärke. 
Und eines muß nach dem Kurswechsel 
auch klar sein. Jusos werden Gegenkandi­
daten benennen, für die, die links geblillkt 
haben und nach rechts abgebogen sind. 
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Arbeitslosigkeit, Arbeitsmarktpolitik 
und 

gec-nllc-,,...h ..,,f+li,,...h....,. 
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von Volker Qffermann* 
Vor mittlerweile beinahe elf Jahren be­
gann die Koalitionsregierung von CDU 
und FDP im Zuge der wirtschaftspoliti­
schen Neuorientierung auf die Angebot­
sökonomie mit einem massiven Sozialab­
bau. Unter den programmatischen Ziel­
formulierungen von "Hau&haltskonsoli­
dierung" und "Verbesserung der wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen" kam 
es seit 1982 zu den massivsten Um­
verteilungs- und Deregulierungsprozes­
sen seit der Währungsreform 1948.1 Statt 
jedoch als Konsequenz dieser Maßnah­
men - wie erwartet - zu einer gleichge­
wichtigen Ökonomie zu tendieren, mün­
dete die wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesrepublik in eine neue Rezession.' 
Die sich bereits Ende det 80er Jahre ab­
zeichnende Wirtschaftskrise konnte zu­
nächst durch den Nachfrageboom, der 
sich nach Öffnung der Mauer einstellte, 
aufgehalten werden, setzte· sich aber seit 
1992 schließlich doch durch. Im Auf­
schwung nahm die lnvest/tionstätigkeit 
stark zu, so daß es zu einer Überak­
kumulation von Kapital kam, das jetzt 
vernichtet wird (z.T. Stillegung ganzer 
Werke) und mit der Entlassung von Ar­
beimehmerlnnen verbunden ist. Am Ar­
beitsmarkt führt diese Entwicklung aktu­
ell zu einer Dominierung der saisonalen 
Entlastungseffekte durch die belastenden 
Rezessionseffekte. 

Die Arbeitsmarktlage 
im Frühjahr 1 993 
Im Westen der Bundesrepublik gingen al­
lein im ersten Quartal 1993 mehr als 
300.000 Arbeitsplätze verloren.' Die 
Zahl der offiziell arbeitslos Gemeldeten 
beträgt rund 2,2 Millioren, das sind 
450.000 mehr als im Vergleichsmonat 
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des Vorjahres. Die Arbeitslosenquote 
stieg dementsprechend von 6,4 % auf 
7 ,9 % , die der ausländischen Arbeit­
nehmer, die auch in der neuen Wirtschafts­
krise ihre traditionelle Rolle als Konjunk­
turpuffer spielen, gar von 11,9 % auf 
14,9 % . Zusätzlich vervierfachte sich die 
Zahl der Kurzatbeiter auf mittlerweile 
l, l Millionen. Hinzu kommen zudem 
noch etwa 900.000 § 105c AFG-Atbeit­
nehmer, das sind ältere Erwerbstätige, 
die auch ohne Aufnahme jeder zumutba­
ren Beschäftigung weiterhin Anspruch 
auf Arbeitslosengeld haben, allerdings, 
da sie der Vermittlung nicht zur Vemi­
gung stehen, nicht in der Arbeitslosensta­
tistik geführt werden. 
Im Osten Deutschlands gingen seit der 
Wirtschafts- und Währungsunion am 
01.07.1990 etwa vier Millionen Arbeits­
plätze verloren .. Trotz einer leichten Bes, 
serung liegt die Arbeitslosenquote bei 
15,4 %, da 1,12 Millionen Menschenar­
beitslos gemeldet sind. Darüberbinaus 
stehen auch nach Auslaufen der befriste­
ten Regelungen noch 231.000 Personen 
in Kurzarbeit. Die restlichen Beschäftig­
ten wurden durch den massiven Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente vor 
(zumindes! offizieller) Arbeitslosigkeit 
bewahrt. Uber 274.000 Personen sind in 
Atbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) 
beschäftigt, rund 433.000 befinden sich 
in einer beruflichen Weiterbildung und 
beinahe 900.000 Arbeimehmer wurden 
mit Hilfe von Altersübergangs- oder Vor­
ruhestandsgeld aus dem Arbeitsmarkt 
ausgesteuert. Die verbleibende Million 
Werktätiger konnte itn Westen einen 
Arbeitsplatz finden.' Ein Ende des Be­
schäftigungsabbaus in den neuen Bundes­
ländern ist aber noch nicht in Sicht: Al­
lein im verarbeitenden Gewerbe sollen 
nach den Planungen der Unternehmer die 
Arbeitsplätze noch einmal um 6 % redu­
ziert werden.' Zusätzliche Belastungen 
dürften sich darüberhinaus aber auch aus 
den Krisentendenzen itn Westen ergeben, 
insofern die Entwicklung in den ostdeut- . 

sehen Ländern maßgeblich von der kon­
junkturellen Lage im Westen abhängt.' 

Prozyklische 
Reaktion der 
Arbeitsmarktpolitik 
Im Frühjahr 1993 befinden sich die Ar­

. beitsmärkte in der Bundesrepublik also in 
einer desolaten Verfassung. Statt jedoch 
hierauf mit dem verstätkten Einsatz von 
Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt­
politik zu reagieren, hat die Bun­
desregierung aus kurzfristigen finanzpoli­
tischen Überlegungen, den Handlungs­
spielraum der Bundesanstalt für Arbeit 
mit der zehnten Novellierung des Arbeits­
förderungsgesetzes (AFG) weiter einge­
schränkt. Ziel des AFG ist, "daß ein ho­
her Beschäftigungsstand erzielt und auf­
rechterhalten, die Beschäftigungsstruktur 
ständig verbessert und damit das Wachs­
tunt-der Wirtschaft gefördert wird." (§ 1 
AFG) Die nun beschlossene Novellierung 
des AFG widerspricht diesen Ziel­
setzungen. 7 Statt Arbeitsförderung geht 
es nur noch um Ausgrenzung und Lei­
stungskürzung. So werden die Inte­
grationshilfen für Aussiedlerinnen künf­
tig nur noch zeitlich gekürzt gefördert 
und für Jugendliebe entfällt die Förde­
rung des nachträglichen Erwerbs des 
Hauptschulabschlusses (§ 40b AFG). 
Durch die Streichung des § 4 la AFG 
(Maßnahmen zur Verbesserung der Ver­
mittlungsaussichten) werden überwie­
gend Frauen und Langzeitarbeitslose dau­
erhaft dem Arbeitsmarkt ferngehalten. 
Diese Ausgrenzungsmaßnahmen werden 
zu einer Verfestigung der Langzeitar­
beitslosigkeit führen, die ihrerseits mittel­
fristig, z.B. nach dem Auslaufen von Ar­
beitslosengeld oder wegen unzureichen­
der Lohnersatzleistungen, den Bezug von 
Sozialhilfe nach sich zieht. 1 Zu diesen 
Maßnahmen der Ausgrenzung kommen 
nach der AFG-Novelle zusätzliche Lei-
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stungskiiriungen hinzu. Zunächst wurden 
die Mittel der Bundesanstalt für Arbeit 
zur Förderung von ABM gekürzt, was 
dazu führt, daß in Ostdeutschland 1993 
im Jahresdurchschnitt mit etwa 300.000 

- ABM ein Viertel weniger Personen als 
im Vorjahr eine zumindest vorübergehen­
de Beschäftigung fmden werden; in West­
deutschland können aufgrund der Mit­
telkürzungen noch maximal 60.000 ABM 
durchgeführt werden. Im Rabmen der 
Solidarpaktverhandlungen wurden aller­
dings zusätzlich zwei Milliarden DM für 
ABM im Osten bereitgestellt, unverän­
dert blieben allerdings die verschärften 
Förderkonditionen in den neuen Ländern. 
Die Zahlung eines über 75 % hinaus­
gehenden Fördersatzes (maximal 90 % ) 
ist jetzt nur dann zulässig, wenn für die 
ABM-Beschäftigten ein "angemessen 
niedrigeres" Arbeitsentgelt vereinbart 
wird. Soweit diese Entgeltreduzierung 
nicht vorgenommen wird, ist die Arbeits­
zeit des Beschäftigten auf 80 % zu kür­
zen. Damit werden erstens Konflikte zwi­
schen Stammbelegschaft und ABM-Kräf­
ten vorprogrammiert (Verschärfung von 
Segmentationstendenzen am Arbeits­
markt), und zweitens werden ABM­
Beschäftigte in den Bezug von Sozialhilfe 
gedrängt, da die Arbeitseinkommen zur 
Finanzierung des Lebensunterhaltes nicht 
hinreichen. 9 Verschärft wird dieses Pro­
blem in dem Fall, in dem sich Ar­
beitslosigkeit an die ABM-Beschäftigung 
anschließt, da dann die Lohnersatz­
leistungen auf Basis der niedrigeren Ar­
beitseinkommen berechnet werden. 10 

Damit ist deutlich geworden, daß die 
gesellschaftliche Polarisation durch die 
AFG-Novelle verschärft werden wird. 
Sie wird sich unmittelbar auf die perso­
nellen Verteilungsrelationen auswirken, 
ob darüberhinaus auch Verschiebungen in 
den funktionellen Verteilungsverhälmis­
sen eintreten werden, läßt sich heute nicht 
mit Sicherheit beantworten, da hier insbe­
sondere die Entwicklung der Gewinne im 
Kontext der Krise entscheidend sein wird. 
Klar ist aber, daß die Ungleichheiten zwi­
schen Ost und West - nicht zuletzt als 
Konsequenz der Novellierung - zuneh­
men werden. Zusätzlich werden die Pro­
bleme am Arbeitsmarkt prozyklisch ver­
schärft und mit ilmen steigen gleichzeitig 
die Finanzierungsprobleme der Sozial­
versicherungen. Diese lassen sich dann 
entweder über die Erhöhung der Beitrags­
sätze oder aber durch eine weitere Runde 
des Sozialabbaus beheben. Beide Maß­
nahmen werden die gesellschaftliche Po­
larisation vertiefen, wobei allein die Zu-

nahme der Arbeitslosigkeit zu einer 
Entnivellierung der Einkommen führt. 11 

Der Umverteilungsprozeß des vergange­
nen Jahrzehnts wird forciert, d.h. die 
Umverteilung zu Lasten der Arbeitneh­
mer und zugunsten des Kapitals und die 
Umverteilung von unten nach oben wer­
den vermutlich zunehmen. Seit der Ver­
einigung werden dit!se beiden Vertei­
lungsrichtungen darüberhinaus von der 
Ost-West-Umverteilung überlagert, wo­
bei diese aber selbst wieder auf eine 
Differenzierung der Verteilung im We­
sten wirkt. Diese Verteilungswirkungen 12 

sollen im folgenden zunächst skizziert 
werden, bevor dann Möglichkeiten eines 
arbeitsmarkt- und verteilungspolitischen 
Gegensteuerns erörtert werden. 

Umverteilung 
zwischen Arbeit 
und Kapital 
Im Jahre 1982 hatte die Lohnquote ihren 
bisher höchsten Wert erreicht und betrug 
76,9 %, bevorsiedannbiszumJahr 1990 
auf 70,2 % sank und erst 1991 wieder 
leicht auf 71,0 % anstieg. 13 Dabei ist je­
doch zu bedenken, daß sich die Erwerbs­
struktur kontinuierlich zu den abhängig 
Beschäftigten hin verschoben hat (Anstieg 
der Arbeimehmerquote). 14 Berücksichtigt 
man diese Entwicklung, so ergibt sich 
eine bereinigte Bruttolohnquote von 65, 9 
%. Diese lag damit 1991 um 0,5 Prozent­
punkte über der des Jahres 1990, aber nur 
um 0,9 Prozentpunkte über der von 1960 
bzw. um 6,6 Prozentpunkte unter der des 
Jahres 1982. Die Bruttoatbeitseinkom­
men sind im Zeitraum von 1982 bis 1991 
zwar um etwa 50 % angewachsen, wur­
den allerdings zunehmend durch Steuern 
und Abgaben abgeschöpft. 1

• 

Die Profitquote ist spiegelbildlich zur 
Lohnquote gewachsen und nur itn Jahre 
1991 leicht gesunken. Damit ist jedoch 
noch keine Aussage über die Gewinnsi­
tuation der Unternehmen vorgenommen. 
Vielmehr sind die Bruttogewinne zwi­
schen 1982 und 1991 um das 2, lfache an­
gestiegen; da aber die hierauf entrichteten 
direkten Steuern unterproportional um 
das 1,5faclie stiegen, verbesserte sich die 
Nettogewinnposition der Unternehmen 
um das 2,4fache. Die durchschnittliche 
Steuerbelastung des Kapitals, die 1980 
noch 33,6 % betrug, wurde auf21,2 % in 
1991 verringert. 16 Diese Steuerbelastung 
entspricht beinahe derjenigen eines 
Arbeitseinkommensbeziehers, der durch-

schnittlich eine Lohnsteuerbelastung von 
17,9 % zu tragen hatte, wobei zusätzlich 
Sozialabgaben in Höhe von 14,6 % zu 
entrichten w:aren. 17 

Damit waren im vergangenen Jahr die Ka­
pitalverwertungsbedingungen in Deutsch­
land so gut wie noch nie. 
Die Berechnung von Lohn- und Profit­
quote für Ostdeutschland ist weitgehend 
sinnlos, da die · Entstehungsseite des 
Volkseinkommens nur Arbeitseinkom­
men aufweist, die allerdings von immer 
weniger Arbeimehmerlnnen erwirtschaf­
tet werden, und die durch massive staatli­
che und Sozialversicherungstransfers er­
gänzt werden. Das Ergebnis aus Unter­
nehmenstätigkeit ist negativ, die Ein­
kommen aus Vermögen spielen nur eine 
untergeordnete Rolle. 18 

Umverteilung von 
unten nach oben 
In den vergangenen zehn Jahren konnten 
sich alle Haushaltstypen, sofern trian sich 
im Zeitverlauf ergebende Haushalts­
strukturverschiebungen elitniniert, nomic 
nal um etwa 33 % verbessern. Die~· 
halte von Selbständigen erreichten b · :1c 
gen einen Zuwachs von fast 126 % . 19Be­
stehende Ungleichheiten in der Ein­
kommensverteilung wurden also in den 
vergangenen zehn Jahren perpetuiert, 
wobei sich die Spitzenverdienergruppe 
zudem noch deutlicher von allen anderen 
sozialen Gruppen absetzen konnte als in 
der Vergangenheit. Dieses Ergebnis be­
stätigt sich auch, wenn man die Realein­
kommen betrachtet. Mit Ausnahme der 
Arbeitslosenhaushalte konnte alle Haus­
halte ihre Realeinkommensposition leicht 
verbessern (ca. 10 %). Nur die Selbstän­
digenhaushalte vemigten 1991 real um 
43 % mehr als noch in 1980. 
Aktuell ergibt sich dann folgendes Bild 
der Verteilung der verfügbaren Haus­
haltseinkommen: Spitzenreiter sind unan­
gefochten die Selbständigenhaushalte mit 
durchschnittlich 12.562 DM, gefolgt von 
den Beamtenhaushalten mit 5.762 DM 
und den Angestelltenhaushalten mit 5.052 
DM. Auf den weiteren Plätzen finden 
sich die Haushalte von Landwirten ( 4. 700 
DM), Pensionären (4.315 DM), Ar­
beitern (4.158 DM) und Renmern (3.165 
DM). Am unteren Ende der Ein­
kommensskala befinden sich die Haus­
halte von Atbeitslosen (2.502 DM) und 
Sozialhilfeempfängern (2.025 DM)."' 
Damit vemigen die Haushalte der 
Selbständigen über das mehr als sechsfa-
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ehe Einkommen der Haushalte von Sozi­
alhilfeempfängern und weisen im Ver­
gleich zu allen anderen winschaftlich 
aktiven Haushalten der abhängig Beschäf­
tigten einen um das zwei- bis dreifache 
höheren Wert auf. 
Bemerkenswert sind in dem hier erörter­
ten Zusammenhang aber auch die Vertei­
lungswirkungen, die sich aus der Finan­
zierung der Kosten der deutschen Einheit 
ergeben. Zum 1.4.1991 wurde für die so­
zialversicherungspflichtigen Arbeitneh­
mer der Beitrag zur Arbeitslosenversi­
cherung um 1,25 Prozentpunkte angeho­
ben; die gleichzeitige Senkung des Renten­
versicherungsbeitrages um 0,5 Prozent­
punkte bot hierfür kurzfristig nur eine ge­
ringe Kompensation, wird jedoch mittel­
fristig dazu führen, daß bereits 1994 eine 
deutliche Beitragssatzanhebung in der 
Rentenversicherung zu erwarten sein 
wird. 21 Problematisch an der Finanzie­
rung der Ost-West-Transfers mit Mitteln 
der Sozialversicherung ist aber auch die 
ungleiche relative Belasrung der Bezieher 
von geringen und mittleren Einkommen 
auf der einen und Beziehern von höheren 
Einkommen auf der anderen Seite. Da die 
Einkommen nur bis zur jeweiligen Bei­
tragsbemessungsgrenze (in der Renten­
und Arbeitslosenversicherung waren dies 
1992 6.800 DM (West) bzw. im Osten 
3. 900 DM) sozialversicherungsbeitrags­
pflichtig sind, kommt es zu einer relati­
ven Entlastung der Bezieher von Einkom­
men oberhalb der Beitragsbemessungs­
grenze. 
Darüberhinaus wurden zum 1.7.1991 die 
Mineralölsteuer, die KfZ-Steuer für Die­
sel-Pkw und die Versicherungssteuer m­
.gehoben, zum 1.3.1992 die Tabaksteuer 
und zum 1.1.1993 die Mehrwertsteuer. 
Bei diesen Steuern handelt es sich jeweils 
um Belastungen, die vorrangig die ein­
kommensschwächeren Haushalte über­

. proportional treffen. 
Einzig der Solidaritätszuschlag zur Ein­
kommenssteuer belastete die Haushalte 
progressiv. Er wurde jedoch zum 
30.6.1992 abgeschafft. 
Insgesamt ermittelte das RWI (Rheinisch­
Westfälisches-Institut für Wirtschaftsfor­
schung) folgende relative Belastungen der 
Haushalte: 
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Damit haben die Haushaltungen, die die 
höchsten verfiigilaren Einkommen auf0 

weisen, den relativ geringsten Beitrag zu 
den Kosten der deutschen Einheit gelei­
stet. Dennoch ist seitens der Bundes­
regierung eine gerechtere Verteilung der 
Belastungen mit den Kosten der deut­
schen Einheit bislang nicht vorgesehen. 

Umverteilung von 
Ost nach West 
Besonders deutlich werden die ungeheu­
ren Umverteilungsprozesse von Ost- nach 
Westdeutschland, wenn man die Folgen 
der Privatisierung der ehemaligen volles­
eigenen Betriebe analysiert. Die Treu­
handanstalt (THA) übernahm 1990 unter 
anderem etwa 8.500 Betriebe, aus denen 
durch Zergliederung, Entflechtung, Spal­
tung und Zerlegung bis zum 31.12.1992 
12.561 Unternehmen bzw. Unterneh­
mensteile entstanden. Davon wurden· 
10.669 bereits (re-)privatisiert oder Iiqui- · 
diert. Will man die Verteilungswirkungen 
der Privatisierungen abschätzen, so ist zu 
fragen, wer die privatisierten Unter­
nehmen(-steile) erworben hat. Wichtig in 
diesem Kontexi ist zu wissen, daß es zu-. 
nächst das Ziel der THA war, westdeut­
sche Käufer zu finden. Erst später weitete 
sie ihr Engagement auch auf ausländische 
Nachfrager aus und privatisierte Unter­
nehmensteile durch Management-buy-0ut 
(MBO)." So wurden bislang auch erst 
540 Unternehmen an· ausländische Inve­
storen veräußert (5 % der Privatisierun­
gen, aber 8,8 % der Beschäftigungs- und 
10,5 % der Investitionszusagen). Dane­
ben wurden 1.891 MBO realisiert, was 
18 % der Privatisierungen entspricht. Die 
verbleibenden fast 80 % . der Priva­
tisierungen wurden zugunsten westdeut­
scher Unternehmer vorgenommen. Da­
mit hat die Privatisierungspolitik der 
THA zu einer weiteren Produktivvennö­
genskonzentration in den Händen 
westdeutscher Produktivvermögensbe­
sitzer geführt, während die ostdeutsche 
Bevölkerung fast kein Eigentum an Pro­
duktionsmitteln besitzt. Allein die MBO 
wirken diesen Tendenzen entgegen, wo­
bei als MBO die Übernahme von Unter­
nehmen oder auszugliedernden Unterneh­
mensteilen durch leitende Mitarbeiter, die 
Belegschaft oder Teile der Belegschaft zu 
verstehen ist. " Evident ist unmittelbar, 
daß diese Form der Privatisierung für ka­
pitalintensive Großunternehmen unge­
eignet ist. Insofern verwundert es dann 
auch nicht, daß die überwiegende Zahl 

der MBO im Bereich Dienstleistungen, 
gefolgt von Baugewerbe und Apparate-, 
Maschinen- und Fahrzeugbau stattgefun­
den hat." In der Regel handelte es sieb 
dabei um Unternehmen kleiner Betriebs­
größen, so daß MBO hier auch als Instru­
ment der Mittelstandsförderung betrach­
tet werden können. Mittlerweile jedoch 
ist die THA dazu übergegangen, MBO­
Unternehmen, die häufig nicht über sta­
bile Absatzbeziehungen verfügen, nur 
noch mit Westbeteiligung zu privatisie­
ren. 26 Das mag unter unternehmenspoliti­
schen Gesichtspunkten durchaus sinnvoll 
sein, führt vermögenspolitisch jedoch zu 
einer weiteren Umverteilung von 
Produktivvermögen zu Lasten der 
ostdeutschen Bevölkerung. Da auch das 
Haus- und Grundvermögen vielfach zu­
gunsten westdeutscher Bürger privatisiert 
wurde, werden die Unterschiede hinsicht­
lich der Vermögensverteilung zwischen 
West- und Ostdeutschland beständig und 
zunehmend größer. 
Diesen Umverteilungswirkungen von Ost 
nach West wirken, so kann berechtigter­
weise eingewendet werden, die Trans­
ferzahlungen aus dem Westen entgegen. 
Dies ist unzweifelhaft richtig; es ist aller­
dings, um eine weitere Differenzierung 
der Verteilungsverhältnisse im Westen zu 
vermeiden, eine sozialere Form der Fi­
nanzierung der Transfers notwendig 
(s.o.). Darüberhinaus ist aber auch zu be­
rücksichtigen, daß zwischen Einkommen 
und Vermögen ein gewichtiger Unter­
schied besteht, insofern das Vermögen im 
Gegensatz zum überwiegend konsumtiv 
zu verwendenden Einkommen die Eigen­
schaft der Selbstalimentation (Wiederan­
lage von Vermögenserträgen) aufweist. 
Insgesamt haben die Betrachtungen ge­
zeigt, daß in der Vergangenheit ein drei­
facher Umverteilungsprozeß gewirkt hat: 
Von der Arbeit zum Kapital, von unten 
nach oben, von Ost nach West. Von zen­
traler Bedeutung ist in diesem Kontext 
der Arbeitsmarkt. Zum einen deshalb, 
weil über die Beteiligung an Erwerbsar­
beit unmittelbar Einkommen erwirtschaf­
tet werden, zum anderen aber auch des­
halb, weil der Bezug von Einkommen 
Voraussetzung der Vermögensbildung 
ist. Im Gefolge der Rezession und der da­
mit einhergehenden Zunahme der Ar­
beitslosigkeit kommt daher auch aus 
verteilungspolitischer Siebt einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik eine bedeutende Rol­
le zu. Als besonders wirkungsvolles In­
strument erscheint. in diesem Zu­
sammenhang eine Poliiik der zunehmen­
den Reduktion der Arbeitszeit. 
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Verkürzung 
der Arbeitszeit 
Die :Realisierung von Arbeitszeitverkür~ 
zungen war für die Arbeiterbewegung 
schon immer von besonderer Bedeutung. 
Bereits 1864 feierte Marx die Erringung 
des Zehnstundentages als Sieg: "Die 
Zebnstundenbill war ( ... ) nicht bloß eine 
große praktische Errungenschaft, sie war 
der Sieg eines Prinzips. Zum erstenmal 
erlag die politische Ökonomie der Mittel­
klasse in hellem Tageslicht vor der politi­
schen Okonomie der Arbeiterklasse." 27 

Bis zum heutigen Tage gab es immer wie­
der Auseinandersetzungen um die Ver­
kürzung der Arbeitszeit, die heftigsten 
zuletzt 1978/79 und 1984, als es um die 
Einführung der 35-Stunden-Woche ging. 
Im gesamtwinschaftlichen Durchschnitt 
beträgt die Arbeitszeit im Westen derzeit 
rund 38 Stunden, im Osten rund 40 Stun­
den. 28 Im Kontext von Massenar­
beitlosigkeit war und ist es das Ziel von 
Arbeitszeitverkürzungen über eine Ver­
knappung des Arbeitsangebotes Neu­
einstellungen zu erzwingen und so Ar­
beitslosigkeit abzubauen. Die gewerk­
schaftlichen Forderungen gingen dabei 
immer von einer Arbeitszeitverkürzung 
mit vollem Lohnausgleich aus, damit 
Niedriglohn-Empfänger nicht unter das 
Existenzminimum absanken und allge­
meine verteilungspolitische Differenzen 
nicht verstärkt wurden. 
Fraglich war bei den Diskussionen um 
die Arbeitszeitverkürzung seit jeher, in 
welchem Ausmaß Arbeitslosigkeit und 
Beschäftigung beeinflußt werden könn­
ten. Es ist dabei davon auszugehen, daß 
Arbeitszeitverkürzungen keinen hundert­
prozentigen Beschäftigungseffekt zeitigen 
werden, da gegenläufige Tendenzen zu 
beachten sind. 29 Diese ergeben sich zu­
nächst einmal aus der steigenden Stun­
denproduktivität der Beschäftigten, die 
vor allem in dem Fortfall von Er­
müdungserscheinungen begründet ist. 30 

Darüberhinaus sind aber auch Arbeitsin- · 
tensi,,.ierung und -verdichtung von Bedeu­
tung. Erbringen nämlich die Beschäftig­
ten die gleiche Leistung nun in kürzerer 
Zeit, dann ist evident, daß beschäfti­
gungsstimulierende Effekte kompensiert 
werden. 31 Allerdings dürften die Produk­
tivitätszuwächse mit zunehmender Ver, 
kürzung der Arbeitszeit sinken. 
Weiterhin können die Beschäftigungswir­
ku,Igen von Arbeitszeitverkürzungen aber 
auch·durcb den Anstieg von Mehrarbeit, 
insbesondere durch Überstunden, gerade 

auch im Falle unterausgelasteter Kapazi­
täten (zumindest partiell) aufgehoben 
werden, weshalb zugleich eine tarifliche 
Begrenzung der Mehrarbeit notwendig 
ist. " Die Kompensation von Be­
schäftigungszuwächsen durch Mehrarbeit 
ist aber auch um so restringierter, je grö­
ßer die Verkürzung der Arbeitszeit aus­
fällt. 
Umstritten ist schließlich der Zusammen­
hang von Rationalisierung und Arbeits­
zeitverkürzung. Während die einen mit 
Marx die Rationalisierung durch die Ver­
kürzung der Arbeitszeit induziert an­
sehen 33 

, gehen andere Autoren davon 
aus, daß die Einsparung von Arbeitsvolu­
men eher Folge als Ursache des Rationa­
lisierungsprozesses, der selbst originär 
über Kapitalverwertungsinteressen de­
terminiert ist, sind. 34 Ohne diesen Streit 
hier entscheiden zu können, ist aber prin­
zipiell davon auszugehen, daß sich 
Rationalisierung und Arbeitszeitverkür­
zung wechselseitig bedingen, was 
schließlich auch Marx selbst gesehen hat­
te. 35 

Trotz dieser dem Beschäftigungseffekt 
gegenläufigen Faktoren ist unumstritten, 
daß die Arbeitszeitverkürzung mit Neu­
einstellwigen verbunden ist. Umstritten 
ist lediglich das Ausmaß der Bescl;läfti­
gungswirkungen. Die Angaben hierzu 
reichen von 21 % bis 75 % des rechne­
rischen Beschäftigungseffektes. 36 Als 
vorsichtige Schätzung scheint es jedoch 
zulässig zu sein, davon auszugehen, daß 
wenigstens SO % des rechnerischen Be­
schäftigungszuwachses auch tatsächlich 
realisiert werden. Für Westdeutschland 
würde somit die Reduktion der durch­
schnittlichen gesamtwirtschaftlichen Ar­
beitszeit um eine Stunde heute zu einem 
Beschäftigungsanstieg von etwa 400.000 
Personen führen. Damit ist allerdings 
noch nichts über die Entlastung der Ar­
beitslosenstatistik ausgesagt, denn es ist 
denkbar, daß wegen der reduzierten 
Arbeitszeiten auch Teile der stillen Reser­
ve verstärkt eine Arbeitsaufnahme anstre­
ben. 31 

Als gewichtiger Einwand gegen Ar­
beitszeitverkürzung ist die wachsende 
Kostenbelastung der Betriebe in Höhe der 
Neueinstellungen geltend gemacht wor­
den. Dieses Argument verliert bei Ein­
beziehung von Kreislaufüberlegungen 
aber an Schärfe. Durch die Zunahme an 
Beschäftigung steigen schließlich die Ein­
kommen, so daß vermehrt auch kaufkräf­
tige Nachfrage wirksam wird. Dadurch 
erhöht sich dann auch wieder die Pro­
duktion und die Kapazitätsauslastung, so 

· daß schließlich eventuell sogar zusätzli­
che Wachstumsimpulse aus einer ver­
stärkten Investitionsnachfrage wirksam 
werden können. Auch diesem idealtypi­
schen Verlauf des ökonomischen Prozes­
ses können Beschränkungen auferlegt 
sein, z.B. in der Form, daß die zusätzli­
che Kaufkraft durch Kostenüberwälzung 
auf den Preis abgeschöpft wird oder der­
art, daß aufgrund einer Verschlechterung 
der internationalen Wettbewerbsposition 
Exporteinbußen auftreten. Dieses und 
weiteres mehr ist denkbar, aber die Aus­
wirkungen der Arbeitszeitverkürzungen 
der_ Vergangenheit geben wenig Anlaß, 
derartige Negativ-Szenarien als beson­
ders realistisch einzuschätzen. 38 Darüber­
li.inaus ist zu berücksichtigen, daß im Ge­
folge der explosionsartigen Zunalune der 
unternehmerischen Gewinne in den ver­
gangenen Jahren auch die kurzfristig 
liquidisierbaren Geldanlagen enorm ge­
stiegen sind und jetzt prinzipiell auch zur 
Finanzierung von Ar­
beitszeitverkürzungen zur Verfügung ste­
hen. 
Für Ostdeutschland kann allerdings nicht 
davon ausgegangen werden, daß größere 
Arbeitszeitverkürzungen real~~ ·. 
sind. Tarifpolitisch muß es nämlich;li!!~ 
Priorität bleiben, eine schnelle , '"~ 
gleichung der Löhne und Gehälter::ru1ci:'. 
reichen. Darüberhinaus sind dort bereits 
Reduktionen der Arbeitszeit vereinbart, 

, so daß die "arbeitszeitpolitischen Hand0 

lungsmöglichkeiten ( ... ) nicht nur kurz­
fristig, sondern auch mittelfristig ausge­
schöpft (sind; V.0.)."" 
Eine Politik der Arbeitszeitreduzierung 
erscheint somit für Westdeutschland trotz 
der genannten Einschränkungen als eine 
sinnvolle, um unmittelbar zu einer Stabi­
lisierung des Arbeitsmarktes zu gelangen 
und dadurch mittelbar auch die Einkom­
mensposition der Arbeitnehmer zu stär­
ken. Als weitere Verteilungseffekte erge­
ben sich dann eine Zunalune der Sparfa­
higkeit der abhängig Beschäftigten und 
gegebenenfalls auch der Abbau der un­
ternehmerischen Geldvermögensbestän­
de. Zu einer grundlegenden Korrektur 
insbesondere der hochgradig konzentrier­
ten Vermögen reicht die Arbeits­
zeitverkürzung allein aber nicht aus. Hier 
müssen ergänzend vermögenspolitische 
Strategien (z.B. Investivlöhne und Ge­
winnbeteiligungen) realisiert werden, 
wobei aber auch diese vor allem im Hin­
blick auf ihre Wirkungen hinsichtlich der 
Einschränkung der mit dem Vermögen 
verbundenen Macht- und Disposi­
tionsfunktion restringiert sind. 40 Daher 
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Anpassung oder Alternative 
- die SPD auf dem Weg zu "Petersberg II"? 

von Horst Arenz/Horst Peter* 
Rudolf Scharping hat angekündigt, daß 
der Schwerpunkt seiner Arbeiten zum 
Regierungsprogramm auf dem Feld der 
Wirtschafts-, Finanzpolitik und Arbeits­

. marktpolitik liegen wird und hat hierzu 
eine Kommission unter Oskar Lafontaine 
eingesetzt, die ein Konzept ausarbeiten 
soll, das dem Wahlparteitag in der ersten 
Hälfte 1994 zur Verabschiedung vorzule­
gen ist. 
Keine leichte Aufgabe angesichts des 
Durche~ders in der wirtschafts- und 
sozialpolitischen Diskussion, das sich im­
mer mehr in der Partei ausbreitet. Von 
überall prasseln die Vorschläge über die 
Öffentlichkeit herein, um gleich von an­
derer Seite dementiert zu werden. 
:) Stichwort Verteilung: "die Zeiten der 
westdeutschen Verteilungsgesellschaft 
sind vorbei" (Scharping); "es gibt nichts 
mehr zu verteilen" (Blessing)1; dagegen 
fordert Dressler "gerechtere Vermögens­
verteilung" und "gerechtere Besteue­
rung", Kronawitter einen "neuen sozialen 
Lastenausgleich". 
:) Stichwort Konjunkturpolitik: "Für 
klassische Konjunkrurpolitik besteht kein 
fiskalischer Handlungsspielraum"', "kei­
ne Chance für Konjunkturprogramme" 
(Scharping); dagegen spricht sich Uwe 
Jens für neue Schulden zur Bekämpfung 
der Rezession aus. 
:) Stichwort Deregulierung/Privatisie­
rung: "Überregulierung . . . und bürokra­
tische Erstarrung müssen abgebaut wer­
den, staatliche Aufgaben, die von Priva­
ten ebenso gut wahrgenommen werden 
können, sind zu privatisieren" (AG-Wirt­
schaft); Scharping: "staatliche Forstbe­
triebe und Entsorgungsbetriebe könnten 
in privatrechtlicher Organisationsform 
betrieben werden", für die "lean 
administration". 
:) Stichwort Sozialstaat/Sozialkürzun­
gen: "Wir müssen uns fragen, ob der Sozi­
alstaat schlank genug organisiert ist" (Schrö­
der); "Kürzungen im Sozialbereich dürfen 
kein Tabu sein" (Struck/Stolpe); "wenn das 
Bruttosozialprod nicht mehr steigt, müs­
sen nicln nur die Reichen, S<Dlem auch die 
Armen zahlen" (Walther); Scharping plä­
diert unisom mit CDU/CSU für die Wah­
rung des Lohnabstamgebot bei der Höhe 
der Sozialhilfe, dagegen Peter: "Bedamdek­
kungsprinzip bricht Ioonabstarxlsgebot"; 
urnerdessen spricht sicli das SPD-Priisidium 
gegen den Abbau von Sozialleistungen aus. 
:) Stichwort Lohnnebenkosten: "Die 
Lohnnebenkosten müssen gesenkt .. wer-

Horst Peter, Md9, Kassel, bis 1992 Sprecher 
des Frankfurter Kre.Ses; Horst Arenz, wissen-. 
schaftlicher Mitarbeiter, Essen 

den" (SPD-AG Wirtschaft); Scharping: 
"Die Lohnnebenkosten sind zu hoch" 
(Der Spiegel). 
:) Stichwort Arbeitszeit: eine Stunde 
Mehrarbeit für die Beamten (Simonis); 
"Verlängerung der Lebensarbeitsz.eit mit 
durchgehender Flexibilisierung" (Vo­
sen); Scharping: "Eine allgemeine Ver­
längerung der Arbeitszeit führt zur Erhö­
hung der Arbeitslosigkeit• (Der Spiegel -
Hervorh. d. Verf.) .. Rudolf Dress/er be­
zeichnet dagegen die Diskussion über Ar­
beitszeitverlängerung als "Dummheit". 
:) Stichwort Pflegeversicherung: Fi­
nanzierung der Pflegeversicherung durch 
Streichung von Feiertagen (Simonis/Stol­
pe/Schröder etc.), Scharping: über Kom­
pensationen durch Wegfall von Feierta­
gen gesprächsbereit; dagegen Dressler: 
beim Gesundheitsstrukturgesetz schon 
genügend Kompensation geleistet. 
:) Stichwort große Koalition/rot-grün: 
Während die heimlichen oder offenen 
Sympathiebekundungen führender Sozi­
aldemokraten für eine große Koalition 
nicht abreißen (so zuletzt Klose auf einer 
Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung zum 
Standort Deutschland am 23. Juni, die er 
mit der Bemerkung verknüpfte, der Ge­
danke an rot-grün verschaffe ihm Alp­
träume), optieren andere für rot-grün. 
Wohin steuert die SPD, fragt man sich 
angesichts dieses Tohuwabohus. Wir be­
haupten, daß, sollte die SPD den bei der 
Petersberger - Wende eingeschlagenen 
Kurswechsel nun in einer Art zweiten 
Auflage von Petersberg auf dem klassi­
schen Feld der Wittschafts- und Sozialpo­
litik fortsetren, wie sich bei führenden 
Vertretern der Partei andeutet, trägt sie 
eine entscheidende Verantwortung für die 
weitere Radikalisierung breiter Bevöl­
kerungsteile nach rechts. 

Die REPs und die Unterschichten 

Die wachsende Abwendung der Men­
schen von der Politik und der nun seit vier 
Jahren anhaltende Zulauf rechtsradikaler 
Parteien ist in aller Munde. Ob man die 
Kommunalwahlen in Nordrhein-West­
falen oder I .andtagswahlen in Bremen, 
Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein 
oder Hessen nimmt, durchweg konnten 
die Rechtsradikalen hohe Stimmenzu, 
wächse verbuchen. Zugleich z.eichnete 
sich in fast allen ihrer Hochburgen eine 
starke Resonanz in den Stadtteilen und 
Siedlungsstrukturen ab, die überwiegend 
von Menschen aus den Unterschichten 
bewohnt werden. Jüngstes, besonders an­
schauliches Beispiel sind die Kommunal­
wahlen in Hessen. 

Aus den Zahlen des statistischen Amts in 
Frankfurt (ca. 20% SPD, bis zu 60% 
Nichtwähler und Rechtsradikale unter 
den Wahlberechtigten) - im Grundsatz 
gilt das Gleiche für das gesamte BUl).des­
land - läßt sich durchweg eine Zuordnung 
der Rechtsaußen-Wählerschaft zu Stadt­
teilen mit 
• niedrigem Bildungsniveau 
• hohem Arbeiteranteil 
• hohem Erwerbslosenanteil 
• niedrigem Anteil von Selbständigen 

und Beamten 
• hohem Anteil an SPD-Wähler/-innen 

feststellen. 
Gleiches gilt für die soziale Zuordnung 
der Nichtwähler/-innen. Über die L.and­
tagswahlen in Baden: Württemberg hat 
Jörg Ueltzhöffer vom Sinus-Institut er­
mittelt, daß "Arbeiter, vorwiegend jun­
ge, überdurchschnittlich rechtsextrem 
wählen. Von den gewerkschaftlich orga­
nisierten Arbeitern wählte nahezu jeder 
vierte (24 %) die Republikaner."' Hans 
Eichel erklärt laut AFP vom 8. März, 
"die SPD habe die größten Einbußen in 
den großen Städten und dort in den Arbei­
tervierteln erlitten. Im gleichen Bereich 
habe auch die größte Abwanderung ~ 
den Republikanern stattgefunden." ['i(t 

,c,.:1,;• 

Grundprobleme in Deutschland. ' 

Die z.entrale Ursache dieses Rechtstrends 
in breiten Teilen der Bevölkerung liegt in 
dem Unvermögen der Politik begründet, 
die wesentlichen Probleme des Landes zu 
lösen. Der Sozialstaat, die Basis der De­
mokratieakzeptanz Nachkriegsdeutsch­
lands, und die traditionellen Parteien ver­
lieren ihre gesellschaftliche Integrations­
kraft und setzen dadurch antidemokrati­
sche, nationalistische und rassistische 
Potentiale frei. 
Die Verantwortung der Konservativen 
für diese Tendenzen ist unbestritten. Den­
noch wenden sich die Betroffenen nicht 
der SPD zu, sondern kehren auch ihr ver­
stärkt den Rücken. Für die SPD bedeutet 
dies an erster Stelle, daß sie es nicht ver­
mocht hat, den Menschen zu demonstrie­
ren, daß sie iI). der Lage ist, diese Proble­
me zn lösen, daß sie den Menschen Alter­
nativen zur gegenwänigen Politik anzu­
bieten haL' 
An vorderster Stelle steht hier das Ausei­
nanderldaffen der Lebensbedingungen 
der Unterschichten - die mehr als das un­
tere · Drittel der Gesellschaft umfassen -
im Verhältnis zu den wohlhabenderen 
Schichten. Einige Stichworte mögen dies 
veraoscbaulichen: 
• Anschwellen der Massenarbeitslosig-
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keit im Osten und -im Westen Deutsch­
lands, Zuspitzung von Strukturkrisen in 
zahlreichen industriellen Branchen 
• wachsende Zahl der von Sozialhilfe 
lebenden Personen auf über 4 Mio., Ab­
senkung des Anteils der Sozialleistungen 

Deutschen Einheit tun ein Übriges dazu. 
• Bei wachsendem Beitrag zu den Haus­
halten der Öffentlichen Hand haben die 
Unterschichten .der Gesellschaft anteilmä­
ßig immer weniger von den staatlichen 
Realtransfers Bildung, Weiterbildung, 

Mrd. DM im Ausland, das um ein Viertel 
höher als das japanische Auslandsvermö­
gen ist, auch nach der Vereinigung eines 
der reichsten Länder der Welt.• 
Die sogenannten kleinen Leute inkl. einer 
wachsenden Zahl von Facharbeitern und 

Angestellten spü­
ren zunehmend, 

Staatsverschuldung 1992 in % des BSP (geschätzt) 
Quelle: OECD 

daß der Zug der 
Zeit an ihnen vor­
bei zieht. Diese 
wachsende Be­
nachteiligung ist 
die Basis für zu­
nehmende Rechts­
drift und Politik­
verdrossenheit der 
Unterschichten. 
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am Bruttosozialprodukt unter der Kohl­
Regierung von 33,0 auf 29,8 %, 
• Auseinanderentwicklung in den Ein­
kommensverhältnissen: Während der An­
teil der Netto-Einkommen aus unselbstän­
diger Arbeit am Volkseinkommen von 73 
auf 66 % gefallen ist und diese selbst zwi­
schen 1980 und 1990 nur um 47 % gestie­
gen sind, stiegen jene aus Unternehmer­
tätigkeit um 122 % und der Anteil der 
Geldvermögen der privaten Haushalte.um 
93 % (auf 3,4 Billionen DM, davon allein 
in 1991 um 238 Mrd!') - von denen auf 
die untere Hälfte der Gesellschaft nur 2 % 
entfallen• - die Netto-Gewinne der Kapi­
talgesellschaften sogar um 176 % . 
• Von der wachsenden Abgabenlast wa­
ren mit Abstand vor allem die Einkom­
men aus unselbständiger Arbeit betrof­
fen: Während ~it 1960 Vermögens-, 
Körperschafts-, Gewerbe- und veranlagte 
Einkommenssteuer im 'Anteil am Steuer­
aufkommen ständig gefallen sind (bis auf 
7 % und darunter, Vermögenssteuer auf 
1,2 %), stieg die Lohnsteuer von knapp 
über 10 auf 32,4 %, die überwiegend aus 
Beiträgen zur Renten- und Arbeitslosen­
versicherung finanzierten Lasten der 
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Wohnen, Kultur, Straßenbau (Straßen­
bahn - das Verkehrsmittel der kleinen 
Leute), Gesundheit, ja sogar Kinderbe­
treuung profitiert. 
Diese immer mehr auseinanderklaffende 
Schere fmdet vor dem Hintergrund einer 
beschleunigten Vermögensbildung der 
westdeutschen Unternehmen statt: 
• . "Die westdeutschen Produktionsun­
ternehmen haben seit 1980 ihre Geldver­
mögensbildung ver-

"O 
C 
m 
c 
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ü: 

Gibt es noch 
Alternativen? 

Die SPD muß die 
zentralen Berei­
che, in deilen die 
Menschen Verän­
derungen erwar­
ten, selbst auf die 
Tagesordnung set­
zen: 

1 . Standortpolitik -
es gibt keine Kostenkrise 

Die SPD muß sichtbar machen, daß sie 
die Massen- und Dauerarbeitslosigkeit 
mit aktiver staatlicher Beschäftigungspo­
litik bekämpfen und sich für die weitere 
Arbeitszeitverkürzung einsetzen will. Sie 
muß deshalb gegen die herrschende 
konservative Meinung ja sagen zu einer 

vierfacht. Bei einem 
Geldvermögensbe­
stand von fast 1. 700 
Mrd DM machten 
die liquiden Mittel 
1991 etwa 600 Mrd 
DM aus. "7 Auch 
wenn zur Zeit die 
Gewinne sinken, bie­
tet dies erheblichen 
Spielraum für Inves­
titionshilfeabgaben 
u.ä.(s.u.). 

ldeil drBbaJ r enan 

e Der Exportwelt­
meister Deutschland 
ist mit einem Netto­
vermögen von 510 

--
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ökologisch-sozialen Strukturpolitik im öf­
fentlichen Sektor einerseits und im Indu­
strie- und Dienstleistungssektor ande­
rerseits. Nur ökologisch verträgliche Ar­
beitsplätze sind sichere Arbeitsplätze, nur 
sparsamer Rohstoffverbrauch, efffizien-· 
ter Energieeinsatz und Abfallvermeidung 
sichern dauerhaft die Wettbewerbsfähig­
keit der deutschen Wirtschaft. In diesem 
Sinne muß sich die SPD dn die Spitze ei­
ner ökosoz.ialen Erneuerung zur Ubenvin­
dung der Standonprobleme setzen. 
Während Bill Clinton in den USA keyne­
sianischen industriepolitischen Konzepteri 
zu neuer Aktualität verhilft und kurzfri­
stig die Schaffung von 1,2 Mio. Arbeits­
plätzen ankündigt, während die japani­
sche, die österreichische und auch die 
französische Regierung Mrd.-Program­
me zur Ankurbelung der Konjunktur auf­
legen, dominiert in der SPD die Warnung 
vor der Überforderung des Staates (So­
fortprogramm) und die Beschrärikung 
staatlicher Industriepolitik ("Zukunftsin­
vestitionsprogramm") auf die neuen Bun­
desländer. 

. · Die SPD muß Kampagnen initiieren, um 
die Wirtschaft zu drängen, ihre Betriebs­
strukturen auf die "neue Form der Indu­
striearbeit" (Zwickel) vorzubereiten, auf 
flache Hierachien, auf das Wissen schaf­
fende Unternehmen, kurzum auf die 
Beteiligungsorientierung und Qualifizie­
rung des gesamten Arbeitskörpers. Die 
Mitbestimmung von Beschäftigten und 
Betriebsrat muß auf Gesundheitsschutz 
und Produktqualität erweitert werden, 
das Betriebsverfassungsgesetz novelliert 
werden. Die SPD muß den vorbeugenden 
Gesundheitsschutz in der Arbeitswelt ge­
setzlich sicherstellen durch ein Arbeits­
und Gesundheitsschutzgesetz und durch 
eine Reform des Berufskrankheitenrechts 
und der (von 1869 datierenden) Gewerbe­
ordnung. Sie muß die wirtschaftsrelevan­
te Forschungsförderung auf die genann­
ten Innovationsziele ko~entrieren. 
Die Wiedergewinnung von wirtschaftspo­
litischer Kompetenz ist eine entscheiden­
de Voraussetzung für mehr Attraktivität 
unter den "aufstiegsorientierten Mittel­
schichten" und progressiven Managern. 
Die SPD muß öffentlichkeitswirksam 
deutlich machen, daß das Haupt­
standortproblem weder ein Problem der 
Kosten noch zu hoher Steuerbelastung 
noch zu geringer Arbeitszeiten und Ma­
schinenlaufzeiten ist. Laut VW-Chef 
Piech sind mehr als 80 % der ökonomi­
schen Probleme keine Standortprobleme. 
Die Steigerung der ( durchschnittlich ho­
hen) Lohnstückkosten in den letzten Jah­
ren ist ausschließlich der DM-Aufwer-

tung geschuldet. Der (übliche) Vergleich 
der Jahres-Arbeitszeiten hinkt: So wer­
den z,B. Japan mit und Deutschland ohne 
Überstunden verglichen. Bei der Unter­
nehmenssteuerbelastung, die z.B. für die 
Großkonzerne erheblich gefallen ist, wer­
den die freizügigen Abschreibungs- und 
Rückstellungsmöglichkeiten und die Un­
terbewertung des Anlage- und Umlauf­
vermögens in Deutschland schlicht unter­
schlagen, die dazu führen, daß Deutsch­
land laut OECD vom Spitzenplatz bei der 
nominellen Körperschaftssteuer auf den 
letzten Platz bei den effektiven Körper­
schaftssteuern rutscht (s. Schaubild).' Die 
zur Zeit gesetzlich möglichen Spielräume 
zur Ausnutzung der Maschinenlaufzeiten 
mit dem europaweiten Spitzenwert von 
mehr als 130 Stunden wöchentlich wer­
den nur zu 53 Stunden ausgenutzt. Wo 
wird zum Thema gemacht, daß eine zen­
trale Ursache der Probleme der Deut­
schen Wirtschaft in der labilen Welt­
marktkonjunktur liegt, der nicht mit einer 
Senkung von Kosten und Steuern in 
Deutschland beizukommen ist, sondern 
u.a. mit einer Stärkung der binnenwirt­
schaftlichen Strukturen? 
Die Kritik auf die verfehlte Wirtschafts­
politik der Bundesregierung zu lenken, ist 
korrekt, aber dabei muß die SPD sich 
auch mit der Wirtschaft anlegen und z.B. 
die überkommenen Managementstruktu­
ren zum öffentlichen Thema machen, von 
denen schon ·der Spiegel sagt, daß an dem 
"Abstieg der deutschen Wirtschaft ... die 
Wirtschaftsführer selbst tüchtig mitgear­
beitet haben - ein Fall von kollektivem 
Mißmanagement" ". 
Schließlich - und manche in der Partei tun 
es inzwischen als Gesinnungsethik ab: 
Angesichts der Tatsache, daß sich die 
"terrns of trade' mit der Dritten Welt für 
die BRD seit 1980 um 49 % verbessert 
haben, und zwar für rohstoff- und arbeits-

1111i;1 

intensive Waren, muß die SPD Vorstel­
lungen entwickeln, wie Deutschlands 
Beitrag zum Abbau der 'ungleichen und 
diskriminierenden Austauschbeziehun­
gen' aussehen soll. 

2. Umverteilung von oben nach 
unten 

Die SPD muß· die sozialen Ungerechtig­
keiten und die Massenarmut bekämpfen, 
anstatt sich allenfalls gegen ihr weiteres 
Anwachsen zu stemmen. Dazu gehört die 
Ergänzung der Sozialversicherung durch 
die Pflegeversicherung, eine bedarfs­
orientierte soziale Grundsicherung bei 
Alter und Arbeitslosigkeit, die Aufhe­
bung der Sozialversicherungspflichtgren­
zen, ein gerechter Familien- und Kinder­
lastenausgleich - Maßnahmen, die die So­
zialhilfe massiv entlasten und den Kom­
munen Spielraum eröffnen. Sie muß sich 
einsetzen für die Verwirklichung einer 
Kinderbetreuung und zukunftsorientierten 
Altenpolitik, die sich des Vergleichs mit 
den Nachbarländern nicht schämen müs­
sen. Einer Politik des Ausbaus des Soz.iai­
staats (Grundsatzprogramm) wird im So­
fortprogramm eine Absage erteilt. J?er' · 
unverzichtbare Umbau_ des So,: 
darf nicht mit Abbau und Mißbrat · · · · ·· ' 
kämpftmg, wie sie in der KampagÜtder 
Koalitionsparteien laut werden, einherge­
hen, sondern sein Ziel muß die Kongru­
enz von gesellschaftlicher Entwicklung 
und sozialstaatlicher Regelung sein. 
Die zentrale Losung der Partei, daß die 
Schwachen einen starken Staat brauchen, 
hat seit Petersberg keine Konjunktur 
mehr. Stattdessen wird im Sofortpro­
gramm der Begrenzung des Anstiegs der 
Personalnebenkosten unter Ausklamme­
rung der Tatsache das Wort geredet, daß 
Deutschland auch bei den Lohnnebenko­
sten, von denen im Übrigen nur ca. 30 % 

--

per Gesetz fixiert 
sind, im europäi­
schen Vergleich 
nur im Mittelfeld 
rangiert. 11 

Es ist bezeichnend, 
daß die Wirt­
schafts- und Fi­
nanzexperten der 
Partei nicht in der 
Lage sind, das 
häufig von ihnen 
verwandte Schlag­
wort von der Um­
verteilung von un-
ten nach oben un­
ter der Kohl-Re­
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zen und Konzepte für ihre Zurücknahme 
zu entwickeln. Die SPD muß aufzeigen, 
wie die Anhäufung der Geldvermögen, 
wie die seit 1990 als Folge des Wirt­
schaftswunders der 60er Jahre vpn 100 
Mrd. auf 1,5 Bio. im Jahre 2000 an­
schwellenden Erbschaften oder wie die 
weiter auseinanderklaffende Steuerschere 
zugunsten der kleinen Leute steuerlich 
gerechter gestaltet werden können. Auch 
wenn vor dem Hintergrund der Plu­
ralisierung der Lebensstile hier nicht ei­
ner idealistischen Gleichmacherei das 
Wort geredet werden soll: Wenn die Par­
tei in der historisch einmaligen Situation 
der Herstellung der Deutschen Einheit die 
nicht minder historische Chance ver­
säumt, die soziale Gerechtigkeit mit den 
dargestellten Schwerpunkten zu einem 
zentralen Thema zu machen, ist sie bes­
ser beraten, sich gleich selbst aufzulösen, 
bevor sie in einem quälend langen Prozeß 
unter die 20-Prozent-Marke rutscht. 
Auch die vor Ort regierende SPD hat es 

· zumeist versäumt, die - bei aller in Bonn 
verschuldeten Finanznot - dennoch vor­
handenen Spielräume zur Verbesserung 
der Einnahmen (Gewerbesteuer etc.) 
auszunutzen und eine Sparpolitik primär 
zu Lasten der Bessergestellten zu prakti­
zieren. Statt dessen werden Stadtteilbi­
bliotheken und Jugendzentrengeschlossen 
und die Instandhaltung der Kinderspiel­
plätze storniert, zugleich werden - mi.t 
Verweis auf die kommunale Konkurrenz 
um Wirtschaftsansiedlungen und Gewer­
besteuer Hochknltur und Pre­
stigeobjekte favorisiert. 12 

3. Wohnungspolitik für den 
Wohnungsbau statt für die 
Einkommenssteuerbefreiung 

Die Partei muß realistische Konzepte ge­
gen die Wohnungsnot entwickeln: Be-
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kämpfung 
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dehnung 
des sozia­
len Woh­
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mens -
grenzen 
und Ein­
führung 
e ·i n -
kommens­

abhängiger Mieten, Einräumung von 
Kontingenten für besonders Bedürftige, 
Abkehr von der Privilegierung der besser 
gestellten Schichten im freifinanzierten 
Wohnungsbau, die 9110 der jährlich ver­
teilten 45 Mrd. auf sich konzentrieren, 
Bekämpfung der Mietenexplosion durch 
eine Reform des Mietrechts, Besteuerung 
der Immobilien nach dem Verkehrswen 
(700 % des Einheitswerts!), die nach 
Auskunft der Bundesregierung in erster 
Linie am fehlenden Personal scheitert. 

4. Umweltpolitik -
Sparsch~ein der Nation? 

Die Partei darf nicht mit Rücksicht auf 
Finanzen und Stammwählerschaft die 
ökologische Frage in ihrer Bedeutung zu­
rücksetzen. Wir brauchen mehr denn je 
eine Umweltpolitik mit konkreten Maß­
nahmen gegen Naturzerstörung, gegen 
die Explosion des Individualverkehrs, ge­
gen Benzolverseuchung der Großstädte 
und bevorstehende LKW-Schwemme, 
gegen Ozonloch und drohende Klimaka­
tastrophe, gegen die weitere Chemisie­
rung der Lebenswelt, gegen die nicht ab­
reißenden Störfälle in der Chemieindu­
strie, für den Ausstieg aus der AKW­
Wirtschaft und für den Einsatz der 1- und 
K-Technologien in ihrer umweltentlasten­
den Funktion. 
Gegen den Seeheimer Kreis, der vom 
neuen Parteivorsitzenden bereits die 
Befreiung von den ideologischen Positio­
nen der 80 Jahre erwartet", gilt, daß die 
Partei, wenn sie den Umweltbereich un­
ter ferner liefen behandelt", Pro­
blemlösungkompetenz in den Augen der 
Menschen nie erreichen wird. Die 
Integration der Grünen in eine Re­
gierungspolitik auf Bundesebene erhöht 
die Durchsetzungsschancen einer öko-­
logisch-sozialen Reformalternative und 

damit auch die Attraktivität der SPD für 
in Umweltfragen sensible Schichten. 
Dabei muß sie den Mut aufbringen, ge­
gen starke Interessen Widerstand zu 
leisten. 1s 

5. Eine Bildungs- und Kultur­
politik in die Breite statt für Eliten 

Wir brauchen eine neue Offensive in der 
Bildungspolitik, die Deutschland aus der 
Schlußlichtposition im OECD-Vergleich 
(9,1 %) im Anteil der Bildungsausgaben 
an den Gesamtausgaben des Staates her­
ausbringt, die wirksame Maßnahmen zur 
vorrangigen Förderung der Weiterbil­
dung der unter~n Lohn- und Gehaltsgrup­
pen in Betrieb und Verwaltung, gegen die 
Krise der beruflichen Bildung und gegen 
den Boom der Privatschulen durchsetzt, 
die sich nur die Betuchteren leisten kön­
nen, eine Reform, die verhindert, daß 
"der 'Aufstieg durch Bildung' nicht Mil­
lionen von 'Kellerkindern' der Bildungs­
expansion zurücklassen soll"". Wo bleibt 
die dringend nötige Offensive der Partei 
in der aktuellen Bildungsdiskussion? 
Auch im Bereich der Kulturpolitik ist eine 
soziale Schieflage zu konstatieren: Die 
Konzentration auf kulturelle Großereig­
nisse und repräsentative Hochknltur, die 
bekanntlich nur zu einem kleinen Teil von 
den Unterschichten genutzt wird, ist be­
gleitet vom Rückzug aus der Breitenkul­
tur. Anstatt z.B. die. Parks und Kinder­
spielplätze in den Unterschichtstadtteilen 
zu verschönern (bzw. zu sanieren), be­
treibt die Kommunalpolitik das Konzept 
der "Festivalisierung der Politik". Daß 
entsprechend die Einschaltquoten der 
Privatfernsehsender expandieren, weil die 
Menschen keine Alternativen zur Verö­
dung der Städte präsenti.ert bekommen, 
kann dann niemanden mehr wundem. 

6. Umbau des Staates gegen 
Deregulierung und Privatisierung 

Sämtliche dargestellten Konzepte sind 
zum Scheitern verurteilt, wenn sie nicht 
begleitet sind von einem Umbau der 
staatlichen und halbstaatlichen Bereiche. 
Die Integration der "wachsenden und 
neuen Staatsaufgaben" (Grundsatz­
programm) in ein Konzept des Struktur­
wandels des öffentlichen Sektor ist un­
verzichtbar: d.h. Regionalisierung der 
Strukturpolitik, Demokratisierung der 
Planungsformen, Reform des öffent­
lichen Dienstrechts, Abschaffung der 
starren Pef$0nalschlüssel, Reform des 
Haushaltsrechts, Abschaffung der 
traditionellen Kameralistik, Hinterfra-
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gung des Berufsbeamtentums, bürger­
nabe Modernisierung (EDV-Ausstattung, 
Einführung von Controlling und Ressour­
cen- und Ergebnisverantwortung, auf­
gabenbezogene Schwerpunktverlagerung 
und Dezentralisierung, flache Hierar­
chien auch hier, Weiterbildung der Be­
schaftigten, attraktivere Bezahlung auf 
fast allen Ebenen). 

7. Ökologische und soziale 
Steuerreform - stehen wir vor 
dem Staatsbankrott? 

Die Menschen erwarten von einer Poli­
tik, die sie unterstützen sollen, eine Ant­
wort darauf, wie das alles zu finm,zieren 
ist. Die Bekämpfung der sozialen Schief­
lage im Lande und der Aufbau im Osten 
erfordert viel Geld. Die Politik - und die 
Finanzexperten der Partei in Bonn bestär­
ken dies noch mit ihrer Warnung vor dem 
Staatsbankrott - läßt verkünden, für sozia­
le Wohltaten sei kein Geld mehr da. Wo 
wird zur Zeit von der SPD thematisiert, 
daß Deutschland im EG- oder OECD­
V er gleich im Anteil der Staatschulden am 
Bruttosozialprodukt sich im unteren Drit­
tel bewegt, daß Deutschland im Anteil 
der Sozialausgaben am Bruttosozialpro­
dukt gleichauf mit Italien und Luxemburg 
in Europa gerade mal einen Mittelplatz 
einimmt"? Der Spielraum für das drin­
gend notwendige Konjunkturprogamm 
zur "Verstetigung der Ausgaben in Zeiten 
der Konjunkturschwäche" (Grundsatz­
programm) ist vorhanden! 
Das Geld ist da. Es ist unredlich zu 
behaupten, ein derart konzipiertes 
Umverteilungskonzept der sozialen 
Gerechtigkeit würde rein quantitativ zu 

. wenig bringen, man müsse an die 
Einkommen der breiten Masse ran. Es ist 
unredlich zu behaupten, daß die in der 
Tat großen Finanztransfers für den 
Aufbau Ost nicht vorhanden wären, wenn 
der Ausbau der Sozialleistungen im 
Westen nicht gestoppt wird. Die skizzier­
ten finanz- und steuerpolitischen 
Maßnahmen würden inkl. der durch 
Beschäftigung der Arbeitslosen frei­
werdenden Mittel der Bundesanstalt für 
Arbeit je nach Dimensionierung zu­
sammen mit einer Arbeitsmarkt- und 
Ergänzungsabgabe Finanzmittel von jähr­
lich 100 - 300 Mrd. mobilisieren! 
Wo ist die Forderung des Grundsatz­
programms nach einer Sonderbesteue­
rung nicht-investierter Unternehmensge­
winne und nach der Entflechtung von 
Banken und Großunternehmen, wo die 
Forderung nach einer Investitions­
hilfeabgabe der westdeutschen Wirtschaft 

für den Aufbau Ost, wo werden eigent­
lich in der Parteiführung noch die Ko­
sten der Nicht-Reform (z.B. im Umwelt­
oder Sozialbereich) thematisiert und wo 
der Gesichtspunkt, dl!ß viele Reformen 
gar kein Geld kosten und tro/7/lem Wller­
bleiben? 
Ebenso dringend wäre es angebracht, die 
seit Fortschritt '90 in Vergessenheit gera­
tene Forderung nach einer Gemeindefi­
nanzreform wieder aufzugreifen, um die 
kommunale Konkurrenz um die Gewer­
besteuer einzudämmen. 40.000 Finanz­
beamte fehlen in Deutschland, um Steu­
erhinterziehung und Bodenbesteuerung in 
den Griff zu bekommen. Deren Beschäf­
tigung würde die Länder 3 Mrd. kosten, 
während die zusätzlichen Steuermittel in 
die Bundeskasse fließen würden - ein 
ideales Thema, um im Solidarpakt von 
der Bundesregierung für die 3 Mrd. DM 
die Finanzierungszusage an die Länder zu 
fordern! 
Schließlich muß die SPD sich - als ihre ei­
gene Version strikter Sparpolitik - für dra­
stische Kürzung der Verschwendung von 
Subventionsgeldern (Jäger 90, bemannte 
Raumfahrt, Atomenergienutzungetc.)ein­
setzen. Die ökologische und soziale Steu­
er- und Finnnzreform rruif3 ein Schwer­
punkt des Bundestagwahlkampfes werden. 

Orientieren statt moderieren 

Im Kern geht es darum, 
• erstens den Menschen das Gefühl von 
Ohnmacht und Ausgeliefertsein zu neh­
men, indem man ihnen vermittelt, daß sie 
eigene Gestaltungsmöglichkeiten besit­
zen, mit denen sie in einer beeinflußbaren 
Wirklichkeit agieren können 
• daß die Politik zweitens vor dem Hin­
tergrund der zerfallenden traditionellen 
Sozialbindungen mit ihrer unautbaltsa­
men Individualisierung und Pluralisierung 
der Lebenstile im Rahmen ihrer Möglich­
keiten ein gemeinschafts- und sinnstiften­
des Projekt vermittelt. 
Voraussetzung eines derartigen Reform­
projekts wäre allerdings, daß die SPD 
wieder die Bedeutung der "geistig-mora­
lischen Orientierung" (H.J. Vogel) er-

. kennt. Solange man das Konzept der Be­
schränkung auf die Rolle iles Moderators 
zwischen den gesellschaftlichen Gruppen 
vorzieht und davon Abstand nimmt, in 
der Gesellschaft eine Führungs- und Ge­
stallungsrol/e mit grundlegenden Reform­
zielen zu übernehmen (so unlängst Farth­
mann im WDR), solange die Vorstellung 
herrscht, daß "politische Führung nicht 
die Aufgabe hat, wert- oder sinnstiftend 
zu wjrken," sondern die "konkrete, poli-

tische, administrative, verteilende, steu­
ernde Leistung zur Aufgabe hat"'", solan­
ge innerparteiliche Diskussionen und 
Willensbildung nur als Störfaktor und lä­
stige Begleitmusik einer auf die Medien 
konzentrierten Parteiführung wahrgenom­
men werden, solange werden die Men­
schen ihrer Hoffnung auf "klare Alterna­
tiven" beraubt. Soll etwa die Funktion 
der Partei auf die eines Beamtenapparates 
reduziert werden? Soll sie etwa nur noch 
resigniert hinnehmen, daß Volksmusik 
und reality-TV inzwischen Einschaltquo­
ten von sechs Mio. und mehr erzielen? 
Wer allerdings - in Abkehr von der Aus­
sage des Grundsatzprogramms von den 
"erheblichen nationalen Handlungsspiel­
räumen" - die These von der abnehmen­
den Steuerungsfähigkeit der Gesellschaft 
vertritt, 19 ohne zugleich eine Debatte über 
ihre behauptete Unausweichlichkeit zu 
führen, ansonsten aber Weinerlichkeit 
und antiautoritäre Nachdenklichkeit, Lei­
denschaftslosigkeit und Unbeteiligtheit an 
den Tag legt, vergißt die Grunderkennt­
nis, was verstärlae gesel/schtiftliche Ein­
griffe erfordern. Dies bedeutet auch, qaß 
die unterliegenden gesellschaftlichen In, 
teressen, daß Macht und o~,:01!1( 
Wrrtschaft und Gesellschaft zum TI~,,rn• 
gemacht werden. · ; . 
Es fehlt in der SPD zu häufig der sicfuba-. 
re Wille, aus der Opposition heraus Al­
ternativen zur Regierung zu entwickeln -
Kloses Aussage, die Partei könne sich nur 
in der Regierung erneuern'°, ist fatal. Er­
stens ist damit keine Anleitung geliefert, 
wie sie an die Regierung kommen will. 
Zweitens ist überhaupt nicht absehbar, 
wie in der Regierung eine andere Politik 
als die der Regierungskoalition gemacht 
werden soll, wenn schon in der Oppositi­
on die Alternativen nicht sichtbar sind. 
Politikfähigkeit lebt von der Definition 
des Gegners. 

Alltagsbewußtsein 
und Wahlaussichten 

Die Partei muß sich nach den Einbrüchen 
bei den Unterschichten fragen lassen, ob 
sie nicht der Sensibilität für das Alltagsbe­
wußtsein breiter Teile der Bevölke~ 
verlustig zu gehen droht. In der Partei 
macht man sich zu wenig Gedanken dar­
über, daß die V erkiindung politischer Po­
sitionen und die Art, wie sie bei den Men­
schen ankommen, zwei grundverschiede­
ne Dinge sind. 
Man hört aus dem Ollenhauer-Haus nichts 
därüber, wie auf Basis einer Analyse des 
AlltagsbewlgJ/sein.s tkr Menschen, die die 
Partei ansprechen will, welche Kampa-
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gnen auf den Weg gebracht werden sol­
len, wie welche programmatischen 
Schwerpunkte zu welchen Parolen, Bil­
dern und Symbolen verdichtet werden sol­
len. 
Soziale Gerechtigkeit bedeutet heute nicht 
nur Schutzmacht, sondern auch soziale 
Gestaltung - und das heißt auch hier 
Kampf gegen harlnäckigst verteidigte so­
ziale Privilegien. Mit Blick auf Engholrns 
Forderung, die Partei müsse ihren Hut 
dem Volle anpassen, gewinnt man den 
Eindruck, unter Anknüpfen an das All­
tagsbewußtsein dominiert die Vorstel­
lung, z.B. den in den Unterschichten ver­
breiteten Ressentiments gegen Ausländer 
und Asylbewerber nachzugeben, anstatt 
die Ursachen für die Bereitschaft zu die­
ser Sündenbocklogik zu erforschen und 
zu bekämpfen und auf dieser Basis einen 
kompromißlosen antirassistischen und an­
tinationalistischen Diskurs zu führen. 
Entwicklung von Kampagnenfäbigkeit hat 
auch Auswirkungen auf den Umgang mit 
Parteiprogramm und Parteibasis. Partei­
programme und ihre Umsetzung für das 
Alltagsbewußtsein sind in der Tat nicht 
das gleiche, aber sie hängen sehr eng zu­
sammen. Ohne die analytische Durch­
dringung der Gesellschaft, die sich im Par­
teiprogramm niederschlägt, wird eine der 
Grundfunktionen der SPD, nämlich den 
Menschen Orientierungen und Hoffinmg 
auf machbareAiternativenzu bieten, preis­
gegeben. Parteiprogramm und Wirklich­
keit gegeneinander auszuspielen, schadet 
ebenso· der innerparteilichen Dynamik 
wie die Behauptung, Parteiprogramme 
seien das eine, Sachverstand das andere. 21 

Die Mitglieder und Sympathisanten müs­
sen spüren, daß man in der SPD etwas 
bewegen kann, daß die Beteiligung an po­
litischen Debatten Ergebnisse zeigt (z.B. 
durch den Niederschlag in Programmen) 
und nicht - wie bei der Debatte über Asyl 
oder Lauschangriff - Beschlüsse des Par­
teitags urunittelbar danach durch öffentli­
che Erklärungen mißachtet werden. Will 
man etwa nicht zur Kenntnis nehmen, daß 
inzwischen bestimmte Unterbezirke be­
reits dazu übergehen, mangels Engage­
ment der Mitglieder das Kleben der wahl­
plakate an Werbebüros zu vergeben? Der 
aktuelle Trend zur von oben verordneten 
Mitgliederbefragung als Ersatz für Mig­
liederbegehren und -entscheid und damit 
zur Aushebelung der repräsentativen De­
mokratie als einem Grundpfeiler unserer 
Verfassung wird dies noch verstärken. 
Gerade die Dringlichkeit der orientieren­
den Funktion der Politik setzt die Vertei­
digung des Delegiertenprinzips durch die 

.··. Parteilinke auf die Tagesordnung. 

Wir stehen seit dem Zusammenbruch des 
Weltkommunismus vor neuen Realitäten, 
die auch zu einer Weiterentwicklung der 
Partei-Programmatik zwingen, das bloße 
Pochen auf der Beschlußlage reicht nicht 
aus. Aber: Weil die Aufgaben erheblich 
größer geworden sind, muß das sozial­
demokratische Profil für die Menschen 
gerade umso schärfer wahrnehmbar sein. 
53 % der Bundesbürger sind der Auffas­
sung, daß sich die beiden großen Parteien 
kaum noch unterscheiden und der Teil, 
der meint, die SPD paßt sich der CDU 
an, ist mehr als doppelt so hoch wie der 
Teil, der vom Gegenteil überzeugt ist.22 

In diesen Zusammenhang ist auch die 
Medienkampagne in Sachen Moral und 
Aufrichtigkeit von Politikern einzuord­
nen. Ohne eine Alternative gegen die 
herrschenden Zustände konzentriert sich 
der Unmut auf Fragen der persönlichen 
Integrität. "Ehrlichkeit ist das Zauber­
wort, das übrig bleibt, wenn die Unter­
schiede zwischen rechts und links ver­
schwunden sein sollen. . . Das alte Miß­
trauen des 'Untertanen' gegenüber dem 
Herrscher wird darin sichtbar."" 
Es muß stark bezweifelt werden, ob die 
SPD bei solchen Umfrageergebnissen 
Regierungsfähigkeit erlangen kann. Aber 
selbst wenn: Sie würde bei Weiterverfol­
gung des Anpassungskurses das gleiche 
Schicksal wie die norwegischen Sozialde­
mokraten, die niederländischen oder 
französischen Sozialisten erleiden. Letz­
tere hatten spätestens seit 1984 einen kon­
tinuierlichen Anpassungskurs an die Posi­
tionen der Konservativen verfolgt, wäh­
rend die Rechtsradikalen in zahlreichen 
Departements inzwischen mit z.T. über 
40 % der Stimmen zur zweitstärksten 
Partei des Landes avanciert sind. Die 
SPD ist noch ein gutes Stück davon ent­
fernt, das Paradox des Zusammenfallens 
vom Niedergang des "Weltkommunis­
mus" mit der historischen Krise der 
sozialdemokratischen Parteien politisch 
und theoretisch aufzulösen. 

Aufgaben für die Parteilinke 

Auch wenn die Parteilinke keinen Anlaß 
zur Selbstbeweihräucherung hat: Gerade 
jetzt kommt ihr eine ganz neue Bedeutung 
und Verantwortung zu, will sie einen Bei­
trag zur Verhinderung des Rechtsrucks 
im Lande leisten. Die Parteiführung hat -
im Kontext dieser Rechtsentwicklung -
die Diskussionslcultur mit der Parteilin­
ken verkommen lassen; konsequent ver­
steht sie sich umso besser mit den Kon­
servativen und Unternehmern, ein Be­
such etwa bei den zahlreichen Veranstal-

tungen des Arbeitskreises Wirtschaft der 
Friedrich-Ebert-Stifrung kann hier die 
Augen öffnen. -
Die Linke in der Partei ist aufgefordert, 
wenn sie die innerparteiliche Isolation zu­
rückdrehen will, inhaltlich und politisch 
in die Offensive zu gehen. Dabei spielt 
eine entscheidende Rolle, ob es ihr ge­
lingt, über ihre "traditionellen Themen" · 
ökologischer Umbau, Sozialstaat und 
Industriepolitik hinaus glaubwürdige Al­
ternativen zu den Stichworten Staatsver­
schuldung, Standort, Steuerpolitik und 
Deregulierung zu entwickeln. Das 
schließt zwangsläufig auch Überlegungen 
über neue organisatorische Strukturen 
ein. 

Interview in der ·wochenpost vom 25.2.93 
SPD-Arbeitsgruppe zur Wirtschaftspolitik, 6ne 
gesamtdeutsche Strategie für Modemisien..ng, 
Wachstum und Beschäftigung • Entwurf eines 
Thesenpapiers, Bonn 1993; im folgenden zitiert 
als AG-Wirtschaft 

· Jörg Ueltzhöffer (Sinus.Institut), in Frankfurter 
Rundschau vom 16.03.93 
Wer glaubt, wie von höchster Stelle in der Partei 
(so z.B. Blessing in dem zitierten interview) zu hö­
ren ist, angesichts der D~chen Einheit habe die 
SPD keine klare Alternative zur &.idesregien.ng,. 
gräbt sich dagegen selbst das Wasser ab. 
DIW, Die Vermögenseinkommen der privaten 
Haushalte, Wochenberichte 30/1992 
OIW, Die Vermögenseinkommen der p<IVaten 
Haushalte, Wochenberichte 31 /1991 
Vgl. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, 
Die Vermögensbildung und ihre Finanzien.ng in 
der BRD im Jahre 1991, Mai 1992, S. 19 f. und 
Claus Schäfer, Das "Teilen" will nicht gelingen -
Zur Entwicklung der Einkommensverteilung 

· 1 991, in WSI-Mitteilungen 10/92, zitiert nach: Ar­
beitsgruppe Alternative Wwtschaftspolitik, Me­
morandum '93 - Kurzfassung, Bremen 1993 
ArbeitsgruppeAltemativeWirtschaftspolitik, ebda. 
Die Woche vom 7.4.93 

10 Der Spiegel Nr. 19/93 
11 Handelsblatt vom 16.3.93 
u vgl. H. Peter/N. Sprafke, Glaubwürdigkeitsfalle -

zur hessischen Kommi,,alwahl, in: Sozialistische 
Po/ftik und Wrtschaft, Heft 70/1993 

n Die Woche vom 17. 6.93 
a so z.B. in dem Grundsatzpapier der Seeheimer 

·rne Seeheimer - unse, Weg zur Regierungsfähig­
keit der SPD", Ms., November 1993 

15 Der Plan etwa des NRW-Umweltministers Mat· 
thiesen, unter der Parole Verfahrensbeschleuni­
gung u~ Entbürokratisierung 1.000 Mitarbeiter 
in den Umweltbehörden abzubauen, kann VOf die­
sem Hintergrund nur als ktXZsichtig und töricht 
bezeichnet werden (in dem Strategiepapier "Um­
weltverwaltung 2000'", lt. einer Meldung der 
Tageszeirung vom 13.4.93) 

11 Klaus Klemm, Zur Wiedergewimung einw 
Planl.rlgsdimension im Bildungswesen, in Neue 
GeSBlschaft/Frankfurter Hefte, Heh 3/93 

11 Wirtschaftswoche Heh 15193 
,, H.U. Klose in einer Rede zur Preisverleihung "Das 

politische Buch 1993", Pressemitteillr!Q der 
SPD-Bundestagsfraktion vom 12.5.93 

" so - in Anlehnoog an Fritz J. Scharpf - unlängst 
wieder Thomas Meyer ood Christoph Zöpel, "Oie 
Zukunft der sozialen Demokratie" ,Ms., 1993 

211 auf der zitierten Tagung der Friedri~Ebert-Stif­
tung 

21 so K.H. Blessing in dem zitierten Wochenpost-/~ 
tetview 

n Der Spi• Heft 12/93 
11 Rossana Rossanda, Wut ohne Hoffnt.ng, in Wo­

chenpost vom 25.3.93 
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zweite Auflagi1 
Ludwig Elm / Dietrich Heither / 
Gerhard Schäfer (Hg.) 

Füxe, Burschen, Alte Herren 
Studentische Korporationen vom 
Wartburgtest bis heute 

"Nützliches zu 175 Jahren Geschichte und 
Soziologie der deutschen Burschen­
schaften: Das Projekt 'Wartburg '92' der 
Marburger Geschichtswerkstatt setzt einen 
Kontrapunkt zur alten, neuen Burschen­
herrlichkeit - nicht allein historisch. 
Sozusagen quer zur Zeitachse handeln 
Aufsätze vom verbindungsstudentischen 
Seilschaftsprinzip oder vom verkorksten 
Demokratiebegriff der korporierten 
Community. Da der Band zudem eine 
Reihe von Dokumenten sowie eine 
Auflistung der korporierten Dachverbände, 
der Fachausdrücke und der Literatur zum 
Thema enthält, kann man beinahe schon 
von einem Handbuch sprechen." taz 

370 Seiten, DM 24,80 
ISBN 3-89438-050-0 

Neuerscheinung 
Kurt Faller / Reinhard Hahn/ 
Rainer Zeimentz (Hg.) 

Dem Haß keine Chance 
Wie ist die Gewalt zu stoppen? 

Woher die "entgrenzte Gewalt" gegen 
Andersaussehende, Andersdenkende? 
Das Buch erklärt Hintergründe, 
Zusammenhänge, Organisationen. Es stellt 
Alternativen für eine humane und 
demokratische Politik vor und will Wege zu 
eigenem Handeln zeigen. Im Anhang 
Dokumente aus den Bewegungen gegen 
Rechtsextremismus und Rassismus. 

164 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-052-7 

Vielbeachtet 
Karl-Heinz Heinemann / 
Wilfried Schubarth (Hg.) 

Der antifaschistische Staat 
entläßt seine Kinder 
Jugend und Rechtsextremismus in 
Ostdeutschland 

"Der gut informierende und strukturierte 
Band vereinigt unterschiedliche und 
kontroverse Ansätze über die Ursachen 
von Rechtsextremismus." Das Parlament 
"Es ist ein Buch für West- und Ostdeutsche 
gleichermaßen!"Jugendhi/fe 
"Hier werden rechtsextreme Jugendliche 
als Täter und Opfer zugleich gesehen." 
Deutschland Archiv 

140 Seiten, DM 14,80 
ISBN 3-89438-040-3 

Aktuelles by 
PapyRossa 

Neuerscheinung 
Matthias von Hellfeld 

Die Nation erwacht 
Zur Trendwende der deutschen 
politischen Kultur 

Kaum noch ein Tag ohne offizielles 
Bekenntnis gegen Ausländerfeindlichkeit, 
Rassismus und Gewalt. Gleichzeitig wird 
das Asylrecht abgebaut, werden interM 
nationale Einsätze der Bundeswehr 
vorbereitet, tauchen immer beiläufiger 
rechtsextreme Begriffe, Denkfiguren und 
Bilder in Politik, Medien, ja selbst der 
Werbung auf. Steht Deutschland vor einem 
"Extremismus der Mitte"? Wieviel 
Rechtsextremismus verträgt der Zeitgeist? 

Kartoniert, zahlreiche Abbildungen 
183 Seiten, DM 24,80 
ISBN 3-89438-055-1 

Neuerscheinung 
Jürgen Kuczynski 

"Nicht ohne Einfluß" 
Macht und Ohnmacht der 
1 ntellektuellen 

Vier Studien über das Verhältnis von Macht 
und Intelligenz: J.K.s Stasi-Akten; das 
Versagen aller führenden deutschen 
Ökonomen seit dem DDR-Anschluß; Intelli­
genz in der_Antike, in Mittelalter, Kapita­
lismus, Realsozialismus; das (Wieder-) 
Verschwinden der ArbeiterKlasse und die 
neue Rolle der Intelligenz - aus Erkennt­
nisinteresse wie "einfach aus Freude an 
der Vergangenheit in einer trüben 
Gegenwart." 

145 Seiten, DM 16,80 
ISBN 3-89438-053-5 

Finsterer Orient? 
Edith Laudowicz (Hg.) 

Fatimas Töchter 
Frauen im Islam 

"Im neuen Feindbild Islam bekommen 
orientalische Frauen nur zu selbstver­
ständlich den Status armer, unterdrückter 
Opfer zugewiesen. Gegen diesen einseiti­
gen Blickwinkel auf die islamischen Länder 
und insbesondere die Lebenssituation von 
Frauen dort wenden sich Herausgeberin 
wie Autorinnen deutscher und 
orientalischer Herkunft, die in neun 
Aufsätzen für hiesige Breiten ein 
realistisches und aktuelles Bild zeichnen." 
vlb aktuelles 

197 Seiten, DM 19,80 
ISBN 3-89438-051-9 

5000 Exemplare verkauft 
Gisela Preuschoff / Axel Preuschoff 

Gewalt an Schulen 
Und was dagegen zu tun ist 

"G. und A. Preuschoff haben ein Arbeits­
buch zusammengestellt, in dem Vorschläge 
und Überlegungen gesammelt sind. So 
oder so ähnlich kann man die Spiele und 
Übungen in jeder Altersstufe nachmachen. 
Das wird hiermit ausdrücklich empfohlen." 
Deutsche Lehrerzeitung 
"Die beiden Autoren kommen zu dem 
Schluß, daß der Verfall des Gewalttabus 
ebenso falsch ist wie die zu starre Einhal­
tung des Gewaltverbotes. Auch der 
Umgang mit der 'inneren Gewalt' muß 
gelernt werden. Den besonderen Wert des 
Buches macht eine Sammlung von Spielen 
und Übungen aus, die geeignet sind, mit 
eigenen Aggressionen umzugehen und 
kooperative Verhaltensweisen einzuüben." 
Neue deutsche Schule 

154 Seiten, DM 18,-
ISBN 3-89438-049-7 

Neuerscheinung 
Hans Kalt 

Neubeginnen mit Marx 
Die politische Ökonomie und die 
Veränderung der Welt 

"Alle bisherigen Spielarten linker Theorien, 
die auf eine Abschaffung oder zumindest 
Verbesserung der gegenwärtigen une:t-)i{ 
träglichen Zustände abzielen, müsser{rii.m 
auf den Prüfstand. Sind sie tatsächlich, wie 
sie vorgeben, ein Ausweg aus der heutigen 
Krise? Der Autor nimmt diese Heraus­
forderung an und geht einige Schritte des 
mit schmerzlicher S91bsterkenntnis 
belasteten Weges. Er, selbst langjähriges 
Mitglied des Politischen Büros der KPÖ, 
macht sich auf, die marxistische Methode 
neu zu interpretieren, damit vielleicht eine 
zukünftige Generation wieder darangehen 
kann, die Welt zu verändern. Dann aber mit 
besseren Ergebnissen" (Prof. Peter 
Fleissner, Wien). 

236 Seiten, DM 32,M 
ISBN 3-89438-058-6 

Vierte Auflagi1 
Bernd Müllender / P. Vermeulen 

Nicht mehr mit uns! 
Reservisten verweigern 
"Aktualisierte Neuauflage dieses wohl 
einzigen Kriegsdienstveiweigerungs­
ratgebers speziell für Reservisten." ekz 

206 Seiten, DM 18,M 
ISBN 3-89438-020-9 
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